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Präsident 
"Sehr geehrter Herr Präsident! 
Ich habe im Protokoll der gestrigen Rede 

des Abgeordneten Zeillinger nachgelesen und 
festgestellt, daß der Herr Abgeordnete Zeil­
linger in bezug auf meine Amtshandlungen 
den Ausdruck ,Gesetzesbruch' nicht gebraucht 
hat. 

Ich ersuche Sie, sehr geehrter Herr Präsi­
dent, meine Feststellung dem Hohen Hause 
mitzuteilen." (Abg. Dr. van Tongel: Eine 
Feststellung ist sehr wenig! Wo ist die Ent­
schuldigung ?) Ich habe das Schreiben wunsch­
gemäß zur Kenntnis gebracht. (Abg. Dr. van 
Tongel: Danke, Herr Präsident! - Abg. Zeil­
linger: Jetzt habe ich einen Ordnungsruf gut, 
Herr Präsident! - Heiterkeit.) Ich werde 
ihn in Vormerkung nehmen. ( Neuerliche 
Heiterkeit. - Abg. Dr. Hurdes: Möglichst 
bald konsumieren! - Heiterkeit.) Ich hoffe, 
daß die etwas gelockerte Atmosphäre auf 
die nachfolgende Debatte Auswirkungen haben 
wird. 

Wir gelangen vorerst zur Abstimmung über 
die beiden gestern im Verlauf der Verhandlung 
über die dringliche Anfrage der Abgeordneten 
Suchanek und Genossen an den Bundesmini­
ster für Inneres und über die dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Stohs und Genossen an den 
Bundesminister für Justiz eingebrachten Ent­
schließungs anträge. Wird die neuerliche Ver­
lesung der Anträge verlangt? (Rute: Nein!) 
Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse zunächst über den zuerst einge­
brachten Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Dr. Kos und Genossen, betreffend 
das Verlangen an den Bundesminister für 
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft um Rück­
gängigmachung der Dienstenthebung des Prä­
sidenten der Bundesbahndirektion in Inns­
bruck, abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Zeillinger und Genossen, betreffend 
das Verlangen an den Bundesminister für 
Justiz auf Rückgängigmachung des Antrages 
auf Delegierung allfälliger Strafverfahren im 
Zusammenhang mit den Vorfällen in Vorarl­
berg an das Landesgericht Wien. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die 
diesem Entschließungsantrag ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich bitte den Schriftführer um die Verlesung 
des Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: "An Herrn Präsi­
denten des Nationalrates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 24. November 1964, Zl. 11.421/ 
64, über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Karl Schleinzer 
den Bundesminister für Unterricht Dr. Theo­
dor Piffl-Percevic mit dessen Vertretung be­
traut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 
Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­

schließung vom 24. November 1964, Zl. 11.422/ 
64, über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Handel 
und Wiederaufbau Dr. Fritz Bock mich mit 
dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Klaus" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (520 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1965 (558 der 

Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesord­
n ung ein. Gegenstand ist das Bundesfinanz­
gesetz für das Jahr 1965. 

Ich darf hiezu folgendes bemerken: 
Die Beratungen der Spezialdebatte werden 

nach Gruppen durchgeführt. Eine Aufstellung 
über die im Einvernehmen mit den Parteien 
vorgenommene Gruppeneinteilung ist allen 
Abgeordneten des Hohen Hauses zugegangen. 
Wird hiegegen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. 

Die Parteien sind übereingekommen, VOll 

einer Generaldebatte Abstand zu nehmen. 
Dafür wird aber den Abgeordneten die Mög­
lichkeit gegeben, anläßlich der Verhandlun­
gen über die Gruppen I und II gegebenenfalls 
zu Fragen Stellung zu nehmen, die ansonsten 
Gegenstand der Generaldebatte wären. 

Die Debatte über die Gruppen I und II 
soll unter einem abgeführt werden, die Ver­
handlungen über die Gruppe II a getrennt. 
Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das 
ist nicht der Fall. Es wird daher die Debatte 
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Präsident 
über die Gruppen I und II unter einem abge­
führt werden, wobei es den Abgeordneten 
freisteht, bei der Behandlung dieser Gruppen 
zu Fragen Stellung zu nehmen, die ansonsten 
Gegenstand der Generaldebatte wären. 

Weiters ist allen Abgeordneten ein mit den 
Parteien einvernehmlich aufgestellter Plan 
für die Durchführung der Spezialdebatte im 
Hause zugegangen. Fall~ Verzögerungen in 
den Beratungen des Bundesvoranschlages 
gegenüber dem Arbeitsplan eintreten sollten, 
müßte der Nationalrat auch an Samstagen zu 
Sitzungen zusammentreten. 

Die Abstimmungen über die einzelnen Grup­
pen und die dazu eingebrachten Entschlie­
ßungsanträge erfolgen wie in den vergangenen 
Jahren an bestimmten festgesetzten Tagen, 
und zwar Donnerstag, dem 3. Dezember, um 
12 Uhr und Dienstag, dem 15. Dezember, 
nach Abschluß der Budgetverhandlungen. 

Ich bitte nunmehr den Generalberichterstat­
ter, Herrn Abgeordneten Machunze, seinen 
Bericht zu erstatten. 

Generalberichterstatter Machunze : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herrenl Auch in 
diesem Jahr wurde mir die ehrenvolle Auf­
gabe übertragen, als Gelleralberichterstatter 
für das Budget 1965 zu fungieren. Ich darf 
mich dieser Pflicht zum zehnten Male entledi­
gen. 

Die Bundesverfassung bestimmt, daß die 
Bundesregierung dem Nationalrat zehn Wochen 
vor Ablauf eines Kalenderjahres den Staats­
voranschlag für das kommende Jahr vorzu­
legen hat. In Österreich deckt sich bekannt­
lich das Finanzjahr mit dem Kalenderjahr. 
Daher ist der Stichtag der 22. Oktober eines 
jeden Jahres. 

Ich darf feststellen, claß sich die Bundes­
regierung nach langen und nicht immer ganz 
leichten Verhandlungen bis zu dem in der 
Bundesverfassung festgesetzten Termin geei­
nigt hat - wenn auch, wie dies ein Redner 
in der Generaldebatte feststellte, mit einer 
Verspätung von sieben Minuten. (Abg. D1'. va·n 
Tongel: In der Regierung, abe1' nicht im Par­
lament!) Würden wir aber die Bevölkerung 
fragen, ob sie eine um sieben Minuten verspä­
tete Einigung einer möglichen Regierungskrise 
vorzieht, die Antwort auf diese Frage würde 
sicher sehr eindeutig ausfallen. 

Am 28. Oktober hielt der Herr Bundes­
minister für Finanzen im Hohen Haus die 
Budgetrede, in welcher er die Grundsätze 
mitteilte, welche für die ~undesregierung 
bei der Erstellung des Voranschlages maßge­
bend waren. Der Herr Finanzminister erläu­
terte auch die wichtigsten Ansatzposten im 
Budget, dessen Gliederung _den Budgets--.ver-

gangener Jahre gleicht. Am 4. November 
fand die erste Lesung statt., und am 5. Novem­
ber begann im Finanz- und Budgetausschuß 
die Spezialdebatte, die am 19. November mit 
der Abstimmung über die einzelnen Kapitel, 
über die bei der Debatte eingebrachten Anträge 
und über das Bundesfinanzgesetz abgeschlossen 
wurde. 

Bevor ich mich dem eigentlichen Bundes­
finanzgesetz zuwende, gestatten Sie mir einige 
allgemeine Bemerkungen: 

Bei der Erstellung des Budgets ging die 
Bundesregierung von der Annahme aus, daß 
die Konjunktur auch im kommenden Jahr in 
unvermindertem Ausmaß anhalten werde. Bei 
einer gründlichen Betrachtung der einzelnen 
Ansatzposten mag man vielleicht zur Über­
zeugung gelangen, daß sie etwas zu optimi­
stisch veranschlagt wurden. Das gilt besonders 
für manche Ansätze auf dem Gebiete der 
Steuern und der Zölle. Aber wir alle wollen 
hoffen, daß sich dieser Optimismus erfüllt 
und die österreichische Volkswirtschaft weiter 
jene Leistungen erbringen kann, die zur 
Erfüllung des Staatshaushaltes nicht nur auf 
der Einnahmenseite, sondern ebenso auf der 
Ausgabenseite unbedingt erforderlich sind. 

Bei der Einbringung des Voranschlages 
appellierte bisher jeder Finanzminister an die 
Bevölkerung und an die einzelnen Ressorts, 
sich größter Sparsamkeit zu befleißigen. 
Finanzminister Dr. Schmitz hat das weniger 
drastisch getan, aber auch aus seiner Rede 
war dieser Appell deutlich vernehmbar. Ich 
möchte mich diesem Appell mit allem Nach­
druck anschließen, denn der Staat kann nur 
das ausgeben, was ihm vorher seine Bewohner 
in Form von Steuern und Abgaben überlassen 
haben. Wer immer mit öffentlichen Geldern 
zu tun hat, i'lollte stets dar an denken, daß er 
Verwalter fremden Gutes ist, mit dem er 
schon am, Gewissensgründen sparsam umzu­
gehen hat. 

Ich erwähnte SChOll, daß im Budget 1965 
ein beträchtlicher Optimismus zum Ausdruck 
kommt. Daher ist wohl die Feststellung er­
laubt, daß dieses Budget nur dann erfüllt 
und eingehalten werden kann, wenn überall 
und in jedem Ressort größte Sparsamkeit 
herrscht und wenn sich alle Stellen, denen das 
Budget Mittel zuteilt, ernstlich bemühen, 
die Ansätze im Finanzgesetz nicht zu über­
schreiten, Das wird sich sicher nicht überall 
verwirklichen lassen, aber Überschreitungen 
soll und darf es nur dort geben, wo sie eine 
unbedingt zwingende Notwendigkeit sind. 

Allerdings muß ich in diesem Zusammen­
hang auch ein Wort an die Mitglieder dieses 
Hohen Hauses richten, Wir alle haben die 
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Machunze 
Verpflichtung, dem Bundesminister für Finan­
zen und der gesamten Bundesregierung bei 
der Erfüllung des Bundesfinanzgesetzes zu 
helfen. Wir haben in den vergangenen Jahren 
immer wieder erlebt, daß das Budget noch nicht 
die Staatsdruckerei verlassen hatte, und schon 
kamen neue Forderungen mit finanziellen 
Belastungen an den Staat heran. Wir werden 
daher gewissenhaft zu prüfen haben, ob Ge­
setze, die zusätzliche finanzielle Belastungen 
nach sich ziehen, vertreten und verantwortet 
werden können. Vor allem aber kann es nicht 
so sein, daß das Parlament neue Gesetze mit 
finanziellen Mehrbelastungen beschließt und 
die Sorge um die finanzielle Bedeckung allein 
dem jeweiligen Finallzminister aufgebürdet 
wird. Es wird sich sehr bald Gelegenheit 
bieten, bei der Verabschiedung des neuen 
Haushaltsrechtes noch eingehend über diese 
Dinge zu reden. 

Die Erstellung eines Voranschlages steht 
in engem Zusammenhang mit der Entwicklung 
der Volkswirtschaft, mit der Entwicklung des 
Brutto-Nationalproduktes. Hier ergeben sich 
einige interessante Vergleichsmöglichkeiten. 
Im Jahre 1962 betrug das Brutto·National· 
produkt 186,9 Milliarden. Davon nahmen 
Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversiche. 
rungsträger 65,6 Milliarden in Anspruch. 
Für das Jahr 1965 wird das Brutto·N ational. 
produkt auf 234,4 Milliarden geschätzt. Bund, 
Länder, Gemeinden und Sozialver'3icherungs. 
träger werden davon rund 84,6 Milliarden in 
Anspruch nehmen. 

Eine gen aue Betrachtung und Durchleuch· 
tung des Budgets läßt den Schluß zu, daß es 
ein Spiegelbild unseres gesamten wirtschaft. 
lichen, kulturellen und sozialen Lebens dar­
steHt. Muß doch bei der Erstellung des Vor. 
anschlages auf die verschiedensten Lebens· 
bereiche Rücksicht genommen werden, wie 
etwa auf die Erziehung der Jugend, die Sicher­
heit und Verteidigung des Landes. Ebenso 
müssen berücksichtigt werden die alten und 
kranken Menschen, die Opfer zweier Welt­
kriege und der politischen Verfolgung, die 
'Virtschaftsförderung und viele andere Be­
lange unseres staatlichen Lebens. 

Im Budget kommt aber auch zum Aus· 
druck, daß der Staat direkter Arbeitgeber 
ist, wobei allerdings nicht die Zahl der in den 
verstaatlichten Unternehmungen Beschäftig­
ten zu erkennen ist. Die Zahl der Pragmati­
sierten und der Vertragsbediensteten, die 
ihren Lebensunterhalt mit dem bestreiten 
müssen, was ihnen der Staat als Arbeitgeber 
an Bezügen auszahlt, beträgt laut Dienst­
postenplan, über den übrigens noch gesondert 
zu berichten sein wird, immerhin 319.923 Per· 
sonen. 

Selbstverständlich muß der Staat auch für 
jene sorgen, die ihr Leben lang der Öffentlich­
keit gedient haben. Ich meine die Pensio· 
nisten. Hier gibt es ein eigenes Kapitel. 
Die Zahl der Pensionisten des öffentlichen 
Dienstes beträgt 78.579. Dazu kommen noch 
79.313 Pensionisten der Österreichischen Bun­
desbahnen. 

Dem Budget können wir aber auch ent­
nehmen, wie schwer die beiden Weltkriege 
unser Land getroffen haben. Lassen wir 
hier nur einige Zahlen sprechen. 

N ach dem Kriegsopferversorgungsgesetz sind 
zu versorgen: 

Kriegsbeschädigte ........... . 
Witwen nach Gefallenen ..... . 
Waisen nach im Krieg Gefallenen 
Eltern nach Kriegsopfern ..... 

146.337 
106.710 

9.803 
58.058 

Dazu kommen noch die nach dem Klein· 
rentnergesetz mit bescheidenen Renten be· 
dachten 4138 Personen, die infolge des ersten 
Weltkrieges zu Bettlern wurden. Nicht ver· 
gessen werden dürfen jene, die Opfer der 
politischen Verfolgung wurden und deren 
Zahl 5114 beträgt. Damit sind allerdings nur 
jene erfaßt, die eine Rente nach dem Opfer­
fürsorgegesetz erhalten. 

Die im Kapitel 26 des Bundesvoranschlages 
aufscheinenden Zahlen betreffen direkte Kriegs. 
folgen. Sie betragen im kommenden Jahr 
immerhin 519,5 Millionen. Für ein kleines 
Land eine nicht gerade kleine Summe! 

Man kann das Budget auch nach anderen 
Gesichtspunkten betrachten und Untersuchun· 
gen darüber anstellen, was in vier großen 
Gruppen ausgegeben werden soll. Ich meine 
Erziehung und Kultur, 'Vohlfahrt, Wirtschaft 
und übrige Gebarung. 

Bei der erstgenannten Gruppe wirken sich 
natürlich - wenigstens teilweise - die vom 
Hohen Haus beschlossenen neuen Schulgesetze 
deutlich aus. Trotzdem muß festgestellt wer· 
den, daß der Ansatzpostml für Erziehung und 
Kultur mit 6,9 Milliarden der niedrigste der 
vier Gruppen ist. Das müßte uns eigentlich 
zu denken geben, und wir sollten uns die Frage 
vorlegen, ob Österreich für diesen wichtigsten 
Bereich unseres gesellschaftlichen Lebens ge· 
nug tut. 

Die zweite große Gruppe umfaßt die Wohl­
fahrt. Hier finden wir die Beiträge des Bun­
des zur Sozialversicherung, die Aufwendungen 
aus der Arbeitslosenversicherung, die Maß­
nahmen für die Kriegsopfer, für die Jugend. 
fürsorge, das Gesundheitswesen und verschie­
dene andere wichtige staatliche Aufgaben. 
Die diesbezüglichen Budgetansätze betragen 
immerhin 16,8 Milliarden. 
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Machunze 
Die dritte große Gruppe läßt sich unter 

dem Begriff Wirtschaft zusammenfassen. 
Hier sind jene Beträge vorgesehen, die an 
direkten oder indirekten wirtschaftlichen Auf­
wendungen seitens des Staates erfolgen. Die 
Summe beträgt 24,4 Milliarden. 

Schließlich kommt die dritte große Gruppe, 
die man unter dem Gesichtspunkt "übrige 
Gebarung" erfassen kann. In diese Gruppe 
gehören alle Aufwendungen für die eigentliche 
Staatsverwaltung, für den Rechtsschutz und 
die Rechtssicherheit, für die Landesverteidi­
gung und alle übrigen Verwaltungszweige. 
Die Ansätze betragen immerhin 18,3 Milliar­
den. 

Nun darf ich mich kurz den generellen 
Zahlen des Bundesvoranschlages zuwenden. 
In der ordentlichen Gebarung sind vor­
gesehen: 

Millionen SChilling 

Ausgaben .................. 63.807 
Einnahmen ................ 63.793 
Abgang ................... 14 

Hauses für diesen Staat die gleiche Verant­
wortung. 

Die Herren Spezialberichterstatter werden 
die zu den einzelnen Kapiteln erforderlichen 
Erläuterungen geben. Ich stelle daher, Herr 
Präsident, im Namen und im Auftrag des 
Finanz- und Budgetausschusses den Antrag, 
das Hohe Haus wolle in die Spezialdebatte 
eintreten und nach Abschluß derselben dem 
Bundesfinanzgesetz samt den dazugehörigen 
Anlagen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn General­
berichterstatter für seinen Bericht. 

Wie schon erwähnt, wird von einer General­
debatte Abstand genommen. Ich bitte daher 
jene Damen und Herren, die dem Antrag des 
Herrn Generalberichterstatters auf Eingehen 
in die Spezialdebatte ihre Zustimmung er-

. teilen, sich von den Sitzen ~u erheben. -
Einstimmig angenommen. 

Im Bundesvoranschlag 1964 war in der Spezialdebatte 
ordentlichen Gebarung ein Abgang VOll 529 Mil- Gruppe I 

lionen vorgesehen. Kapitell: Bundespräsident und Präsident-
In der außerordentlichen Gcbarung sind schaftskanzlei 

Ausgaben in der Höhe von 2988 Millionen Kapitel 2: Organe der Bundesgesetzgebung 
vorgesehen. Insgesamt wird mit Gesamt-' . 
ausgaben in der Höhe von 66.795 Millionen KapItel 3: Gerichte des öffentlichen Rechtes 
und einem Gesamtabgang von 3002 Millionen Kapitel 3 a: Rechnungshof 
gerechnet. Der Bundesrechnungsabschluß wird 
dann zeigen, ob die Zahlen des Voranschlages Gruppe 11 
zu optimistisch waren oder tatsächlich auf Kapitel 7: 
der Einnahmen- und Ausgabenseite eingehalten 

Bundeskanzleramt (ausgenommen 
Titel 1 § 3: Verstaatlichte Unter­
nehmungen) werden konnten. 

Der Bundesvoranschlag 1965 wurde im 
Finanz- und Budgetausschuß des N ational­
rates sehr gründlich behandelt. Nicht weniger 
als 222 Redner aus den Reihen der Abge­
ordneten ergriffen das Wort. Der Präsident 
des Nationalrates, der Präsident des Rech­
nungshofes und 13 Mitglieder der Bundes­
regierung nahmen zu den im Verlauf der Aus­
schußberatungen aufgeworfenen Fragen Stel­
lung. Insgesamt nahmen die Beratungen rund 
60 Stunden in Anspruch. 

Als Generalberichterstatter sei mir die Fest· 
stellung erlaubt, daß die Ausschußberatungen 
im allgemeinen sachlich waren, wenngleich 
es bei einzelnen Kapiteln auch etwas lebhafte 
Diskussionen gab. Das konnte aber nicht 
hindern, daß schließlich sämtliche Budget­
gruppen mit den Stimmen der bei den Regie. 
rungsparteien angenommen wurden. Möge es 
gelingen, die Budgetberatungen im Haus mit 
der gleichen Sachlichkeit und dem gleichen 
Verantwortungsbewußtsein zu führen, denn 
schließlich tragen alle Mitglieder des Hohen 

Kapitel 28 Titel 6: Staatsdruckerei 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur Spe­
zialdebatte über die Gruppen I und II, die unter 
einem abgeführt wird. 

Spezialberichterstatter zu Gruppe I ist der 
Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs. 
Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
Weihs: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
die vier zur Beratungsgruppe I gehörenden 
Kapitel des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1965 in seiner Sitzung vom 5. November 
1964 in Verhandlung gezogen. 

Im Bundesvoranschlag 1965 sind für die 
Gruppe I mit den Kapiteln 1: Bundespräsident 
und Präsidentschaftskanzlei, 2: Organe der 
Bundesgesetzgebung, 3: Gerichte des öffent­
lichen Rechtes, und 3 a: Rechnungshof, an 
Ausgaben 105,24 Millionen Schilling, das sind 
0,16 Prozent des Budgets 1965, und an Ein­
nahmen 1,68 Millionen Schilling präliminiert. 

235 
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Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
Für Kapitell sind in Summe 7,75 Millionen 

Schilling, um rund 620.000 S mehr als im 
Vorjahr, vorgesehen. 

Die höheren sachlichen Ausgaben beruhen 
auf höheren Aufwendungen für Orden und 
Ehrenzeichen. 

Für Kapitel 2 sind in Summe 66,79 Millionen 
Schilling, um 2,91 Millionen Schilling mehr 
als 1964, veranschlagt. 

An Einnahmen werden 1,47 Millionen Schil­
ling, um 400.000 S mehr als 1964, erwartet. 

Für Kapitel 3 sind insgesamt 14,56 Millionen 
Schilling, um 1,15 Millionen Schilling mehr 
als im Vorj ahr, vorgesehen, währE'nd mit 
Einnahmen von 509.000 S, um 277.000 S 
mehr als 1964, gerechnet wird. 

Für Kapitel 3 a sind insgesamt 16,13 Mil­
lionen Schilling, um 2,76 Millionen Schilling 
mehr als 1964, präliminiert. 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben 
bei allen angeführten Kapiteln ist vor allem 
auf die Erhöhung der Bezüge und Familien­
zulagen für die Bundesbediensteten zurück­
zuführen. 

Bei Kapitel 2 werden die höheren sachlichen 
Ausgaben durch die im Zusammenhang mit 
der Bezugserhöhung der Bundesbediensteten 
erhöhten Entschädigungen der Abgeordneten 
zum Nationalrat und zum Bundesrat und durch 
eine größere Anzahl von Pensionen verursacht. 
Die Einnahmen ergeben sich fast zur Gänze 
aus den Beiträgen der Mitglieder des National­
rates und des Bundesrates. 

Die Aufwendungen für die Organe der Bun­
desgesetzgebung sind jedoch die niedrigsten 

. der westlichen Welt, weil der Aufwand für 
die Abgeordneten - pro Kopf und Monat -
die Bevölkerung mit nur 58 Groschen belastet; 
das ist weniger als der Preis für eine Zigarette 
der Marke "Stuyvesant". 

Bei Kapitel 3 wird die Steigerung der per­
sönlichen Ausgaben beim Verfassungsgerichts­
hof durch die Vermehrung des Personalstandes 
und die höheren sachlichen Ausgaben durch 
die infolge des gestiegenen Aktenanfalles be­
dingte längere Dauer der Verhandlungsperio­
den verursacht. 

In der Debatte sprachen elf Abgeordnete. 
Der Präsident des Nationalrates Dr. Maleta 
beantwortete eingehend die das Parlament 
betreffenden, in der Debatte aufgeworfenen 
Fragen. Im Anschluß daran nahm der Präsi­
dent des Rechnungshofes Dr. Kandutsch zu 
jenen Fragen Stellung, die hinsichtlich des 
Rechnungshofes im Zuge der Verhandlungen 
des Finanz- und Budgetausschusses erörtert 
wurden. 

Ferner hat der Finanz- und Budgetausschuß 
auf Antrag der Abgeordneten Dr. van Tongd, 

Prinke und Mark einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause den dem Bericht angeschlossenen 
Entschließungsantrag zur Annahme zu emp­
fehlen. 

Die Abstimmung über die Gruppe I nahm 
der Finanz- und Budgetausschuß am 19. No­
vember 1964 vor, wobei die zu dieser Gruppe 
gehörenden Kapitel mit den Stimmen der 
Regierungsparteien angenommen wurden. 

D8r Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den Antrag, der Nationalrat wolle be­
schliBßen: 

1. Dem Kapitel 1: Bundespräsident und 
Präsidentschaftskanzlei, dem Kapitel 2 : Organe 
der Bundesgesetzgebung, dem Kapitel 3: 
Gerichte des öff~ntlichen Rechtes, und dem 
Kapitel 3 a: Rechnungshof, des Bundesvor­
anschlages für das Jahr 1965 (520 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilt. 

2. Die Entschließung wird angenommen. 

Die Entschließung lautet: 
Die Bundesregierung wird ersucht, dem 

Nationalrat den Entwurf einer Novelle 
zum Bundes-Verfassungsgesetz vom 1. Okto­
ber 1920 in der Fassung von 1929 vorzu­
legen, durch welche der Kreis der Stellen 
und Personen erweitert wird, die berechtigt 
sind, den Verfassungsgerichtshof anzurufen. 
Ich bitte, in die Spezialdebatte einzugehen. 

Präsident: Ich bitte nunmehr den Spezial-
berichterstatter zu Gruppe 11, Herrn Abge­
ordneten Gabrieb, um seinen Bericht. 

Sp<~zialb)richterstatter Gabriele: Hohes Haus! 
Ich habe die Ehre, üb3r die in der Gruppe Il 
zusammengefaßten Teile des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1965, und zwar über 
Kapitel 7: Bundeskanzleramt (ausgenommen 
Titel 1 § 3: Verstaatlichte Unternehmungen), 
und Kapitel 28 Titel 6: Staatsdruckerei, zu 
berichten. 

Der Finanz. und Budgetausschuß hat in 
seiner Sitzung vom 5. November 1964 diese 
Gruppe einer sehr gründlichen Vorberatung 
unterzogen. 

Im Bundesvoranschlag 1965 sind für Kapi­
tel 7 "Bundp:skanzlC'ramt" an· Ausgaben ins­
gesamt 188,839.000 Sausgewiesen, hievon 
betragen dia Ausgaben der Sektion IV, Ver­
staatlichte Untern'hmungen, über dis gesondert 
berichtet wird, 17,440.000 S, sodaß 171 ,399.000 S 
verbleiben. Von diesem Betrag entfallen auf 
die Personalausgaben 78,190.000 S und auf 
die sachlichen Ausgaben 93,209.000 S. Gegen­
über dem Bundcsvoranschlag 1964 bedeutet 
dies eine EI höhung beim Personalaufwand 
um 9,228.000 S und beim Sachaufwand um 
7,461.000 S. 
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Gabriele 

Der angemeldete Mehrbedarf beim Personal­
aufwand ist auf die Gehaltserhöhungen der 
Bundesbediensteten und insbesondere auf die 
Erhöhung des Personalstandes beim Stati­
stischen Zentralamt zurückzuführen. 

Der Mehrbetrag im Sachaufwand ergibt 
sich im wesentlichen aus der Erhöhung des 
Mitgliedsbeitrages Österreichs für die OECD 
und aus dem Mehrbedarf des Statistischen 
Zentralamtes. 

Die Einnahmen bei Kapitel 7 "Bundes­
kanzleramt" - wieder ohne die der Sektion IV, 
Verstaatlichte Unternehmungen - werden 
auf 10,875.000 S, somit um 514.000 S geringer 
als 1964, g~schätzt. Diese Verminderung 
resultiert aus der Neufestsetzung des Ersatzes 
des ERP-Fonds. 

Bei Titd 1 ist unter § 1 der Aufwand für 
die Sektionen I bis III des Bundeskanzler­
amtes, unter § 2 jener der Sektion V, das ist 
die Sckt.ion für wirtschaftliche Koordination, 
und unter § 3 der für die Sektion IV, Verstaat­
lichte Unternehmungen, ausgewiesen. 

Das Erfordernis unter § 1 wird mit 
75,744.000 S veranschlagt. Hievon entfallen 
auf den Personalaufwand 22,880.000 S, der 
gegenüber dem Vorjahre in Berücksichtigung 
der schon erwähnten Bezugserhöhungen um 
1,782.000 S erhöht wird. Die sachlichen Aus­
gaben sind beim Bundeskanzleramt mit 
52,864.000 S präliminiert. 4,553.000 S entfallen 
hievon auf den eigentlichen Verwaltungsauf­
wand. Die Förderungszuwendungen sind mit 
540.000 S veranschlagt. Sie beinhalten 40.000 S 
als Subvention an den Österreichischen Presse­
klu b und erstmalig für Sonderrnaßnahmen der 
Bundesregierung - darunter sind Spenden 
anläßlich von Katastrophenfällen und der­
gleichen zu verstehen - 500.000 S. Unter 
den Aufwandskrediten - gesetzliche Ver­
pfiichtungen -, welche im kommenden Jahr 
22,043.000 S betragen werden, sind die Ent­
schädigungen der Mitglieder der Bundesregie­
rung, die Verpflichtung aus dem Amtssitzab­
kommen mit der IAEO und schließlich die 
Ruhe- und Versorgungsgenüsse gemäß BGBL 
Nr. 16{1962 veranschlagt. Sie werden im 
komm<"nden Jahr um 5,843.000 S höher sein 
als 1964. Von dieser Erhöhung entfallen 
4,825.000 S auf die Verpflichtung aus dem 
Amtssitzabkommen mit der IAEO, der Rest­
betrag steht mit der Erhöhung der Bezüge 
der öffentlich Bediensteten im Zusammen­
hang. Die sonstigen Aufwandskredite erfahren 
gegenüber dem Vorjahre eine Verminderung 
um 8,410.000 Sauf 24,746.000 S, welche in 
der Abst.attung eines bundesverbürgten Kre­
dits an die Rundfunk Ges. m. b. H. begrün­
det ist. Die Anlagekredite sind um 61.000 S 
erhöht, sodaß sich der für das Jahr 1965 bei 

diesem Ansatz vorgesehene Betrag auf 
982.000 S beläuft. 

Im § 2 werden die Ausgaben der Sektion 
für wirtschaftliche Koordination im Bundes­
kanzleramt mit insgesamt 28,693.000 S ver­
anschlagt. Dies bedeutet einen ausschließlich 
durch die Erhöhung des Mitgliedsbeitrages an 
die OECD begründeten Mehrbedarf von 
5,344.000 S. Die Bezugserhöhungen der öffent­
lich Bediensteten kommen in den Voran­
schlagssummen hier nicht zur Auswirkung, 
da diesen Erhöhungen gleich hohe Minderaus­
gaben durch die Auflassung einzelner ERP­
Fonds-Außenkontrollstellen in den Bundes­
ländern gegenüberstehen. Die Sektion für 
wirtschaftliche Koordination verwaltet den 
gemäß BGBL Nr. 207/1962 errichteten ERP­
Fonds, der jedoch mit eigener Rechtspersön­
lichkeit ausgestattet und daher nicht Gegen­
stand dieses Voranschlages ist. Unter dem 
Aufwand der genannten Sektion ist auch 
jener der noch bestehenden Außenkontroll­
stellen in Innsbruck und Graz, der Wirtschaft­
lichen Verbindungsstelle Washington und der 
Österreichischen Delegation bei der OECD in 
Paris veranschlagt. 

Der Sachaufwand der Administrativen 
Bibliothek im Bundeskanzleramt ist erstmalig 
gemeinsam mit dem des Bundeskanzleramtes 
- Zentralleitung veranschlagt. 

Der Aufwand für die nachgeordneten Dienst­
stellen des Bundeskanzleramtes - es sind 
dies im Rahmen der Hoheitsverwaltung das 
Staatsarchiv und das Statistische Zentral­
amt - ist im Voranschlag unter Titel 2 
zusammengefaßt. 

Die Aufwendungen für das Staatsarchiv 
- sie sind unter § 1 ausgewiesen - werden 
im Jahre 1965 8,115.000 S betragen, wovon 
allein 6,990.000 S auf den Personalaufwand 
entfallen. Das Mehrerfordernis beim Staats­
archiv beträgt 622.000 S, von welchem492.000S 
auf den Personalaufwand entfallen, das heißt, 
daß die sachlichen Ausgaben nur um 135.000 S 
erhöht wurden. 

Für das Statistische Zentralamt sind die 
unter § 2 veranschlagten Kredite gegenüber 
dem Vorjahr um 9,944.000 Sauf 55,612.000 S 
erhöht. Diese Erhöhung ist auf eine Neu­
organisation der Statistik zurückzuführen, mit 
welcher einer Anregung des Hohen Hauses 
auf Intensivierung der statistischen Arbeiten 
Genüge getan werden soll. Von diesem Gesamt­
betrag entfallen auf den Personalaufwand 
34,280.000 S, welcher Betrag um 5,917.000 S 
über dem Ansatz des Vorjahres liegt. Der 
Personalstand wurde nämlich um rund 100 
Bedienstete erhöht. Die unter § 2 veran­
schlagten Summen werden für die laufenden 
statistischen Erhebungen und die gesondert 
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Gabriele 
geführten Arbeiten an der nichtlandwirtschaft- I als unbedingtes Erfordernis zur Aufrechterhal­
lichen Betriebszählung und der Konsumerhe- tung der Wirtschaftlichkeit und Wettbewerbs-
bung aufgewendet werden. fähigkeit angesehen. 

Die Kosten des Druckes und des Vertriebes In der Debatte im Finanz- und Budget-
des Bundesgesetzblattes und der "Amtlichen ausschuß, die sich an das Referat des Spezial­
Sammlung wiederverlautbarter österreichischer berichterstatters anschloß, ergriffen die Abge­
Rechtsvorschriften" erscheinen unter Titel 3 ordneten Dr. van Tongel, Konir, Regens­
veranschlagt und werden für das Jahr 1965 burger, Hella Hanzlik, Dipl.-Ing. Dr. Johanna 
mit 3,235.000 S beziffert. Bayer, Dipl.-Ing. Dr. Weihs, Dr. Geißler, 

Ich komme nun zur Österreichischen Eberhard, Glaser und Wodica das Wort. 
Staatsdruckerei : Im Voranschlag der Öster- Bundeskanzler Dr. Klaus nahm zu allen in 
reichischen Staatsdruckerei scheinen für der Debatte aufgeworfenen Anfragen und 
das Jahr 1965 für den Personalaufwand Anregungen Stellung. Auch Vizekanzler 
72,671.000 S, für den Sachaufwand DDr. Pittermann beteiligte sich an der Aus-
78,652.000 S, zusammen also 151,323.000 S, sprache. 
auf. Die Betriebseinnahmen wurden vor- Bei der Abstimmung am 19. November 
sichtigerweise mit 145,353.000 S ver an- 1964 wurden die finanzgesetzlichen Ansätze 
schlagt, so daß sich in diesem Jahr ein der zu dieser Gruppe gehörenden Teile des 
voraussichtlicher Betriebsabgang von rund Bundesvoranschlages gemäß der Regierungs-
5,970.000 S ergeben wird. Gegenüber dem vorlage angenommen. 
Vorjahr sind die Personalausgaben haupt- Ferner hat der Ausschuß eine von den 
sächlich durch die Gehaltsregelung für Beamte Abgeordneten Dr. van Tongel, Prinke und 
und Vertragsbedienstete und die Neufest- Mark beantragte Entschließung, betreffend 
setzung der Löhne im graphischen Gewerbe die Anpassung österreichischer Rechtsvor­
im Betrag von 3,842.000 S sowie durch eine schriften an die Europäische Konvention 
Erhöhung der Pensionslast um rund 700.000 S zum Schutze der Menschenrechte und Grund­
höher veranschlagt. Die Erhöhung des Sach- freiheiten, sowie eine weitere, von den Abge­
aufwandes um 23,420.000 S im Vergleich zu ordneten Dr. van Tongel, Gabriele und 
den Voranschlagsziffern des Jahres 1964 ist Dr. Migsch beantragte Entschließung, betref­
einerseits durch den dringend gewordenen fend ein Personalvertretungsgesetz, einstim­
Druckereimaschinenaustausch im Ausmaß von mig angenommen. Die erwähnten Ent­
rund 24 Millionen Schilling, andererseits durch schließungen sind dem Bericht beigedruckt. 
eine größere Steuerbelastung zufolge höherer Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
Einnahmen und erhöhten Materialeinkaufs somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
auf Grund des steigenden Arbeitsvolumens um beschließen: 
rund 2 Millionen Schilling bedingt. 1. Dem Kapitel 7: Bundeskanzleramt (aus-

Im Jahre 1963 konnte sich die mit dem Jahre genommen Titel 1 § 3), und dem Kapitel 28 
1957 begonnene günstige kassamäßige Entwick- Titel 6: Staatsdruckerei, samt dem dazugehöri­
lung fortsetzen und trotz der erheblichen gen Geldvoranschlag (Anlage HI/6), des Bun­
Pensionslast von 17,7 Millionen Schilling und desvoranschlages für das Jahr 1965 (520 der 
bei voller Steuerpflicht, wobei im Jahre 1963 Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zu-
8,4 Millionen Schilling geleistet wurden, ein stimmung erteilt. 
kassamäßiger Betriebsüberschuß von 260.306 S 2. Die Entschließungen werden angenom-
erzielt werden. Auch das bilanzmäßige Ergeb- men. 
nis weist mit einem Gewinn von 823.797 Sauf 
die günstige wirtschaftliche Entwicklung des 
Betriebes hin. 

In den drei kommenden Jahren soll das 
bereits mit kargen Mitteln begonnene Maschi­
neninvestitionsprogramm zur Erneuerung des 
völlig veralteten Maschinenparks durchgeführt 
werden, das eine wesentliche Voraussetzung 
sowohl für die Aufrechterhaltung des bisherigen 
Betriebsumfangs als auch für eine rationelle 
Betriebsführung darstellt. Die Notwendig­
keit der Modernisierung und Rationalisierung 
der Österreichischen Staatsdruckerei hat der 
Rechnungshof bei seiner Einschau im Jahre 
1962 als vordringlich bezeichnet, und er hat 
die Bereitstellung der erforderlichen Kredite 

Die Entschließungen lauten: 

1. 
Die Bundesregierung wird ersucht, un­

gesäumt dem Nationalrat diejenigen Re­
gierungsvorlagen zuzuleiten, die dadurch 
notwendig geworden sind, daß Österreich 
die Europäische Menschenrechtskonvention 
unterzeichnet hat. Da diese Konvention 
schon seit einigen Jahren auch für Öster­
reich in Kraft getreten ist und eine dies­
bezügliche Regierungsvorlage in der IX. Ge­
setzgebungsperiode des Nationalrates nicht 
verabschiedet werden konnte, ist die An­
passung österreichischer Rechtsvorschriften 
an diese Konvention notwendig. 
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Gabriele 
2. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Nationalrat ehestens den Entwurf eines 
Personalvertretungsgesetzes als Regierungs­
vorlage zu übermitteln, durch welches für 
die öffentlich Angestellten eine gesetzliche 
Interessenvertretung geschaffen wird. 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die 
Debatte ein, die über beide Gruppen unter 
einem abgeführt wird. 

Als erster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. van Tongel zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die 
Abgeordneten der Freiheitlichen Partei lehnen 
das Bundesfinanzgesetz 1965 ab, weil es nicht 
konjunkturgerecht ist; das hat der Herr 
Finanzminister in seiner Budgetrede selbst 
zugegeben. Die freiheitlichen Abgeordneten 
lehnen den von der Bundesregierung nicht 
termingerecht dem Parlament vorgelegten 
Haushaltsplan für unseren Staat ferner des­
halb ab, weil er entgegen allen Beteuerungen 
der Bundesregierung und der Koalitions­
parteien eine höhere Besteuerung der Bevölke­
rung bringt. Er bringt statt einer Verwaltungs­
reform höhere Personalstände. Dieses Bunde'3-
finanz gesetz wird Anlaß zu einer weiteren 
Teuerung sein. Es sind bereits - kennzeich­
nenderweise erst nach den Wahlen vom 
25. Oktober - solche weitere Verteuerungen 
angekündigt worden, so durch den Herrn 
Bundeskanzler in einer Rede in Linz eine 
Strompreiserhöhung und eine Erhöhung der 
Gütertarife der Österreichischen Bundesbah­
nen, die 50 Millionen Schilling einbringen soll 
und selbstverständlich Anlaß zu' weiteren 
Verteuerungen auf verschiedenen Ge bieten 
sein muß. 

Ferner widerspricht das Budget 1965 dem 
Stabilisierungsprogramm der Regierung, das 
sehr lautstark immer wieder verkündet wurde 
und weiter verkündet wird. Unserer Meinung 
nach sind auch die Einnahmenschätzungen 
des Bundes unrealistisch und viel zu opti­
mistisch. So sieht der Haushaltsplan eine 
Erhöhung der Staatseinnahmen für das Jahr 
1965 gegenüber 1964 um 7% Milliarden vor, 
das sind um 13,4 Prozent mehr. Eine solche 
Erhöhung ist sicherlich nicht realistisch. Allein 
das Aufkommen an Lohnsteuer ist für 1965 
um 30 Prozent höher angenommen worden als 
für 1964. 

"Vir lehnen im übrigen das vorliegende 
Bundesfinanzgesetz auch deshalb ab, weil es 
in allem und jedem ein Ausdruck des herr­
schenden Koalitionssystems ist, jenes Pro­
porzregimes zweier Parteien, die sich feindlich 

gegenüberstehen. Entgegen der blumigen 
Schilderung des Herrn Finanzministers in 
seiner Budgetrede von der Budgeteinigung in 
der Nacht des 22. Oktober hat uns und der 
Öffentlichkeit die gestrige Sitzung des N ational­
rates das wahre Gesicht dieser Koalition 
geoffenbart. Einen solchen Koalitionskrach 
wie gestern haben wir in diesem Hause noch 
nicht erlebt. Es ist auch typisch, daß zwei 
gestern von uns gestellte Anträge, die aus­
schließlich dem Gedanken des Rechtsstaates 
dienen sollten, von der Koalition einmütig 
abgelehnt wurden. 

M0ine Damen und Herren! "Vie immer wurde 
in dieser Budgetdebatt.e im Ausschuß zum 
Ausdruck gebracht, es möge doch früher mit 
den Budgetberatungen begonnen werden, um 
sie nicht in den letzten Wochen des Jahres 
zusammenzudrängen. Seit Jahren wird immer 
wieder versichert, man solle doch endlich damit 
aufhören, erst Ende Oktober die Budget­
beratungen einzuleiten und unter dem Druck 
der Termine den Voranschlag in Marathon­
sitzungen zu beraten. Es wäre durchaus 
möglich, bereits im Juni oder Juli mit diesen 
Beratungen zu beginnen. Aber es ist nur ein 
frommer Wunsch, der hier ausgesprochen wird, 
und niemand denkt dar an , ihn zu realisieren. 

Ich hätte heute nicht VOll der verspäteten 
Einbringung des Budgets im Nationalrat 
selb3t gesprochen. Aber der Generalbericht­
erstatter , der sonst von mir sehr geschätzte 
Herr Abgeordnete Machunze, hat in seinem 
Generalbericht heute wieder eine unricht.ige 
Behauptung aufgestellt. Er hat behauptet, 
daß es sich nur um eine Verzögerung von sie­
ben Minuten gehandelt habe. Meine Damen und 
Herren! Ich stelle noch einmal fest, wie das 
mein Parteifreund Dr. Broesigke bereits bei 
der ersten Lesung des Haushaltsplans getan 
hat: In der Bundesregierung am Ballhausplatz 
war man um 0 Uhr 7 :Minuten mit den Beratun­
gen fertig. Aber es ist bezeichnend für das 
Denken mancher Abgeordneter, daß sie offen­
bar Regierung und Parlament verwechseln, 
daß sie gar kein Gefühl mehr dafür haben, daß 
hier ein Unterschied besteht. Im Hohen Hause 
- das wurde mir von den Beamten wie auch 
vom Herrn Präsidenten bestätigt - ist das 
Budget um 1 Uhr 48 Minuten eingelangt, also 
mit einer Verzögerung von mehr als 1 % Stun­
den! Wie man dann immer nur von sieben 
Minuten reden kann und das bagatellisieren 
will, ist mir unklar. 

Herr Abgeordneter Machunze hat das im 
übrigen auch in einem von ihm gezeichneten 
Artikel in der "Wiener Zeitung" vom 10. No­
vember getan. Er sagt darin: "Wenn ein 
FPÖ-Abgeordneter im Nationalrat Kritik dar­
an übte, daß sich die Bundesregierung in 
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diesem Jahr erst sieben Minuten nach Mitter­
nacht über den Bundesvoranschlag einigte, so 
kann man das nur als kleinliche Nörgelei bezeich­
n.en. Denn für den Staat ist es wichtiger, daß 
sICh die Regierung einigt." 

Meine Damen und Herren! Ich hätte nicht 
mehr davon gesprochen, wir haben es bereits 
einmal angemerkt, und damit könnte es genug 
sein, wenn nicht diese falsche und unwahre 
Behauptung immer wieder, so auch heute, 
im einleitenden Generalbericht aufgestellt 
würde. 

Ich darf mich nun einer Reihe von Pro­
blemen, zunächst der Budgetgruppe I, zu­
wenden. Die Fragestunde, nach langen Jahren 
hier eingeführt, ist eine wirkungsvolle Belebung 
der parlamentarischen Arbeit. Es wird Aufgabe 
der Geschäftsordnungsreform sein, die Mängel, 
die sich bei der Fragestunde ergeben haben, 
~u beseitigen. Einer der wesentlichsten Mängel 
Ist, daß nach der zweiten Zusatzfrage nicht ein 
Abgeordneter einer anderen Fraktion sich den 
Fragen anschließen kann, wie das in manchem 
anderen Parlament der Fall ist. Der ent­
scheidendste Mangel unserer Fragestunde aber 
ist, daß den Volksvertretern ein Maulkorb 
umgehängt worden ist, denn sie dürfen nur 
kurze Fragen stellen, den antwortenden Herren 
Ministern aber ist es gestattet, lange Aus­
führungen, manchmal auch programmatischer, 
ankündender Art, für die Zukunft zu machen 
ohne daß sie in dieser Redefreiheit irgend wi~ 
beschränkt sind. Entweder können alle lang 
reden, oder alle dürfen nur kurz reden. Ich 
glaube, diese Forderung ist selbstverständ­
lich. 

Ich darf heute, weil es der Anlaß dazu ist 
wieder darauf zurückkommen, daß die Ini~ 
tiativanträge der freiheitlichen Opposition die­
ses Hohen Hauses nach wie vor nicht behan­
delt werden, daß sie in den Laden der Aus­
schüsse liegenbleiben, daß sie, wie wir immer 
wieder feststellen müssen, nach Jahr und Tag, 
oft unwesentlich verändert, als Initiativ­
anträge der Koalitionsparteien wiederkehren. 

Es wurde uns zugesagt, daß die Frage der 
ersten Lesung bei der neuen Geschäftsord­
nungsreform eindeutig geklärt werden wird. 
Solange nicht entschieden ist, die Bestimmung 
des § 41 Abs. 2 des Geschäftsordnungsgesetzes 
z~ streichen, worin es heißt: Auf Verlangen 
emes Antragstellers muß der Initiativantrag in 
erste Lesung genommen werden; solange das 
dort steht, muß es durchgeführt werden. 

E8 g~ht. a"?,ch nicht an, daß ein Verlangen 
der FreiheIthchen, gestellt am 17. Juni dieses 
Jahres, bis heute nicht erfüllt wurde da es 
immer wieder vertagt wird. ' 

Ein besonderes Kapitel dieser Art sind die 
Entschließungen des Nationalrates. In der 

Bundesverfassung, aber auch in der Geschäfts­
ordnung ist verankert, daß es ein elementares 
Recht der Volksvertretung ist, in Entschließun­
gen ihren Willen und ihre Wünsche über die 
Art der Vollziehung zum Ausdruck zu bringen. 
Man sollte meinen, daß zum Beispiel ein­
stimmig gefaßte Entschließungen des Hohen 
Hause~ verpfiichte~~ für die Bundesregierung 
und dIe RessortmIllIster sind. Dem ist aber 
nicht so. Wir haben am 30. Juli dieses Jahres 
einen Bericht auf Grund eines Beschlusses 
des Nationalrates endlich vorgelegt bekommen, 
warum diese oder jene Entschließung des 
Nationalrates in der IX. und in der X. Gesetz­
ge bungsperiode von den Ressortministern oder 
von der Bundesregierung noch nicht durch­
geführt wurde. Wenn Sie Stilübungen lesen 
wollen, dann lesen Sie sich einmal diesen Be­
richt durch und lesen Sie, in welcher Form 
die Entschließungen des Nationalrates er­
ledigt worden sind. Ich glaube, Sie werden mir 
dann zustimmen. 

Ich darf daran erinnern, daß die Lösung 
eines wesentlichen Problems unserer Wirt­
schaft, die Vereinfachung der Lohnverrech­
nung, die auch von diesem Hohen Nationalrat 
in einer einstimmig angenommenen Entschlie­
ßung bereits im Jahre 1959 gefordert wurde, 
bis heute noch nicht einmal begonnen wurde, 
sondern es wird uns immer wieder nur erzählt 
welche Schwierigkeiten es auf diesem Sekto; 
gibt. Ich will Ihnen nicht so wie voriges Jahr 
die Antwort des Herrn Sozialministers, diese 
gewundene Stilübung, vorlesen, ich behalte 
mir dies zur Budgetdebatte 1965 vor, denn ich 
weiß heute schon, daß das Problem auch bis 
dahin nicht gelöst sein wird. Aber alle zwei 
Jahre möchte ich diese Stilübung denn doch 
dem Hause in Erinnerung rufen. 

Meine Damen und Herren! Ich freue mich, 
auch etwas Positives sagen zu können. Ein 
von uns seit langen Jahren gestellter Antrag, 
den Kreis der Personen und Stellen zu erwei­
tern, die berechtigt sein sollen, den Verfas­
sungsgerichtshof anzurufen, ist diesmal von 
~en Kollegen der beiden Koalitionsparteien 
1m Ausschuß einstimmig verabschiedet wor­
den, und ich bin überzeugt, daß er auch im 
Plenum des Nationalrates einstimmig verab­
schiedet werden wird. Es ist ein weiterer 
Schritt zum Ausbau und zur Vervollständigung 
des Rechtsstaates, wenn der Kreis der Per­
sonen und Stellen, die das Recht haben das 
Höchstgericht in Verfassungsfragen anzur~fen, 
erweitert wird und der Gedanke der Rechts­
staatlichkeit auf diese Weise weiterentwickelt 
wird. Ich darf dies mit Genugtuung fest­
s~ellen und hoffe nur, daß die Bundesregierung 
diesem voraussichtlich einstimmigen Beschluß 
des Nationalrates dann auch bald entsprechen 
wird. 

60. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 72

www.parlament.gv.at



Nationalrat X. GP. - 60. Sitzung - 26. November 1964 3155 

Dr. van Tongel 
Ich wiederhole, meine Damen und Herren, Der Herr Unterrichtsminister hat in seiner 

daß wir uns doch einmal auch mit der Anregung Beantwortung - einer Anfrage der FPÖ­
beschäftigen sollten, den sogenannten "Par- Abgeordneten vom 17. Juni dieses Jahres -
lamentskommissär" einzuführen. Sicherlich verspätet am 31. August 1964 unter anderem 
würde diese Einrichtung, die in Dänemark folgende Meinung vertreten: "Gemäß § 70 
"Ombudsmand" heißt, dazu beitragen, Wün- des Bundesgesetzes über die Geschäftsordnung 
sehe der Bevölkerung, die an uns herangetragen sehe ich mich jEdoch nur zur Bf'antwortung 
werden, aber auch Beschwerden, Kritik und von Fragen über Gegenstände der Vollzichung 
dergleichen objektiv zu untersuchen. Es würde verpflichtet. Aus diesem Grunde lehne ich 
gerade der Volksvertretung, dem Parlament, die Beantwortung der gestellten Frage ab." 
zu Nutz und Frommen gereichen und das Meine Damen und Herren! AbgesEhen von 
Ansehen der Volksvertretung, das leider nicht der Ausdrucksweise ist das auch sachlich falsch. 
so ist, wie es sein sollte, sicherlich heben, § 70 der Geschäftsordnung enthält folgE'nde 
wenn man durch eine solche Einrichtung Sätze: "Der Nationalrat ist befugt, die Ge­
das Interesse der Bevölkerung an den Arbeiten' schäftsführung der Bundesregierung zu über­
des Nationalrates verstärken könnte. prüfen, deren Mitglieder über alle Gegenstände 

Meine Damen und Herren! Ich muß mich der Vollziehung zu befragen und alle ein­
beim letzten Punkt dieses Kapitels leider mit schlägigen Auskünfte zu verlangen sowie 
einem unangenehmen Thema beschäftigen, seinen Wünschen über die Ausübung der Voll­
mit der Art und Weise, wie schriftliche Inter- ziehung in Entschließungen Ausdruck zu 
pellationen von Abgeordneten, zumeist Ab- gebE'n." 
geordneten der freiheitlichen Opposition, durch So wurde es in diesem Hohen Hause sowohl 
manche Herren Ressortminister behandelt in der Ersten Republik wie auch in der Zweiten 
werden. Es gibt einige Ressortminister, die Republik gehandhabt. Es hat bisher keinen 
antworten überhaupt nicht, ja sie entschuldi- Minister gegeben, der sich bei der Beantwor­
gen sich nicht einmal, wenn sie innerhalb der tung schriftlicher Interpellationen auf eine 
zweimonatigen Frist nicht geantwortet haben. einschränkende Auslegung der Geschäftsord­
Es gibt dann manche Minister, die verspätet nung bezogen hätte. Das ist Herrn Dr. Piffi­
antworten, einige von ihnen sehr höflich. Ich Percevic vorbehalten geblieben. Das ist auch 
nenne zum Beispiel den Herrn Verkehrsmini- sachlich falsch, denn die Ausdrucksweise, 
ster, der sich entschuldigt, wenn er erst ver- die grammatikalische Anordnung dieses Satzes 
spätet antwortet. Andere antworten unzu- in der Geschäftsordnung beweist neben der 
reichend oder nichtssagend. Und dann gibt bisherigen Praxis die Richtigkeit meiner Aus­
es auch einen Herrn Minister - er ist leider führungen. Wer das noch nicht glauben sollte, 
heute nicht da, ich bedaure das außerordent- den verweise ich auf den § 75 Abs. 1, der 
lich, denn ich hätte es gerne in seiner Gegen- später neu eingefügt wurde. § 75 Abs. 1 be­
wart gesagt -, der höhnisch, provozierend schäftigt sich mit der Fragestunde, und es 
antwortet. Es ist der Herr Unterrichts- heißt dort in Behandlung der Fragen der 
minister Dr. Piffl-Percevic. mündlichen Fragestunde: "Zulässig sind kurze 

'Vir haben wiederholt in den Präsidial- Fragen aus dem Bereiche der Vollziehung des 
sitzungen darüber Beschwerde geführt. Dieser Bundes." Im § 75 fehlt der Nachsatz: " ... und 
Fall wird nicht besser, wenn dieser Herr alle einschlägigen Auskünfte zu verlangen" . 
Minister, selbst Mitglied des Nationalrates, Das heißt klipp und klar, daß in der Frage­
vor seiner Ministertätigkeit ein eifriger Inter- stunde tatsächlich nur Fragen der Voll­
pellant gewesen ist und nunmehr glaubt, ziehung behandelt werden dürfen. Es gibt 
den Abgeordneten von der Ministerbank aus eine Reihe von Kollegen, so den Kollegen 
Zensuren erteilen zu können. Zensuren er- Dr. Hurdes, der immer wieder in der Frage­
teikn wir uns selbst, oder sie erteilt uns unser stunde moniert - mit Recht moniert -, wenn 
Herr PräRident, den wir gewählt haben, er glaubt, daß ein Fragesteller sich nicht mit 
aber nicht ein Ressortminister. Ich verweise einer Frage der Vollziehung beschäftigt. Aus 
darauf, daß der Stil der Antworten des Herrn diesem Gegensatz ist klar erkennbar, daß die 
Unterrichtsmillisters durchaus nicht geeignet einschränkende Auslegung der Geschäftsord­
ist, eine sachliche parlamentarische Arbeit nung durch den Herrn Bundesminister 
zu fördern. Ferner weise ich darauf hin, daß Dr. Piffl nicht zutreffend und daher unhaltbar 
das Interpellationsrecht der freigewählten Ab- ist. 
geordneten das älteste parlamentarische Recht Meine Damen und Herren! Zum Schluß, 
in der ganzen Welt darstellt und seine Ver- glaube ich, ist es eine selbstverständliche 
letzung angeprangert werden muß. Ich sehe Pflicht von uns allen, daß wir den Damen und 
mich zu dieser Feststellung gezwungen und Herren Beamten und Angestellten des Hohen 
darf jetzt noch eine weitere sachliche Fest- Hauses, die mit einem so großen Aufwand an 
stellung anschließen. Einsatzbereitschaft und Pflichteifer bemüht 
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sind, uns Abgeordneten unsere Arbeit zu er­
leichtern, an dieser Stelle heute den Dank aus­
sprechen und gerade bei der Behandlung der 
Gruppe I feststellen, wie sehr wir ihnen dank­
bar sind, daß sie uns so unterstützen. 

Meine Damen und Herren! Als letzten Punkt 
dieser Gruppe bespreche ich das Problem des 
Rechnungshofes: Immer wieder müssen wir 
freiheitlichen Abgeordneten in den Budget­
debatten des Nationalrates feststellen, daß 
durch eine Entscheidung des Verfassungsge­
richtshofes vom 18. Oktober 1958 wesentliche 
Bestimmungen des Rechnungshofgesetzes auf­
gehoben worden sind. Diese Aufhebung ist 
seit Oktober 1959 in Kraft. Es sind mehr als 
fünf Jahre vergangen, ohne daß der National­
rat ein Gesetz über ein Organ des National­
rates - denn der Rechnungshof ist bekannt­
lich ein Organ der Volksvertretung - in Ord­
nung gebracht hat. Alle diesbezüglichen An­
träge von uns sind immer wieder niederge­
stimmt worden, weil sich die Abgeordneten 
der Koalitionsparteien nicht einigen können. 
Aber was soll die Öffentlichkeit, was soll 
die Bevölkerung von uns allen halten, wenn 
wir nicht in der Lage sind, Ordnung zu schaffen 
bei einem Organ, das verfassungsmäßig ein 
Organ des Parlaments ist; und der Rechnungs­
hof ist ein solches Organ. 

Der Rechnungshof hat uns heuer einen 
Sonderbericht vorgelegt, in dem er auf diesen 
Umstand verweist. Wir haben uns daher 
gestattet, im Finanz- und Budgetausschuß 
einen Antrag zu stellen. Wir wurden dort 
dringliehst bestürmt, diesen Antrag doch zu­
rückzuziehen, denn er könnte ohnehin im 
Jänner 1965 bei der Beratung dieses Sonder­
berichtes des Rechnungshofes behandelt wer­
den. 

Ich habe diesem Ersuchen der Abgeordneten 
der beiden Regierungsparteien Rechnung getra­
gen, möchte aber nicht unterlassen, hier Ihnen 
den Inhalt dieses Antrages zur Kenntnis zu 
bringen. Wir werden ihn im Rechnungshof­
ausschuß, wenn im Jänner die Beratung über 
die Berichte des Rechnungshofes beginnt, 
neuerlich stellen, aber ich halte es für not­
wendig, Sie auch heute hier mit dem Gegen­
stand mit einigen Worten zu befassen. 

Wir haben beantragt, die Bundesregierung 
zu ersuchen, dem Nationalrat ehebaldigst 
eine Regierungsvorlage betreffend N ovellie­
rung des Rechnungshofgesetzes vorzulegen, 
die insbesondere die Kompetenzen und das 
Verfahren vor dem Rechnungshof regelt. 
Durch ein Erkenntnis des Verfassungsgerichts­
hofes vom 18. Oktober 1958, so hatten wir 
beantragt, wurden einige Bestimmungen des 
Rechnungshofgesetzes aufgehoben, wodurch 
der Kreis der Kontrolle der dem Rechnungs-

hof unterliegenden wirtschaftlichen Unter­
nehmungen ganz wesentlich erweitert wurde. 

Wie aus dem Sonderbericht über Probleme 
des Rechnungshofes hervorgeht, den der Rech­
nungshof am 22. Oktober 1964 dem National­
rat übermittelt hat (524 der Beilagen), läßt 
die Abgrenzung des Kontrollbereiches zu wün­
schen übrig. Zur Behebung dieser Mängel, auf 
welche der Rechnungshof in seinem Sonder­
bericht hinweist, sollte die erwähnte Regie­
rungsvorlage das Rechnungshofgesetz entspre­
chend ergänzen und dadurch den Rechnungs­
hof endlich in die Lage versetzen, seinen ver­
fassungsmäßigen Aufgaben zu entsprechen. 

Meine Damen und Herren! Ein Einwand 
gegenüber solchen Anträgen wird immer wie­
der folgendermaßen begründet: Das sei doch 
eine Sache des Parlaments, man könne doch 
nicht von der Regierung etwas verlangen, 
was eigentlich Aufgabe des Parlaments ist. 
Da dieses Parlament aber schon seit fünf 
Jahren nicht in der Lage ist, dieser selbstver­
ständlichen Forderung zu entsprechen, bleibt 
nichts anderes übrig, als die Regierung gewis­
sermaßen als "Freund und Helfer" zu ersu­
chen, doch ihrerseits eine Vorlage auszuarbei­
ten und dem Nationalrat vorzulegen; diese 
Vorlage wird dann hier beraten werden und 
kann dann immer noch nach den Wünschen 
der Volksvertretung gestaltet beziehungsweise 
geändert werden. Dasselbe gilt dann auch 
noch für einen anderen heute von uns zu 
stellenden Antrag. 

Meine Damen und Herren! Es wird auch 
Aufgabe der Geschäftsordnungsreform sein, 
ein Problem zu behandeln, nämlich die Frage, 
ob der Präsident des Rechnungshofes. bezie­
hungsweise dessen Vizepräsident in den Ple­
narsitzungen des Nationalrates das Wort 
ergreifen kann. Der Rechnungshofpräsident 
und sein Stellvertreter nehmen wie immer so 
auch heuer an der Beratung der Gruppe I 
teil. Sie werden auch an den Beratungen über 
den Bundesrechnungsabschluß und über den 
Rechnungshofbericht im Plenum des National­
rates teilnehmen; nur dürfen sie, weil das 
nicht in der Geschäftsordnung steht, nicht das 
Wort ergreifen, sie können auch nicht ant­
worten, wenn ein Abgeordneter an sie eine 
Frage richtet. Dies ist ihnen nur im Ausschuß 
möglich. Ich glaube, es ist ein unbefriedi­
gender Zustand, wenn ein Organ des Parla­
ments in den Plenarsitzungen gar nicht das 
Wort ergreifen kann. 

Nun zur Gruppe 11. Ich stelle mit Genug­
tuung fest, daß der Herr Bundeskanzler zuge­
sagt hat, daß endlich die Frage einer Neuver­
laut barung des Bundes-Verfassungsgesetzes in 
die Wege geleitet wird. Ich darf hoffen, daß 
Herr Bundeskanzler Dr. Klaus bei dieser 
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Zusage bleiben wird und diese neue Verlaut­
barung, über die ich mich jetzt nicht in eine 
Debatte hinsichtlich ihrer rechtlichen Form 
einlassen möchte, bald erfolgen kann, denn 
es ist auch für den VerfassungsrechtleI' jetzt 
kaum mehr zu übersehen, was denn eigentlich 
im Verfassungsrecht in Österreich derzeit 
gilt und was schon längst außer Kraft gesetzt 
ist. 

Dasselbe gilt für die etwa 100 Verfassungs­
bestimmungen, die, in einzelnen Spezialge­
setzen verstreut, immer wieder auch von uns 
hier beschlossen werden und bei denen kein 
Mensch in Österreich mehr weiß, was noch 
gilt und was schon aufgehoben ist. Hier sollte 
doch zumindest einmal ein Katalog dieser 
Verfassungs bestimmungen vorgelegt werden. 
Ich darf an eine Zusage des früheren Herrn 
Bundeskanzlers Dr. Gorbach erinnern, der 
uns vor einem Jahr zugesagt hat, einen solchen 
Katalog der Verfassungsbestimmungen in ein­
zelnen Gesetzen den Fraktionen zuzuleiten, 
damit man sich einmal mit diesem Gegenstand 
beschäftigen kann. 

Sehr zu begrüßen ist der Entschluß des 
Herrn Bundeskanzlers, die Frage eines Kata­
logs der Grundrechte nunmehr endlich in 
Angriff zu nehmen. Es ist hier eine Spezial­
kommission eingesetzt wOl'den, und diese 
Kommission wird die Arbeit aufnehmen. Ich 
glaube, es ist in einem modernen Rechts- und 
Verfassungsstaat absolut wichtig, dieses Pro­
blem, das seit 1867 in diesem Lande nicht 
weiter behandelt wurde, endlich zu klären 
und den Katalog der Grundrechte in moderner 
Weise entweder in einem Spezialverfassungs­
gesetz oder in der Verfassungsurkunde selbst 
zu verankern. 

Weil ich aber schon beim Loben bin, darf 
ich noch ein Lob anfügen: Die Koalitions­
abgeordneten haben unseren, den freiheitlichen 
Antrag auf Schaffung eines Personalvertre­
tungsgesetzes diesmal für unterstützungswür­
dig befunden. Er wird also auch hier einstim­
mig angenommen werden. Aber damit ist 
es nicht getan. Ich hoffe daher sehr, daß die 
Bundesregierung diesem Wunsch des Parla­
ments nach Schaffung eines Personalvertre­
tungsgesetzes für die öffentlich Bediensteten 
Rechnung tragen wird und wir bald in die 
Lage kommen, eine in der Verfassung zwar 
ursprünglich verheißene, dann aber durch 
einen Husarenstreich gestrichene Bestimmung 
doch endlich zu realisieren. 

Damit bin ich aber auch schon mit dem 
Lob zu Ende. Denn was jetzt kommt, dem 
kann man wahrlich kein Lob mehr zollen. 

Meine Damen und Herren! In der Gruppe II 
befindet sich ein Ansatz von 1 Million Schilling 
für die Austria-Wochenschau, die "Proporz-

wochenschau", wie sie bei den Kinobesuchern 
heißt; denn unweigerlich folgt bei den Auf­
nahmen einem schwarzen ein rotes Proporz­
bild. Manchmal interessant, manchmal weni­
ger interessant; zu Wahlzeiten, und zwar je 
nachdem, wo gerade Wahlen stattfinden, 
finden wir dann nur entsprechend gefärbte 
Bilder. Ich darf hier an die Wiener Gemeinde­
ratswahlen erinnern, wo eine rein sozialistische 
Wahlpropaganda durch diese Wochenschau 
gemacht wurde. 

Sie alle wissen, und vor allem die Kollegen 
von der ÖVP wissen es, daß bei dieser öster­
reichischen Austria-Wochenschau ein Kor­
ruptionsskandal geplatzt ist, und zwar um 
die Person des Geschäftsführers Reismann. 
Durch ein Veto, durch ein geradezu mittel­
alterliches Veto, das im Aufsichtsrat dieser 
"Austria-Proporzwochenschau" gilt, hat die 
Sozialistische Partei die Abberufung des Herrn 
Reismann verhindert. Er ist daher weiterhin 
noch immer Geschäftsführer. Es ist mir 
unklar, wie man so etwas tun kann. Noch 
unklarer ist es mir aber, wieso dann im Budget 
mit Zustimmung der Kollegen von der Öster­
reichischen Volkspartei für diese Wochenschau 
1 Million Schilling aus Steuergeldern eingesetzt 
wurde. Denn das wäre sehr einfach zu ändern 
gewesen. Ich glaube, ich habe von der Pro­
porzdynamik bereits so viel kennengelernt 
und mir angeeignet, daß ich weiß, daß ein 
einfacher Druck auf den Koalitionspartner 
genügt hätte, so lange jene Million nicht einzu­
setzen, solange die Sozialistische Partei nicht 
der Abberufung des Geschäftsführers Reis­
mann zustimmt. So hätte ich mir als Außen­
stehender die Koalitionsdynamik in diesem 
Fall vorgestellt. 

Meine Damen und Herren! Aber den Ansatz 
von 1 Million Schilling für diese "Austria­
Proporzwochenschau" - wir beanstanden das 
seit 1959 - immer wieder einzustellen, ist 
irgendwie bedenklich. Die Antwort, die der 
verewigte Herr Bundeskanzler Raab mir ein­
mal gegeben hat, es handle sich um staats­
politisch wichtige Arbeit, die in der "Proporz­
wochenschau" geleistet werde, kann nicht 
befriedigen, denn ob es staatspolitisch so 
wichtig ist, wenn ein Bild gezeigt wird, wo 
ein schwarzer Minister ein Brückenband durch­
schneidet, und ein anderes, wo dann ein roter 
Minister mit einem Zug über eine Brücke fährt, 
das kann, gelinde gesagt, bezweifelt werden. 

Ich fürchte auch beinahe, daß die "Austria­
Wochenschau" die Ereignisse, die uns gestern 
4 12 Stunden lang beschäftigt haben, ebenso­
wenig aufgenommen hat wie das Fernsehen, 
das über diese Dinge ebenfalls nicht berichtet 
hat. Aber das war nur eine kleine Neben­
bemerkung. 

236 
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Ein Kapitel, das wir auch immer wieder 

vorbringen, nämlich die Anpassung des öster· 
reichischen Rechtes an die Menschenrechts­
konvention, ist durch die einstimmige An­
nahme des diesbezüglichen freiheitlichen An­
trages zumindest in Gang gekommen. Vor 
einem Jahr haben Sie diesen unseren Antrag 
noch niedergestimmt, heuer werden Sie ihn 
annehmen, denn Sie haben ihn im Ausschuß 
schon angenommen. Aber damit ist wieder 
noch nichts geschehen. Die Regierung muß 
endlich dem Parlament eine Regierungsvorlage 
zukommen lassen, mit der unsere Rechtsvor­
schriften der von Österreich bereits im Jahre 
1958 ratifizierten und in Kraft gesetzten 
Menschenrechtskonvention angepaßt werden. 
In der IX. Gesetzgebungsperiode haben wir 
uns einmal einige Monate in einem Unter­
ausschuß des Verfassungsausschusses damit 
beschäftigt. Aber plötzlich war diese ganze 
Angelegenheit zu Ende, weil über die Frage 
der Familienförderung ein Koalitionsstreit 
ausgebrochen war. 

Meine Damen und Herren! Von 1960 
bis 1964 hätte man wahrlich im Geiste der 
angeblich so positiven "Zusammenarbeit" ein 
Kompromiß finden können. Aber wenn man 
schon keines findet, so hätte man ja den 
Punkt ausklammern können. Auch hier habe 
ich schon einiges von Ihrer Koalitionsmethode 
gelernt. Aber deshalb die Menschenrechts­
konvention völlig in der Luft hängen zu lassen, 
das Ansehen Österreichs als Rechtsstaat und 
als Vertragspartner zu gefährden und uns eine 
internationale Blamage zu bescheren, das ist 
doch völlig unverständlich. Denn das Ansehen 
Österreichs steht auf dem Spiel, wenn eine im 
Jahre 1958 ratifizierte und in Kraft gesetzte, 
hochwichtige, in der ganzen Welt sehr be­
achtete Europäische Menschenrechtskonven­
tion in Österreich praktisch dadurch außer 
Kraft gesetzt ist, daß ihr unsere Rechtsvor­
schriften im einzelnen nicht angepaßt worden 
sind. 

Der Verfassungs gerichtshof hat sich dann 
noch das Kunststück geleistet, diese Menschen­
rechtskonvention auf die Stufe eines ein­
fachen Bundesgesetzes zu stellen. Es bedurfte 
wahrhaft schwieriger Hebammenkunststücke, 
um diese groteske Entscheidung wieder außer 
Kraft zu setzen. Wir mußten rückwirkend 
ein ganzes Paket von Gesetzen - als rite 
und leg3 artis hier beschlossen - als be­
schlossene Verfassungsgesetze deklarieren. Auf 
diese Weise ist endlich diese eigenartige Ent­
scheidung dann wieder außer Kraft gesetzt 
worden. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, ohne 
Gefahr zu laufen, Sie zu langweilen und Steh­
sätze zu wiederholen, nur an die internationale 

Blamage erinnern, als eInIge wenige Leute, 
gar nicht gut beleumundete, sondern eher uner­
freuliche Zeitgenossen, es fertigbringen konn­
ten, Österreich so zu blamieren, indem diese 
Leute sich an die Menschenrechtskommission 
in Straßburg gewendet haben, worauf wir im 
Blitztempo hier im Nationalrat eine Änderung 
der Strafprozeßordnung beschließen mußten 
- da ist es auf einmal gegangen -, nur damit 
wir diese internationale Blamage von uns 
abwenden. Das sollte denn doch nicht vor­
kommen. 

Auch das Problem unseres Staatsfeiertages 
habe ich in einem Antrag im Finanz- und 
Budgetausschuß weiterzutreiben versucht. Es 
ist nicht gelungen. Ich versage es mir, diesen 
Antrag heute hier zu wiederholen. Sie wissen, 
daß ein Ministerkomitee eingesetzt wurde, das 
zusammen mit den Klubvertretern diese Frage 
prüfen sollte. Dieses Ministerkomitee hat 
nur einmal getagt. Es standen eine Reihe von 
Tagen zur Diskussion: der 12. November; 
der 1. Mai; als Staatsvertragsunterzeichnungs­
tag der 15. Mai; der 27. April als Erinnerung 
an den Einzug der Russen in Wien, und der 
Tag der Fahne aus Anlaß des seinerzeitigen 
Abzuges der Besatzungstruppen im Jahre 
1955. Alle diese Tage wurden und werden 
diskutiert. Vor allem wird die Frage disku­
tiert, ob überhaupt noch ein neuer Staats­
feiertag zu den anderen Feiertagen hinzu­
kommen soll. 

Ich darf hier ebenso wie im Ausschuß eine 
Rede des früheren Unterrichtsministers, des 
Herrn Dr. Drimmel, zitieren, der damals bei 
der ersten und einzigen Beratung des zitierten 
Ministerkomitees folgendes ausgeführt hat: 
Wenn man einen Staatsfeiertag neu ein­
führt - ob dieser Feiertag nun den angestell­
ten und arbeitenden Menschen dieses Landes 
als bezahlter Feiertag gewährt wird oder nicht, 
ist an sich gleichgültig -, so darf ein solcher 
Staatsfeiertag kein Honoratiorenfeiertag sein, 
sondern er muß irgendwie im Herzen und in 
der Seele des Volkes verankert sein. 

Ich darf diesen sehr richtigen Ausführungen 
des früheren Herrn Unterrichtsministers 
Dr. Drimmel voll und ganz zustimmen. Ich 
glaube, bei der Auswahl eines solchen Feier­
tages muß man diesen Gedankengang vor 
allen anderen prüfen und in den Vordergrund 
stellen. 

Wir glauben, daß von der Auswahl der sich 
anbietenden Termine einer allein in Betracht 
kommt, weil dieser Tag erstens einmal schon 
ein Staatsfeiertag war und weil dieser Tag, 
ohne irgend welche Gefühle zu verletzen, der 
Gründungstag jener Republik Österreich ist, 
die am 12. November 1918 als ein N achfolge­
staat der alten Monarchie entstanden ist. 
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Dr. van Tongel 
Dieser Tag ist, glaube ich, auch in der Bevölke­
rung unbestritten, er könnte daher wohl ge­
eignet sein, Staatsfeiertag auch der Zweiten 
Republik zu sein. Ich sehe aber davon ab, 
heute einen Antrag zu stellen, weil er sicherlich 
nicht angenommen werden würde, und ich 
möchte der Idee, den 12. November zum 
Staatsfeiertag zu machen, nicht dadurch scha­
den, daß ein solcher Antrag hier abgelehnt 
wird. 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheit­
lichen haben im Ausschuß zehn Anträge 
gestellt.. Von diesen zehn Anträgen sind vier 
von den Regierungsparteien angenommen wor­
den und werden nunmehr hier einstimmig 
angenommen werden; sechs aber sind abge­
lehnt worden. Einige dieser abgelehnten An­
träge darf ich jetzt wiederholen. Sie sind ge­
nügend unterstützt, und ich bitte den Herrn 
Präsidenten, diese Anträge als in Verhandlung 
stehend zu erklären und bei der Abstimmung 
über die Gruppen I und II auch über diese 
Anträge abstimmen zu lassen. 

Da ist zunächst unser Antrag betreffend 
ein Kompetenzgesetz. Die Bundesregierung 
hat uns ein Bundesgesetz über die Neuordnung 
des Wirkungsbereiches einiger Bundesministe­
rien vorgelt>gt. In dieser Regierungsvorlage 
wurde nichts anderes vorgenommen, als die 
Koalitionsvereinbarungen anläßlich der Bil­
dung der Regierung Klaus - Pittermann 
im Frühjahr 1963 auch in Gesetzesform zu 
gießen. Dagegen ist nichts einzuwenden. In 
den Parteienverhandlungen der beiden Re­
gierungsparteien sind bekanntlich Kompetenz­
verschiebungen vereinbart worden. Diese hat 
man dem Parlament vorgelegt, und das 
Parlament hat sie mit verfassungs ändernder 
Mehrheit beschlossen. 

In dem Bericht, der dem Hohen Hause aus 
diesem Anlaß erstattet wurde, wurden auch 
Ausführungen aus der Regierungsvorlage und 
den Erläuternden Bemerkungen dazu zitiert. 
Ich darf sie Ihnen hier wiederholen. Der 
Bericht des Verfassungsausschusses - der 
Berichterstatter, Herr Kollege Dr. Hauser, hat 
ihn gezeichnet - ist datiert vom 4. April 
1963. In diesem Bericht heißt es: "Die Bundes­
regierung hat - wie schon zu wiederholten 
Malen - auch aus Anlaß dieser Regierungs­
vorlage die Notwendigkeit der Erlassung eines 
Bundesgesetzes unterstrichen, das eine Gesamt­
kodifikation dieser Materie zum Gegenstand 
hat, solcherart Zahl, Wirkungsbereich und 
Einrichtung der Bundesministerien neu zu­
sammenfaßt und einen einheitlich auf die 
Bestimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes 
abgestellten Katalog der Zuständigkeiten der 
einzelnen Ministerien unter gleichzeitiger Auf­
hebung der bisherigen zahlreichen, aus ver-

schiedenen staatsrechtlichen Perioden stam­
menden einschlägigen Vorschriften enthalten 
müßte. Die Bundesregierung hat dabei darauf 
hingewiesen, daß eine solche Kodifikation" 
- und jetzt achten Sie bitte auf folgendes -
"aus verwaltungsorganisatorischen, verwal­
tungsökonomischen und verwaltungstechni­
schen Erwägungen unerläßlich sei, um die 
Zusammenarbeit der Bundesministerien nach 
einheitlichen Gesichtspunkten sicherzustellen." 

Das steht in der Vorlage der Bundesregie­
rung, das steht im Ausschußbericht, und trotz­
dem wurde ein Antrag der freiheitlichen 
Opposition dieses Hauses, der nichts anderes 
als genau diesen Wortlaut enthalten hat, von 
der Koalition niedergestimmt. 

Meine Damen und Herren! Seit Jahr und 
Tag wird lautstark immer wieder von der 
Notwendigkeit einer Verwaltungsreform ge­
redet. Ich glaube, es gibt niemanden in diesem 
Hohen Hause, der nicht überzeugt ist, daß jede 
Verwaltungsreform zunächst einmal damit 
beginnen muß, unklare Kompetenzen zu be­
seitigen oder die Kompetenzabgrenzung klar­
zustellen. Erst dann kann man überhaupt 
an das Problem jedweder Art einer Verwal­
tungsreform herantreten. Das hat die Bundes­
regierung mit goldenen Worten gesagt; der 
Verfassungsausschuß des Nationalrates hat es 
übernommen. 

Ich darf daher, meine Damen und Herren, 
mit der Bitte, sich diesen Punkt doch noch 
einmal zu überlegen, unseren Antrag wieder­
holen und ihn wie folgt stellen: 

Der Nationalrat wolle beschließen -
jetzt kommen dieselben Worte wie vorhin-; 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Nationalrat den Entwurf eines Bundes­
gesetzes vorzulegen, welches Zahl, Wirkungs­
bereich und Einrichtung der Bundesministe­
rien neu zusammenfaßt und einen ein­
heitlich auf die Bestimmungen des Bundes­
Verfassungsgesetzes abgestellten Katalog der 
Zuständigkeiten der einzelnen Bundesmini­
sterien enthält unter gleichzeitiger Auf­
hebung der bisherigen zahlreichen, aus ver­
schiedenen staatsrechtlichen Perioden stam­
menden einschlägigen Vorschriften. Aufgabe 
eines solchen umfassenden Kompetenzge­
setzes soll es vor allem sein, die von ver­
waltungsorganisatorischen, verwaltungs öko­
no mischen und verwaltungstechnischen Er­
wägungen bestimmte Bereinigung in der 
Abgrenzung der Zuständigkeiten der Mini­
sterien herbeizuführen und die Zusammen­
arbeit der Bundesministerien nach ein­
heitlichen Gesichtspunkten zu regeln. 
Ich bitte doch, meine geehrten Kollegen, 

sich zu überlegen, ob man die Frage der 
Verwaltungsreform nicht dadurch fördern 
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könnte, daß man die Regierung mit ihren 
eigenen Worten einlädt, uns das vorzulegen, 
was sie selbst als unerläßlich bezeichnet hat. 

Als zweiten Antrag darf ich einen Antrag 
wiederholen, den wir bereits voriges Jahr 
gestellt haben und der versucht, das Problem 
der Dienstrechtsbereinigung einigermaßen wei­
terzutreiben. Ich darf daran erinnern, daß 
der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus in der ent­
sprechenden Sitzung des Finanz- und Budget­
ausschusses in seiner Wortmeldung zum Aus­
druck gebracht hat, daß auch er der Meinung 
sei, es sollte auf diesem Gebiet zumindest 
hinsichtlich der ältesten Personen eine einiger­
maßen befriedigende Regelung erfolgen. Der 
Herr Abgeordnete Gabriele hat mir im Finanz­
und Budgetausschuß erwidert, daß das 
1,2 Milliarden Schilling kosten würde. Diese 
Zahl, meine Damen und Herren, ist unrichtig. 
Das würde nicht 1,2 Milliarden, sondern es 
würde lediglich einige Millionen kosten, es 
würde uns aber doch in der Komplettierung 
des Rechtsstaates sicherlich einen Schritt 
weiterführen. 

Ich darf daher beantragen: 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, dem 

Nationalrat eine Regierungsvorlage zuzu­
leiten, mit der das Problem der sogenannten 
Dienstrechtsbereinigung gesetzlich geregelt 
wird. Diese Regelung soll. etappenweise 
verwirklicht werden, um den Staat finanziell 
nicht zu überbelasten. 

In der 1. Etappe sollen allen durch das 
Beamten-Überleitungsgesetz geschädigten 
Pensionisten sowie den wiedereingestellten 
Beamten und Angestellten alle bisher vor­
enthaltenen Dienstjahre sowie die nach den 
am 3. März 1933 in Geltung gestandenen 
österreichischen Gesetzen möglichen V or­
rückungen und Beförderungen anerkannt und 
angerechnet werden. In gleicher Weise sollen 
den nach dem 12. März 1938 wiederverwende­
tenBeamten des Ruhestandes die in Wieder­
verwendung zugebrachten Zeiten im gleichen 
Sinne angerechnet werden. 

Damit die an Lebensjahren ältesten Per­
sonen dieser Gruppen noch in den Genuß 
dieser Maßnahmen kommen, ist die er­
forderliche Durchrechnung bei jenen Per­
sonen zu beginnen, die das 65. Lebensjahr 
vollendet haben. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
ist wirklich sehr bescheiden, was hier be­
antragt wird. Und sehr bescheiden ist es auch, 
daß man wenigstens jenen Beamten, die diese 
Zweite Republik als würdig erachtet hat, wie­
der in den aktiven Stand zu übernehmen, für 
ihre Treue insoweit dankt, daß man sie den 

anderen gleichstellt. Denn dadurch, daß man 
sie wiederverwendet, hat man sie ja als würdig 
erachtet, dem Staat, der Republik zu dienen. 
Daher könnte man sie auch rechtlich und 
finanziell angleichen. 

Als unser letzter Antrag kommt ein Antrag, ' 
den zu stellen ich leider immer wieder ge­
zwungen bin. Wir haben ihn erstmals im 
Feber 1962 als Initiativantrag eingebracht; 
er betrifft das leidige und unangenehme Pro­
blem der Politikerpensionen und die damit 
in Zusammenhang stehenden Ruhensbestim­
mungen für Politiker beziehungsweise die Nicht­
anwendung von Ruhensbestimmungen, die 
sonst für alle anderen Menschen dieses Staates 
gelten. 

Ich darf hier gleich vorwegnehmen, daß 
vielleicht der Herr Bundeskanzler erwidern 
wird, das sei eine Angelegenheit des Parla­
ments. ,Sicherlich ist dieses Problem eine Ange­
legenheIt des Parlaments. Da wir aber nicht 
in der Lage sind, eine Einigung der zwei ande­
ren Parteien initiativ in die Wege zu leiten 
und zu bewirken, bleibt uns kein anderer 
Weg übr~g, als hier wieder die Bundesregierung 
so quaSI als "Freund und Helfer" in An­
spruch zu nehmen und die Bundesregierung zu 
bitten, dem Parlament hier zu helfen, indem 
sie als eine Art Geburtshelfer dem Nationalrat 
eine Regierungsvorlage als Diskussionsgrund­
lage vorlegt. 

Ich darf anerkennen und dankbar fest­
stellen, daß Herr Bundeskanzler Dr. Klaus 
im F'inanz- und Budgetausschuß genauso wie 
in verschiedenen Parteikundgebungen seiner 
Partei festgestellt hat, daß auch er der Mei­
nung sei, daß auf diesem Gebiet eine Korrektur 
des vielfach beanständeten Bundesgesetzes 
vom 15. Dezember 1961 wenigstens hinsicht­
lich einiger Punkte erfolgen soll. 

Trotz dieser so erfreulichen Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers haben die Abgeordneten 
seiner Partei genauso wie die Abgeordneten der 
Sozialistischen Partei unseren Antrag heuer 
wieder niedergestimmt. Ich bin daher ge­
zwungen, den Antrag heute, genügend unter­
stützt, zu wiederholen. Er lautet: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Nationalrat eine Regierungsvorlage zur No­
vellierung des Bundesgesetzes vom 15. De­
zember 1961, BGBl. NI'. 16/1962, über die 
Ruhegenüsse für Minister und Abge­
ordnete vorzulegen. In dieser Novelle sind 
diejenigen Bestimmungen des zitierten Ge­
setzes, die in der Bevölkerung nachhaltige 
Kritik auslösten, unter Berücksichtigung 
folgender Gesichtspunkte abzuändern: 

1. Die Anspruchsberechtigung auf einen 
Ruhebezug (Pension) für Minister tritt 
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erst nach einer Amtstätigkeit von acht I positiver Resultate für die österreichische 
Jahren in Kraft (jetzt drei Jahre). Bevölkerung zu verzeichnen sind. Es ist nur 

2. Zeiten, die ein Organ der Vollziehung zu ~offen und .zu w~nschen, daß auch. in der 
in einer anderen Funktion zurückgelegt ZWeiten HalbzeIt der Jetzt laufenden LegIslatur­
hat, werden nicht angerechnet. periode Fleiß, Ausdauer und Zusammenarbeit 

3 Der Beitrag für den Ruhegenuß- in dem Maße gepflogen werden, daß alle in 
An~pruch ist von 7 Prozent auf 14 Prozent der Regierungserklärung unseres Bundeskanz-

h .. h lers Dr. Klaus genannten Probleme und Vor-
zu er 0 en. h b d· h J:c • • ... . ... a en, le noc Ollen SInd, emer Lösung 

4. Offentlich-rechthche Bezuge smd den beziehungsweise Realisierung zugeführt werden 
Mitgliedern des Nationalrates und Bundes- können. 
rates bei Gewährung eines Ruhegenusses 
aus dieser Eigenschaft in Anrechnung zu 
b:-ingen. 
Meine Damen und Herren! Diese drei An­

träge der FPÖ-Abgeordneten sind genügend 
unterstützt, und ich hoffe doch, daß der eine 
oder andere davon vor Ihren Augen noch 
Gnade findet und auch angenommen wird. 

Zusammenfassend darf ich zum Schluß nur 
wiederholen: Angesichts unserer Feststellungen 
ist es daher selbstverständlich, daß die frei­
heitlichen Abgeordneten dem Budget für 1965 
keine Zustimmung erteilen und gegen das 
Bundesfinanzgesetz stimmen werden. ( Bei­
fall bei der F PO.) 

Präsident: Die drei eingebrachten Anträge 
der Abgeordneten Dr. van Tongel und Genos­
sen sind genügend unterstützt und stehen 
daher zur Verhandlung. 

Als nächster Redner ist der Herr Abgeord­
nete Regensburger zum Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Regensburger (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich werde 
heute anläßlich der Debatte über die Budget­
gruppen I und II zu folgenden Themen Stel­
lung nehmen: 

1. Stellung der Abgeordneten, 
2. Rechtsstellung der Parteien, 
3. Aufstellung eines Grundrechtskataloges, 

zu welchem Thema ich jedoch nur einige 
Sätze sagen werde, weil sich mit der Proble­
matik im besonderen noch der Herr Abgeord­
nete Dr. Kummer befassen wird, 

4. Kodifizierung der Verfassung, 
5. Tätigkeitsbericht des Verwaltungs-

gerichtshofes, 
6. Beamtenschutzgesetz, 
7. Volksbegehren, 
8. Koalitionsfreier Raum, 
9. Staatsfeiertag. 
Bevor ich in die Materie der vorhin genann­

ten Themen eingehe, erlaube ich mir, die 
Damen und Herren Abgeordneten an die 
umfassende Tätigkeit des Parlaments in den 
vergangenen zwei Jahren zu erinnern. Trotz 
einiger Wetterwolken über dem Staatshimmel 
haben Parlament und Regierung fruchtbare 
Arbeit geleistet, wobei eine ganze Reihe 

Nun zur Stellung der AbgeordnEt::m. Ich 
bin der Meinung, daß gerade zur Debatte über 
das Kapitel Oberste Organe sehr wesentlich 
die Frage der Stellung der Abgeordneten 
gehört. Dieses Problem stand gerade in den 
letzten Tagen im Scheinwerferlicht des öffent­
lichen Interesses und der öffentlichen Diskus­
sion und war sogar Gegenstand erregter Aus­
einandersetzungen und eines Verfahrens vor 
der Hauptwahlbehörde. 

Die Bundesverfassung setzt zwar die Mit­
wirkung der politischen Parteien an der Beru­
fung der Abgeordneten voraus, in der Aus­
übung ihrer Funktion aber sind die Abgeord­
neten eingig und allein und völlig ausschließ­
lich die Repräsentanten ihrer Wähler, auch 
wenn sie auf einer Parteiliste gewählt worden 
sind. Daran kann auch keine sogenannte 
Moral etwas ändern, nicht einmal eine soge­
nannte sozialistische Moral. 

Es würde den Grundsätzen der österreichi­
schen Bundesverfassung eindeutig widerspre­
chen, wenn der Amtsverzicht und die Abberu­
fung eines Abgeordneten der Willensentschei­
dung oder dem Diktat einer Parteiinstanz aus­
geliefert wäre. Und es würde dem verfassungs­
rechtlichen Grundsatz der Gleichheit wider­
sprechen, wenn Abgeordnete, die Mitglieder 
einer politischen Partei sind, während ihrer 
Amtsperiode von dieser Partei aus ihrem Amte 
entfernt werden könnten, andere aber nicht; 
eine Auffassung, welche zum Beispiel der Ver­
fassungsgerichtshof anläßlich der Aufhebung 
der niederösterreichischen Gemeindewahlord­
nung im Jahre 1958 vertrat. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
bekennen uns in diesem Zusammenhange zum 
Prinzip des freien Mandats, wonach der Abge­
ordnete bei der Ausübung seines Berufes an 
keinen Auftrag gebunden ist. Wir können 
darin weder einen Widerspruch zur Stellung 
der politischen Parteien auf Grund des Ver­
hältniswahlrechtes noch des Parlamentarismus 
sehen. 

Wir sind auch nicht bereit, einer sogenannten 
Parteimoral verfassungsändernde Kraft zuzu­
billigen. Wir betrachten den Abgeordneten 
als einen Repräsentanten der Wähler, nicht 
aber als den Angestellten einer Partei, dem 
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man jederzeit einfach das Vertrauen entziehen, 
also einfach "kündigen" kann. 

Wir begrüßen daher die jüngste Entschei­
dung der Hauptwahlbehörde in der Ange­
legenheit eines sogenannten Mandatsverzichts. 
Ein Abgeordnetenmandat ist doch wohl ein 
sehr persönliches Recht der Person des gewähl­
ten Abgeordneten, das nur dieser Person 
zukommt und das nur dieser selbst ausüben 
kann. 

Genauso aber wie die Ausübung des Rechtes 
muß wohl auch der Verzicht auf dieses Recht 
als eine Form der Rechtsausübung ein höchst­
persönliches Recht des Abgeordneten bleiben, 
ohne Rücksicht darauf, ob seine Partei ihm 
das Vertrauen entzieht oder ihn aus der Partei 
ausschließt. 

sung war das nur ein logischer Schritt zu jener 
kürzlich in der , ,Sozialistischen Korrespon­
denz" veröffentlichten Erklärung, die unter 
anderem folgendes besagte: 

"Vertrauensmann oder Mandatar der Sozia­
listischen Partei kann nur sein, wer ihr Ver­
trauen hat und solange er es hat. Wird es 
ihm entzogen, so kann er nicht länger das 
Mandat ausüben, das er dem Vertrauen seiner 
Partei verdankt. Das ist ein Grundsatz, der 
sich einfach aus unserer sozialistischen Moral 
ergibt." Soweit das Zitat. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht 
meine Aufgabe, mich mit den inm,ren Gesetzen 
anderer politischer Parteien auseinanderzu­
setzen. Jede Gruppe und jede politische Partei 
setzt sich jene innere Ordnung und unterwirft 
sich jener Moral, die ihr sowie ihren Einstel-

In dem von mir bereits zitierten Erkenntnis lungen und Auffassungen entspricht. Nie­
des Verfassungsgerichtshofes aus dem Jahre mand wird der Sozialistischen Partei dieses 
1958 heißt es unter anderem weiter: Recht bestreiten wollen, die ihr genehmen 

"Aus dem Wesen der repräsentativen Demo- Formen zur "sozialistischen Moral" zu erhe­
kratie ergibt sich die Notwendigkeit der ben. Man muß allerdings feststellen, daß 
Sicherung einer durch Wahl vermittelten solche selbstgesetzte Regeln um Moralbegriffe 
Funktion. Der Abgeordnete des Volkes muß über den eigenen Rahmen niemals hinaus­
in seinem Amte so gesichert sein, daß er reichen dürfen. 
dieses Amt ausüben kann. Dies wird beson- Noch gilt in Österreich für die Mehrheit der 
ders deutlich, wenn der Gesetzgeber die Bevölkerung auch in dieser Spezialfrage die 
Funktionsdauer festlegt. Die Ausübung des österreichische Bundesverfassung und nicht 
Amtes muß während der ganzen Funktions- die "sozialistische Moral", und wir werden 
dauer gesichert sein. Diese Ordnung wäre alles dazu beitragen, daß das auch in Zukunft 
wertlos, wenn nicht dem gewählten Organ so bleibt. (Beifall bei der 0 V P.) 
ei~ subjektives Recht, .~in An.spruch a"?f i~re , Nun zur Rechtsstellung der politischen Par­
Emhaltung gegeben ware. DIeses subjektIve 1 teien. Im Zusammenhange mit diesem Thema 
Recht kann aus der Gesamtregelung des ist nach meiner Ansicht folgendes zu sagen: 
Wahlrechtes und aus der Regelung des pa~- Anläßlich der Verabschiedung des Bundes­
siven Wah~echtes geschl?ssen werden. DIe finanz gesetzes 1964 hat der Nationalrat fol­
Wahl vermittelt daher emen Anspruch auf gende Entschließung gefaßt: 
Ausübung der Funktion während der ganzen D' B d' . d ht d 

hl . d "Ie un esreglerung WIr ersuc , em 
Wa peno e. Nationalrat einen Bericht über ihre Rechts-

Zum selben Ergebnis führt eine Prüfung auffassung betreffend die Stellung der politi­
unter dem Gesichtspunkt des ,freien Man- sehen Parteien im öffentlichen Leben vorzu­
dats'. Wenn die Verfassung dem Abgeord- legen." 
neten sichert, daß er bei der Ausübung seines Ohne Zweifel weisen die Bestimmungen 
Berufes an keinen Auftrag gebunden ist, muß unserer Bundesverfassung den politischen Par­
umsomehr angenommen werden, daß ihm die teien nicht nur sehr verschiedene, sondern 
Ausübung seines Mandats überhaupt gewähr- sehr hervorragende und entscheidende Auf­
leistet ist." gaben zu. Dies ergibt sich vor allem aus den 

Wie anders hört sich dagegen jene Stelle Prinzipien des Verhältniswahlrechtes und des 
aus der Monographie von Kar! Kautsky "Par- Parlamentarismus im besonderen. Beide in 
lamentarismus und Demokratie" an, wo es der österreichischen Bundesverfassung stark 
unter anderem heißt: verankerten Prinzipien setzen die politischen 

"Der sozialdemokratische Abgeordnete ist Parteien als einen wesentlichen und tragenden 
als solcher kein freier Mann - so lächerlich Faktor in der Republik Österreich voraus. 
das klingen mag -, sondern nur der Beauf- Besonders augenfällig wird zum Beispiel 
tragte der Partei. Treten seine Anschauungen die bedeutende Rolle der politischen Parteien 
in Widerspruch zu den ihren, dann muß er durch die Tatsache, daß die Proklamation vom 
aufhören, ihr Vertreter zu sein." 27. April 1945 über die Selbständigkeit Öster-

Aus einer solchen prinzipiellen und der reichs, deren zwanzigjähriges Gedenken wir 
Bundesverfassung widersprechenden Auffas- im nächsten Jahre feiern werden, von den 
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Vorständen der politischen Parteien Öster­
reichs erlassen worden ist. Hier muß weiter 
festgestellt werden, daß das Verfassungs­
Überleitungsgesetz aus den gleichen Tagen, 
durch das die Bundesverfassung in der Fassung 
von 1929 wieder in Kraft gesetzt wurde, auch 
von jener Provisorischen Staatsregierung er­
lassen wurde, die auf Grund der genannten 
Unabhängigkeitserklärung ebenfalls VOll den 
politischen Parteien eingesetzt worden war. 
Die wesentliche und tragende Rolle der politi­
schen Parteien in Österreich bei der Wieder­
herstellung der Selbständigkeit unseres Lan­
des unterliegt also wohl keinem Zweifel. 

Demgegenüber ist es aber fast überraschend, 
daß die gleiche österreichische Bundesverfas­
sung dieser besonderen Rolle der politischen 
Parteien nicht auch gleichzeitig Rechnung 
trägt; sie kennt nämlich weder eine grund­
sätzliche Bestimmung über die rechtliche 
Stellung der Parteien noch über deren Auf­
gaben, insbesondere in Relation zur Staats­
gewalt. Wir haben praktisch eine de facto­
Anerkennung der politischen Parteien. Es fehlt 
aber die Institutionalisierung dieser Parteien, 
was verschiedentlich und besonders in letzter 
Zeit da und dort Kritik herausgefordert hat. 

Ebenso häufig wurde aber der Wunsch ge­
äußert, durch gesetzliche Maßnahmen eine 
ohne Zweifel bestehende Rechtsunsicherheit 
so bald wie möglich zu beseitigen. Denn wir 
müssen ohne Zweifel zugeben, daß heute 
"eine gewisse Rechtsunsicherheit hinsichtlich 
aller jener politischen Parteien herrscht, die 
nicht als Vereine nach dem Vereinsgesetz an­
gemeldet sind. Diese Rechtsunsicherheit, von 
der ich gesprochen habe, bezieht sich vor 
allem auf die Rechtsfähigkeit und auf die 
Handlungsfähigkeit der politischen Parteien 
in Österreich. 

Hier hat man sich b.isher vielfach in der 
Praxis mit gewissen "als ob-Annahmen" ge­
holfen, das heißt, man behandelte diese 
politischen Parteien so, als ob sie Vereine wären, 
obwohl bekanntlich weder die ÖVP noch die 
SPÖ noch die KPÖ als Verein nach dem Ver­
einsgesetz organisiert sind. Oder man be­
handelte sie so, als ob sie Körperschaften 
öffentlichen Rechtes wären, was ja bekanntlich 
für keine einzige in Österreich existierende 
Partei zutrifft. Solche Körperschaften öffent­
lichen Rechtes können nur durch Gesetz 
beziehungsweise auf Grund gesetzlicher Er­
mächtigungen errichtet werden. Es wäre also 
in diesem Fall eine Art Parteigesetz erforder­
lich. 

Die Notwendigkeit, diese ungeklärte Rechts­
lage durch den Gesetzgeber möglichst um­
fassend und möglichst bald zu lösen, ist ohne 
Zweifel gegeben. Hier gibt es verschiedene 

Möglichkeiten, diese bestehende Unsicherheit 
zu klären, und es wird noch eingehender 
Beratungen bedürfen, bevor darüber eine 
endgültige Entscheidung getroffen werden 
kann. Man wird also sicherlich nicht darum 
herumkommen, daß die Rechtspersönlichkeit 
aller jener politischen Parteien, die heute 
nicht als Vereine nach dem Vel'einsgesetz 
organisiert sind, unklar und umstritten ist. 

Die politischen Parteien sind heute aber 
ebenso sicher keine Körperschaften ßffent­
lichen Rechtes, wenn sie auch da und dort 
als solche behandelt werden, "weil ihnen der 
rechtliche Status hiefür fehlt, der jener 
hervorragenden, wesentlichen und tragenden 
staatsrechtlichen Bedeutung entspricht, die 
ihnen die Bundesverfassung zuerkennt. 

Die Frage der Institutionalisierung der 
politischen Parteien als Träger öffentlicher 
Aufgaben durch ein eigenes Gesetz im Rahmen 
der verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
steht also weiterhin oben auf der Tages­
ordnung unserer parlamentarischen Arbeit, 
wobei diese gesetzliche Regelung gleichzeitig 
mit einer klaren und eindeutigen Abgrenzung 
zwischen den Aufgaben der politischen Par­
teien und denen der Staatsgewalt gelöst 
werden muß. 

Nun einige Sätze zu den Grundrechten. 
Auf dem Gebiete der Grundrechte, die jedem 
Staatsbürger in diesem Lande zustehen, haben 
die letzten Jahre nicht nur viele, sondern 
auch durch die moderne Entwicklung bedingte 
bedeutsame Veränderungen gebracht. Da­
neben ist aber auch auf dem Gebiete der 
internationalen Rechtsentwicklung und des 
Schutzes der Grundrechte des Staatsbürgers 
in den letzten Jahrzehnten manches anders 
geworden. Gerade die Österreichische Volks­
partei ist immer und immer wieder für den 
Schutz der Rechte des einzelnen Staatsbürgers 
gegenüber dem Staat eingetreten. Nun hat 
gerade auf der Seite des Staates und der 
staatlichen Obrigkeit eine ge"waltige Verände­
rung, und zwar mit der Tendenz einer immer 
stärkeren Zusammenballung von Macht und 
Einfluß in den Händen des Staates und seiner 
Funktionäre stattgefunden. Der einzelne Bür­
ger sieht sich einer Konzentration von Kom­
petenzen gegenüber, die es ihm schwierig 
macht, dagegen aufzutreten und sein Recht 
geltend zu machen. Das Haupthindernis 
dafür, warum sich der Bürger dem Staat 
gegenüber sehr oft als rechtlos, machtlos, 
als übergangen, als benachteiligt, als in seinen 
Rechten beschnitten fühlt, liegt wohl darin, 
daß in dieser komplexen Zeit der ungeheuer 
raschen Entwicklung der einzelne Staats­
bürger gar nicht mehr in der Lage ist, dem 
Lauf der Dinge voll und ganz zu folgen. 
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Das wird besonders dann gefährlich, wenn der 
einzelne Bürger seine Rechte gegenüber dem 
Staat nicht mehr kennt und dadurch auch 
nicht mehr ausüben kann. Wir treten daher 
für die Aufstellung eines modernen kompletten 
Grundrechtskataloges ein, der es dem Staats­
bürger wieder möglich macht, seine Rechte 
zu erkennen und wahrzunehmen. 

Das gleiche Recht jedes Staatsbürgers auf 
seine Grundrechte und seine Freiheiten muß 
aber auf der anderen Seite durch ein gleiches 
Recht der Staatsbürger auf gleiche Verfolgung 
jener ergänzt werden, denen vorgeworfen 
wird, Recht und Gesetz nicht genügend be­
achtet zu haben. Wir begrüßen es daher 
besonders, daß in den letzten Tagen eine 
eigene Kommission zur Aufstellung eines 
Grundrechtskataloges eingesetzt wurde, die 
außer aus hervorragenden Fachleuten auch 
aus Wissenschaftlern und rechtskundigen Spe­
zialisten des Nationalrates zusammengesetzt 
ist. 

Das gleiche, was ich soeben über die Not­
wendigkeit der Aufstellung eines Grundrechts­
kataloges ausgeführt habe, gilt hinsichtlich 
der' Voraussetzungen, wie das angestrebte 
Ziel der dringend notwendigen Kodifizierung 
der Verfassungsbestimmungen erreicht werden 
kann. Die Gefahr der Unübersichtlichkeit 
auf dem Gebiete des Verfassungsrechtes ist 
heute in Österreich besonders groß. Ich glaube, 
ich kann es mir ersparen, auf einzelne Gefahren 
und Nachteile näher einzugehen. Wir sind 
uns bewußt, daß es sich dabei um eine Arbeit 
handelt, die nicht von heute auf morgen er­
ledigt werden kann, sondern die voraussicht­
lich Jahre hindurch die Mitarbeit der besten 
Fachleute auf dem Gebiete der Verfassung 
und der rechtskundigen Abgeordneten er­
fordern wird. Im Sinne unseres Bekennt­
nisseszum Rechtsstaat in allen Belangen des 
öffentlichen und privaten Lebens halten wir 
es für notwendig, daß die Kodifizierungs­
arbeiten durch kompetente Gremien zu einem 
Abschluß kommen, der der Tradition Öster­
reichs als Rechtsstaat gerecht wird. 

Im Sinne der parlamentarischen Tradition 
wird der Herr Bundeskanzler dem Hohen 
Hause voraussichtlich in den nächsten Tagen 
den Tätigkeitsbericht des Verwaltungsgerichts­
hofes über das Geschäftsjahr 1963 über­
mitteln. Wir erinnern uns daran, daß dieser 
oberste Gerichtshof im Jahre 1963 schweren 
und oft unqualifizierbaren Angriffen ausge­
setzt war, als eine Partei, die immer und aus­
nahmslos für den Rechtsstaat und die Un­
abhängigkeit der Richter eingetreten ist, die 
Unabhängigkeit des Richterstandes zu beein­
trächtigen versuchte. Da hagelte es unsach­
liche und unbewiesene Vorwürfe, die von 

"Juristenputsch" bis zum "Verfassungs­
bruch" reichten und auch nicht vor dem Vor­
wurf der politischen Handlung im Schutze 
des Talars haltmachten. Wir waren Zeugen 
einer Kampagne, in der rechtsstaatliche 
Einrichtungen unter Mißachtung der ver­
fassungsmäßigen Zuständigkeitsordnung poli­
tischen Zielsetzungen unterworfen werden soll­
ten. Wir erinnern uns daran, daß der Ver­
waltungsgerichtshof dadurch gezwungen war, 
den Schutz der Strafgerichte in Anspruch 
zu nehmen, und daß es zu lebhaften Protesten 
des Präsidenten des Verfassungsgerichtshofes, 
fast aller Ordinarien für öffentliches Recht 
und auch der zuständigen Gewerkschaften 
kam. Es scheint mir, daß dies heute der Ort 
und die Z 3it ist, die Erwartung und Hoff­
nung auszusprechen, daß Österreich im Inter­
esse des rechtsstaatlichen Prinzips und seines 
Ansehens im Ausland eine Wiederholung der 
in der Geschichte zivilisierter Rechtsstaaten 
einmaligen 'Vorkommnisse erspart bleiben 
möge. 

Ein besonderes Kapitel des Schutzes der 
Rechte österreichischer Staatsbürger ist der 
Schutz unserer Beamten und ihrer Rechte. 
Abgeordnete der ÖVP haben daher Anfang 
dieses Jahres den Entwurf für ein erstes und 
im Laufe des Jahres dann den Entwurf für 
ein zweites Beamtenschutzgesetz eingebracht. 
Dabei geht es vor allem darum, die Bundes­
beamten vor Willkür und Mißachtung ihrer 
Rechte zu schützen; dies durch eine Änderung 
der die Versetzung von Bundesbeamten be­
treffenden Bestimmungen in der Dienstprag­
matik. Die Erfahrungen gerade in der letzten 
Zeit haben gezeigt, daß der Schutz unserer 
Beamten nicht nur in dieser Hinsicht, sondern 
auch dahin verstärkt und gewährleistet werden 
muß, daß die Vornahme der Qualifikation und 
die Behandlung in Disziplinarverfahren sowie 
die vorübergehende Dienstzuteilung und vor­
zeitige Pensionierung nur unter entsprechen­
den Garantien erfolgen dürfen. Auch dabei 
wird es notwendig sein, dieses in unserer Bun­
desverfassung verankerte rechtsstaatliche Prin­
zip den geänderten Verhältnissen zum Schutze 
der Rechte der Beamten anzupassen. 

Hohes Haus! Vor wenigen Tagen wurde 
in diesem Hohen Hause einem Ausschuß der 
erste Gesetzesantrag zugewiesen, der weder 
von der Regierung noch aus diesem Hohen 
Hause stammt. Ich bin der Auffassung, daß 
man nicht übersehen sollte, daß sich derzeit 
ein besonderer Ausschuß mit dem ersten 
auf ein Volksbegehren zurückgehenden Gesetz­
entwurf befaßt. Die Österreichische Volks­
partei ist aus prinzipiellen Überlegungen immer 
für die verschiedenen Formen der direkten 
Demokratie eingetreten. Wir glauben, daß 
diese verschiedenen Formen der direkten 
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Demokratie überaus geeignet sind, einen leben­
digen und echten Kontakt zwischen dem 
Staatsvolk und seinem Parlament, zwischen 
den Wählern und den Gewählten herzu­
stellen. 

Es war eine interessante Erfahrung, die 
Einleitung, Durchführung und den Abschluß 
des ersten Volksbegehrens in Österreich mit­
erleben zu können. Wir freuen uns aufrichtig, 
daß die direkte Demokratie auch in dieser 
Erscheinungsform sauber und korrekt und 
unter Einhaltung der demokratischen Spiel­
regel in das politische Leben eingetreten ist. 
Wir begrüßen daher von demokratischen 
Erwägungen aus die Belebung der österreichi­
sehen parlamentarischen Tätigkeit, das erste 
Volksbegehren, und verbinden damit die Hoff­
nung, daß durch dieses Mittel und durch andere 
Mittel der direkten Demokratie der notwendige 
Kontakt zwischen dem Wahlvolk und seinen 
Repräsentanten in diesem Hohen Haus er­
folgreich ausgebaut und intensiviert werden 
kann. 

Nun noch einige Feststellungen zum koali­
tionsfreien Raum. Es gibt 'wenige freie demo­
kratische Parlamente auf der Welt, in denen 
die Relation zwischen den Angehörigen der 
Regierungsparteien und denen der Opposition 
der Situation in Österreich ähnlich ist. Diese 
besondere, nunmehr seit 20 Jahren andauernde 
außergewöhnliche Kräftoverteilung innerhalb 
des Hohen Hauses hat zu Folgeerscheinungen 
geführt und hat neben einer wertvollen posi­
tiven Einschätzung auch Kritik erfahren. 
Ich halte die Einrichtung des sogenannten 
koalitionsfreien Raumes der freien Mehrheits­
bildung nach einvernehmlich festgelegten poli­
tisch-parlamentarischen Spielregeln für ein 
wertvolles Instrument, um solcher Kritik 
zu begegnen. Der koalitionsfreie Raum kann 
ein wertvolles Instrument werden, wenn die 
Regierungsparteien sich festgefahren haben 
und wenn prinzipielle Fragen wegen nicht zu 
lösender Meinungsverschiedenheiten innerhalb 
der Koalition jahrelang zum Schaden der 
Gesamtbevölkerung nicht gelöst werden kön­
nen. 

Neben dieser aktiven Wirkung kommt aber 
der passiven Seite dieser Neueinführung ganz 
besondere Bedeutung zu. Ich meine damit 
die bereits erprobte Bewährung des koalitions­
freien Raumes durch seine bloße Existenz. 
Es gab verschiedene Vorlagen, die wahrschein­
lich heute noch unerledigt wären, hätte es 
nicht dieses Damoklesschwert des koalitions­
freien Raumes gegeben. 

Hier handelt es sich um Anwendungsbereiche 
des koalitionsfreien Raumes, die man weder 
messen noch direkt nachweisen kann. Der 
Vollständigkeit halber sei aber in diesem 

Zusammenhang noch festgestellt, daß natür­
lich nicht jede Mehrheitsbildung als ein legales 
Betreten des koalitionsfreien Raumes auf­
gefaßt werden kann und daß jene Fälle der 
Mehrheitsbildung zwischen der Sozialistischen 
Partei und der Freiheitlichen Partei im Vor­
jahr kein Ausweichen in den koalitionsfreien 
Raum im Sinne getroffener Abmachungon, 
sondern echte Brüche des Arbeitsüberein­
kommens darstellen. 

Zum Schluß noch einige Sätze zum Staats­
feiertag. Meines Wissens gibt es außer Öster­
reich keinen zweiten Staat in der Welt, der 
keinen wirklichen und allgemeinen National­
feiertag besitzt. Ich glaube es mir vor diesem 
Forum ersparen zu können, auf Detail8 einzu­
gehen, warum der 12. November für einen 
österreichischen Staatsfeiertag nicht in Frage 
kommen kann. Es erscheint mir nicht nur 
notwendig, dieses typisch österreichische 
Kuriosum eines Staates ohne Staatsfeiertag 
endlich abzuschaffen, sondern es scheint mir 
auch eine echte und ernste Verpflichtung 
von Regierung und Parlament zu sein, in die­
ser Frage endlich zu einer Einigung zu kom­
men. Ich glaube nicht, daß es der staats­
politischen Erziehung der Jugend unseres 
Landes zu Liebe und Opferbereitschaft für 
dieses Land förderlich ist, wenn sich die 
politischen Repräsentanten nicht über einen 
Staatsfeiertag einigen können. Gerade das 
kommende Jahr mit seinen Erinnerungs­
und Gedenkfeiern wäre doch sicher ein würdi­
ger und willkommener Anlaß, dem österreichi­
schen Volk einen allgemeinen und für alle 
akzeptablen Staatsfeiertag zu geben. Welcher 
Tag wäre dafür geeigneter als der 15. Mai, 
an dem die Republik Österreich nach so vielen 
Jahren der staatspolitischen Nichtexistenz 
und der Besatzung endlich wieder ihre volle 
Freiheit und Souveränität erhielt! (Beifall 
bei der ÖV P.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Migsch zum Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Migsch (SPÖ): Herr Prä­
sident! Herr Bundeskanzler! Meine Damen 
und Herren! Ich habe schon seit langem die 
Absicht gehabt, über die Entwicklung der 
österreichischen Demokratie zu sprechen. Ich 
habe mir vorgenommen, diese Absicht in 
jener Zeit zu verwirklichen, in der wir die 
Budgetansätze für das Jahr 1965 bewilligen, 
also für jenes Jahr, in dem unsere zweite öster­
reichische Republik ihren 20. Geburtstag 
feiern wird. 

Ich halte eine solche Rückschau und eine 
solche Überprüfung des Weges, den wir ge­
gangen sind, für dringend nötig, damit man 
über die Alltagsarbeiten hinaus klar erkennt, 

237 
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wohin der Weg führt und ob wir richtig Mord - ich beginne mit den großen Männern 
gehandelt haben. Ich gestehe von Anfang an, der Weimarer Republik aus dem bürgerlichen 
daß ich diese Untersuchung unter gewissen Lager, Rathenau und Erzberger, ich verweise 
Gesichtspunkten vorgenommen habe, nicht auf Karl Liebknecht, um jemanden aus dem 
unter dem Gesichtspunkt meiner Parteizuge- sozialdemokratischen Lager zu erwähnen -
hörigkeit, sondern als Angehöriger jener Gene- toleriert, verniedlicht. Man hat die Todfeinde 
ration, die heute im Hohen Hause nur mehr der Weimarer Republik, die Generäle aus 
sehr spärlich vertreten ist, die in der Ersten dem Kapp-Putsch, den Putschisten Hitler 
Republik politisch mitgearbeitet hat, die die nach seinem Münchener Bräuhaus-Putsch mit 
Tragödie und das Drama in dieser Zeit erlebt zarten Händen verständnisvoll behandelt. 
hat. Diese Generation ist hüben und drüben (Präsident Dipl,-Ing, Waldbrunner über­
sowohl was die Männer aus der Österreichischen nimmt den Vorsitz.) 
Volkspartei als auch die der Sozialistischen Da stelle ich mir eine Frage: Gewiß ist es so, 
Partei betrifft, dezimiert, weil die Menschen daß alle politischen Systeme und alle poli­
den Ml1t hatten, für Freiheit, Demokratie tischen Institutionen, naturgemäß auch die 
und Menschlichkeit auch ihr Leben einzusetzen, Organe des öffentlichen Rechtes, die Organe 

Ich hoffe, daß ich auch für die Angehörigen der Demokratie, die Volksvertretung, aber 
der Österreichischen Volkspartei spreche und, auch das politische System, das in einer 
daß das, was ich hier in der Öffentlichkeit Gesellschaft lebendig ist, moralischen und 
aus einem innersten Bedürfnis hinterlegen politischen Abnützungserscheinungen unter­
will, auch von ihnen unterschrieben wird. liegen. Das ist selbstverständlich. Bemerkens-

. . wert ist nur, daß sich in den alten Demokratien, 
Das Erschütterndste beI dIesen Untersuchun- . d I ., h' h St t 'd d' . ., , ,In en ange sac Sise en aa en, In en nor 1-

gelllst,daßdann,wennwudengelstIgenBereICh, ch D m k t' d R t' ß 
d

' Ar . di P d' H d s en e 0 ra !en, er egenera lOnsproze 
le gumentatIonen, e ar oien , le an - a s d I st't t' 'lb t h 11 ' ht , . . u en n 1 u IOnen se s eraus vo Zie 

lungen untersuchen, dIe m den letzten ZWCl d' r t G r h' t B dr h 
J h d h ß

· . h un eIne e nse ela r, eIne erns e e 0 ung 
a ren gesetzt wur en, se en, da dIe glelc en I on Fr 'he't D m kr t' M hl' hk 't " ,v eIl, e 0 a le ensc IC el . 

Gedanken, dIe gleIChen Tendenzen WIe Ge- R h I' hk' d " . ' 
t d · , d J h 1926 b' 1929 ec tsstaat IC elt ort me gegeben 1st. spens er, le In en aren IS' 

lebendig waren, wieder lebendig geworden 
sind. Es ist interessant, die Tageszeitungen 
aller politischen Parteien aus dieser Zeit 
nachzulesen. Ich habe es getan. Es ist er­
schütternd, feststellen zu müssen, wie die 
gleichen Argumente in diesen Zeitungen, ähn­
lich geschrieben, ähnlich dargestellt wie heute, 
zu finden sind, zum Beispiel zum gleichen 
Gegenstand, mit dem sich das Parlament 
gestern beschäftigt hat. Es ist erschütternd, 
feststellen zu müssen, wie auf gewissen Ge­
bieten heute die gleichen Bestrebungen wie 
damals, wenn auch anders motiviert, lebendig 
geworden sind. 

Aber was mich am stärksten beeindruckt 
hat, ist die Duplizität, in der diese Entwicklung 
auch in der deutschen Bundesrepublik heute vor 
sich geht. Ich betone das und gebe damit 
dem Kollegen Regensburger , den ich sehr 
schätze, die Anregung, über das, was er hier 
über den Rechts- und Richterstaat gesagt hat, 
etwas nachzudenken. In der Weimarer Repu­
blik gab es einen sehr autoritären Richter­
staat, Und genau das gleiche, was sich heute 
in der "Spiegel"-Affäre entwickelt, daß man 
einem der leidenschaftlichsten, echten, liberalen 
und humanistisch denkenden Journalisten und 
Schriftsteller, Dr. Augstein, einen Prozeß 
wegen Landesverrates anhängt, hat sich in 
der Weimarer Republik im Fall Ossietzky 
und in den anderen Fällen vollzogen. Und 
genauso hat man damals den politischen 

Ganz anders aber ist es bei den jungen 
Demokratien wie hier in Mitteleuropa. Hier 
scheint es so zu sein, daß die neuen Gesell­
schaften noch nicht die Fähigkeit entwickelt 
haben, über ihren Schatten der Vergangenheit 
zu springen. Meine Damen und Herren! 
Ich möchte nicht reden, sondern Fakten an­
führen. Fakten anführen, die ich mir aus einem 
sehr eingehenden Studium angeeignet habe. 

In Österreich hat sich in den letzten zwei 
Jahren wieder ein sehr großer politischer 
Narrenspielraum entwickelt. Jede Gesellschaft 
hat ihn, sogar Diktaturen haben einen Narren­
spielraum. Chruschtschow durfte vor Stalin 
tanzen. Mehr war ihm im Stalin-Regime nicht 
gestattet. Im Hitler-Regime durften einige 
in Kabaretts Witze machen, mehr war nicht 
gestattet, Und auch in der Demokratie ist 
es gut, wenn ein solcher Narrenspielraum 
besteht, Wird er aber so groß, daß er die reale 
Politik überschattet, dann wird er zur Lebens­
gefahr für diese Gesellschaft. So war es bei 
uns in der Monarchie, die die Nationalitäten­
frage nicht lösen konnte und die niemals 
imstande war, die Integration dieser vielen 
Nationen zu einem Reich zu lösen. So war 
es in der Ersten Republik, in der die Inte­
gration der Bundesländer, aber auch der einzel­
nen Klassen zu einem demokratischen Frei­
staat nicht vollzogen werden konnte. 

Dieselben Gespenster treten heute auf und 
bestimmen im weiten Umfang das öffentliche 
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Leben. Soll ich Ihnen, Kollege Regensburger, 
aus der letzten Kampagne über das Volksbe­
gehren Zitate bringen? Auch von Ver­
tretern der politischen Wissenschaft geschrie­
ben, lautete die Parole: Wir suchen nach der 
wahren Demokratie! Nach der wahren Demo­
kratie haben die Heimwehrbewegung, die 
faschistische Bewegung Mussolinis und ebenso 
die nationalsozialistische Bewegung gesucht. 
Sie haben uns das plebiszitäre Element, 
wo sich das Volk hinter den Führer schart, 
als die wahre Demokratie hingestellt. 

Wenn Sie einen Zeugen haben wollen für 
diese Zeit, nenne ich Ihnen einen, nicht aus 
den freien, liberalen, fortschrittlichen Wissen­
schaften, sondern einen Zeugen, der nicht nur 
ein großer Politiker, sondern auch ein großer 
Staatsrechtier war, Dr. Ignaz Seipel, der 
Führer der Christlichsozialen Partei. Er sagt 
in seiner Rede in München Anfang 1929 : 
"Das eigentliche Anliegen der Heimatschutz­
bewegung ist die Herstellung der wahren 
Demokratie." Ich könnte Ihnen ebenso viele 
Zitate aus den staatsrechtlichen Werken 
nationalsozialistischen Schrifttums bringen; es 
würde zu weit führen. 

auf unserem; das sei aber nur nebenbei be­
merkt. 

Und heute 1 Ja seit Jahr und Tag geht die 
Desavouierung, die Herabsetzung des Parteien­
staates, die Herabsetzung der politischen Par­
teien vor sich, und die Zugehörigkeit zu einer 
politischen Partei bedeutet geradezu eine Ver­
femung. (Abg. Dr. Hurdes: Sehr richtig!) 
Und es ist sogar so, daß einzelne Abgeordnete, 
Mitglieder der Volksvertretung, draußen 
im Leben in Meldezetteln oder bei Vorstellun­
gen lieber ihren bürgerlichen Beruf angeben, 
denn wenn es heißt "Minister a. D." oder 
"Nationalrat", dann wird der Betreffende in 
irgendeiner Weise verfemt, so wie 1926 bis 
1929. 

Was liegt weiter in diesem Narrenspielraum ? 
Die Inthronisierung einer neuen Gewalt und 
einer neuen Autorität. Das war damals 
verschieden: Da hat man in Italien die Auto­
rität des großen Führers, des Mussolini, 
inthronisiert, im Deutschland des Volkstri­
bunen Adolf Hitler und bei uns die ständische 
Ordnung, den Ständestaat. Hier hat man 
versucht, neben der Autorität und neben der 
Gewalt der Volksvertretung, also der Ver­
tretung der Souveränität des Volkes, andere 

Was hat in den Jahren 1926 bis 1929 ein- Autoritäten zu schaffen. Ich werde darauf 
gesetzt? Ein Prozeß, der darauf gerichtet war, zurückkommen und Ihnen nachweisen, daß 
die Volksvertretung zu entmachten. Diese wir heute in Österreich in einem ähnlichen 
Entmachtung ist durch die verfaSSUngsgesetz-

1 

Prozeß stehen. 

novelle . noc~ .~m Jahre 192~ ~ingetreten, Eine weitere Erscheinung, die auffällt, 
durch die Emfuhrung des PlebIszItS. ist eine absolut konformistische Feigheit vieler 

Was war weiter in dieser Zeit? Die grenzen- politischer Kreise, wobei nach meiner Definition 
lose Hetze gegen den Parteienstaat. Die Parteien in die politischen Kreise naturgemäß nicht 
wurden als der Teufel hingestellt, als die die Parteipolitiker, die Regierungsmitglieder, 
Machtgierigen, die Machthungrigen, die Pro- ja die Abgeordneten allein eingeschlossen 

sind, sondern alle, die in der Gesellschaft porzsüchtigen - denn den Proporz gab es 
Politik machen. Politik machen auch die auch damals - und dergleichen mehr, meine 

Damen und Herren! Wissen Sie, wie der Journalisten, ~oli~ik machen auch.~ie Manager 
Proporz in Österreich eingeführt wurde? Ich großer . Orga~l~atlOnen, . und PolItIk mache,n 
kann Ihnen die Geschichte des Proporzes I auch die polItIschen W1ssenschaft~n und d~e 
erzählen. Das war weit vor 1914, ich glaube I~aber d1~ser .Lehrkanzeln. Das 1st ~er polI­
. Jahr 1907 da haben die Sozialdem kraten tIsche KreiS emer Gesellschaft, das 1st ganz 
1m m ers:enmai in Wiener Neustadt die

o 
Mehr- natürlich. Ich weiß, daß meine Definition 

~~it erobert, und daraufhin hat der christlich- ~it j~der. vernünftigen soziologischen Theorie 
soziale Landtag von Niederösterreich die uberemstlmmt. 
niederösterreichische Gemeindeordnung dahin Man hatte damals nicht den Mut, das Kind 
gehend verändert, daß die Stadträte, also die beim rechten Namen zu nennen, sondern man 
Stadtsenate, nach dem Proporz der in dem versuchte, durch überschlaue Taktiken den 
Gemeinderat vertretenen Parteien zusammen- anderen zu übertölpeln oder, wie es der sehr 
zusetzen sind. Ich werfe Ihnen diese Erfindung überlegte und kluge Stratege Dr. Seipel ver­
des Proporzes durch die damalige Christlich- sucht hat, abzufangen. Ich möchte ausdrüc!i­
soziale Partei nicht vor, denn es hat sehr viel lieh erklären: Die politischen Handlungen, die 
Sinn, im kleinen, wohlüberschaubaren Bereich Aktionen, die Absichten Dr. Seipels waren 
einer Gemeindeverwaltung alle politischen nicht darauf gerichtet, diese österreichische 
Kräfte zu beteiligen. Aber ich möchte nur Demokratie in dieser Geschichtsphase zu be­
darauf verweisen: Diese Idee - eine gute seitigen, er wollte nur die Heimwehrbewegung 
Idee, keine schlechte - ist auf dem Boden abfangen und zu gleicher Zeit - das sei nicht 
der Christlichsozialen Partei gewachsen, nicht geleugnet - eine für lange Zeitperioden 
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gesicherte Herrschaft der Christlichsozialen 
Partei etablieren, was man ihm nicht übel­
nehmen kann, denn das möchte gerne jede 
Partei, wenn sie es könnte, das würde auch 
sehr gerne die FPÖ machen, drüben in Deutsch­
land heute die CDU und so weiter. Das ist 
also kein Vorwurf. Aber die Meinung, daß 
man einer Auseinandersetzung ausweichen 
kann, daß man Strömungen, Tendenzen, die 
da sind, überlisten oder übertölpeln kann, diese 
Meinung besteht auch heute. 

dort, wo der einzelne Staatsbürger das Problem 
genau erkennt und beurteilt. In einer Ge­
meinde kann man darüber abstimmen, was, 
ob ein Kindergarten oder ein Bad, gebaut 
werden soll. Da wird jeder Staatsbürger 
ein klares Urteil haben und finden können. 

Ich habe darauf verwiesen, daß die Speziali­
sierung und die Arbeitsteilung auch auf dem 
Sektor der politischen Verwaltung so unerhört 
vorgetrieben wird und getrieben wurde, ja 
daß wir uns sogar in einer Periode der Inter-

Und nun, liebe Freunde, wieder ein Zeichen nationalisierung des Rechtes befinden, 
einer lächerlichen Duplizität. Als die Ver- in der die einzelnen Sachverhalte selbst für die 
fassungsnovelle 1929 durchgeführt wurde, lag Männer und Frauen, die in einer Volksver­
drohend der 27. Oktober 1929, der schwarze tretung und in der öffentlichen Verwaltung als 
Freitag, der Beginn der Wirtschaftskrise vor Regierungsmitglieder sitzen, unüberschaubar 
der Welt, jener Wirtschaftskrise und Kata- werden und sich in jedem Klub Spezialisten 
strophe, in deren Sog die wirtschaftliche in eine herausbilden. Die Österreichische Volkspartei 
politische Krise umgeschlagen ist, die damit hat in ihrem Klub für alle Lebensgebiete ihre 
diesen ganzen antidemokratischen, autoritären Fachgruppen. Und kommt solch eine Frage, 
Kräften den Aufschwung gegeben hat. Liebe so kommt nicht der Herr Meier, sondern der­
Freunde! Auch vor uns liegt ein Problem voll jenige aus dem Klub, der sich mit diesem 
schwierigster, tiefster Krisenhaftigkeit; der Gebiet beschäftigt hat. Bei uns ist es genauso. 
Herr Bundeskanzler hat es in seiner Mappe, Aber wie will man solche unüberschaubare 
In seiner letzten Regierungserklärung haben Probleme dann emotionellen Beurteilungen der 
sich die beiden die Regierung bildenden Par- breiten Volksmassen überlassen? Hören Sie, 
teien verpflichtet, die Habsburger-Frage einer was Dr, Seipel zu dieser Frage schreibt: 
Lösung. zuz~führen. Si~ i~t noc~ nicht gelö~t, "So berechtigt diese Bestrebungen sind, so 
aber WIr mus sen uns volhg daruber klar sem, "m ß man doch darauf achten daß man mit 
daß sie fü~ die ?ster~eich~.sche Republik zU"einer . di:ser Umkehr von der ~epräsentativen 
eC,hten Kns~nsItuatlOn ~uhren ka~m un~ fu~en Demokratie zur unmittelbaren nicht zu weit 
w~rd, da ~ilft ~ar ,kem Be:WeIs, VIelleICht gehe. Eine gewisse Gefahr dazu ist vorhanden, 
konnen WIr e.s uberhs:ten. Meme Damen und weil es verlockend sein kann, sich das parla­
Herren! Es 1st so, dIe Gefahr steht vor uns. mentarische Geschäft zu erleichtern, indem man 

Und nun, liebe Freunde, lassen Sie mich die letzte Verantwortung von sich abschiebt, 
einiges ausführen: Leider gehen diese Dinge der Notwendigkeit, gewisse Probleme des 
durch alle Parteien. Ich bekenne mich - ich Staatslebens, seien sie politischer, wirtschaft­
habe es immer getan und habe in meinem licher oder kultureller Natur, zu lösen aus­
Klub auch dagegen gekämpft - als prinzi- weicht und sich dabei hinter die Ausrede ver­
pieller Gegner jedes Plebiszites. Ich sehe in der schanzt, das Volk will nicht, daß dieses oder 
Erweiterung der mittelbaren Demokratie zum jenes Problem gelöst wird." Es heißt weiter, 
Plebiszit die Todesgefahr für jede Freiheit daß diese Flucht aus der repräsentativen in 
und Demokratie. Für mich sprechen a), die unmittelbare Demokratie neue Gefahren 
weil ich mich nicht auf Argumente von frei- heraufbeschwören kann, die ein neues auto­
heitlichen und fortschrittlichen oder gar kratisches System aus der Taufe hebt. 
sozialistischen Wissenschaftlern stützen will, 
die Argumente Dr. Seipels. Und diese Argu­
mente, Kollege Regensburger, bitte ich nach­
zulesen und zu überprüfen. Sie hätten das 
tun sollen, bevor Sie Ihrer Freude über das 
Volksbegehren Ausdruck gegeben haben. Für 
mich spricht b) die gesamte geschichtliche Er­
fahrung seit dem Jahre, als Cäsar die Volks­
souveränität in der Römischen Republik 
beseitigt und das Volkstribunentum, das 
Cäsarentum begründet hat. 

Ich habe in der Debatte zur Reform unserer 
Geschäftsordnung schon seinerzeit darauf ver­
wiesen, daß eine unmittelbare Demokratie 
nur im überschaubaren Raum möglich ist, 

Ich habe zu diesen Ausführungen des da­
maligen Parteiführers der Christlichsozialen 
Partei und Staatsrechtiers Dr. Seipel kein 
Wort hinzuzufügen, ich konfrontiere sie nur 
mit den opportunistischen Sanktionierungen 
des Ausbaues der plebiszitären Demokratie in 
Österreich und der Zustimmung dazu. Ich 
habe die Uberzeugung: Auch in der heutigen 
Zeit weicht man solchen Schwierigkeiten ein­
fach aus; und wenn Sie genau nachsehen, 
dann finden Sie, es war ja letzten Endes die 
Schwierigkeit, das Problem nicht so leicht 
lösen zu können, die die Journalisten zum 
Anlaß genommen haben, um dieses Beispiel 
plebiszitärer Demokratie in Österreich durch-
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zuexerzieren. Sie haben sich hier auf den Not· Ermächtigung, obwohl jeder der dort An· 
stand, auf die Unfähigkeit der Regierung und wesenden wußte, daß er in den nächsten 
der Parteien berufen, das Problem zu lösen, wie Wochen der Willkür dieser Leibgarde ausge· 
es Dr. Seipel kennzeichnet. liefert sein wird und sein Leben verlieren wird. 

Ich gehe jetzt auf die geschichtlichen Er· Iwan hat den Titel "Der Schreckliche" nach 
fahrungen über. Es ist merkwürdig: Wohin diesem Streik erlangt. Alles ist auf diesem 
Sie schauen, wo sogenannte plebiszitäre Ein. Gebiet möglich, und stets endet es: "Ich, 
richtungen geschaffen worden sind, beginnt das Claudius, Kaiser und Gott." 
Argument mit denselben Worten, die die Jetzt noch etwas, Kollege Regensburger : 
Journalisten in Österreich für dieses Volks· Es ist ein hochinteressantes Werk in Er. 
begehren angewendet haben. Jetzt verzeihen scheinung begriffen, ein politisches Lexikon. 
Sie, wenn ich einen einzigen harten Ausdruck Nicht herausgegeben vom Forum. Verlag, 
präge. Es tut mir leid, ich hätte es lieber ge· sondern von der Katholischen Sozialakademie. 
habt, wenn meine Debatte nicht von den In diesem Lexikon - es ist noch nicht greif. 
Ereignissen in Vorarlberg überschattet worden bar, ich hatte nur das Glück, es schon zu lesen, 
wäre; viel lieber wäre es mir gewesen. Ich ich konnte es schon durchsehen (Abg. Dr. 
meine die Ausrede des Notstandes. Hier der .. .. Kummer: Gute Beziehungen 1) - sind einige 
Notstand, weIl die Re~.Ierun~ mcht handelt, Aufsätze über mittelbare und unmittelbare 
dort der Not~tand des Foderahsmus. Notsta.nd Demokratie, über die Entwicklung des 
h~t schon Casar geltend gem~cht, als .e~ SICh I Plebiszits, über Demokratie. und Parteien­
die Vollmachten von der von Ih~ fana~lsierten staat enthalten. Diese Aufsätze lehnen das 
Masse auf dem Forum g~ben ~Ieß, dIe Voll· Plebiszit als verderblich für Freiheit und 
mac?t~n, alle Gewalten m semer Hand zu Demokratie ab. Kollege Regensburger, lesen 
vereImgen. Notst~nd h~t noch Augustus l;e. Sie den Aufsatz! Er wird Ihnen guttun, 
hauptet.. Der drItte n~cht m~hr: ClaudlU,~ und Sie werden Mut bekommen, gegen diese 
nannte sIch: "Ich, ClaudlUs~. ~~~ser und Gott. verderbliche Entwicklung in der österreichi. 
Da war dIe Volkssouveramtat schon ver· h n Gesellschaft mit uns Arm in Arm aufzu. 
s~hwunde~, da war die. Berufung s~iner Autori· :;eteen. Die Ausführungen in diesem Lexikon 
tat schon m das JenseIts transpomert. über den Parteienstaat und die Parteien. 

So können Sie die ganze Geschichte der demokratie in der modernen Industriegesell. 
plebiszitären Bewegungen verfolgen. Es gibt schaft könnte keiner aus meinem Lager 
in der modernen Gesellschaft keine Auto· besser schreiben. (Abg. Dr. H urdes: Sie tun 
kratie, keine totalitäre Diktatur, die nicht gerade so, als wenn das Volksbegehren nicht von 
eine Tribüne des Volkes benötigt, die nicht ein Ihnen beschlossen worden wäre! Es ist ja von 
Parlament hätte. Aber ein entrechtetes euch beschlossen worden 1 Ich verstehe das nicht!) 
Parlament, ein Parlament, das nicht mehr die ., . 
Souveränität des Volkes verkörpert, sondern Au~~ez~lChnet. Kolleg~ Hurdes, l~h habe 
nur mehr da ist, den Willen des Führers zur ausdruckhch gesagt: H!er gehen ~Ie Auf. 
Kenntnis zu nehmen und ihn zu bejubeln: fas~ungendd~rckhl' ahlle RetihenI·hUb.nd .lCh

G 
habe 

"Heil Führer! Geh voran, wir folgen dir!" w.eIter aus r.uc lC gesag: c m em egner 
Sie :finden auf diesem Gebiet alles die mens h. dIeser EntWIcklung. (Abg. Dr. H urdes: Dann 
liehe Phantasie reicht nicht aus, z~ beschreib:n, ist aber das Ap,0strophieren nicht am Platz 1) ~ur 
was hier möglich ist. deswegen, wellder Kollege Regensburger SIch 

Iwan Jer Schreckliche hat zum Beispiel, sho naclhdhrüc~ich in seiner .. Rhede dlafü~ ehrkl~rht 
bevor seine Zeit so schrecklich war eine at. c meme es gar mc t po emlsc , IC 
Streik durchgeführt· den Streik des '} b's ~ werbe geradezu um ihn, ich werbe heute in 

. p e I Zl d' H d f" d ß . h di K "ft tären Führers. Er ist aus Moskau ausgezogen lesern . ause a. ur, a SIC . e ra e 
und hat erklärt, er regiere sein christliches Volk :finde~, dIe l~be~dlg w~rden, ~m emer ~ehl. 
nicht mehr, weil ihm sein christliches Volk entwICkl~ng m Osterr~Ich endlich ~~n Riegel 
nicht das Recht gab, eine eigene Leibgarde, vorzuschieben und eme echte. Losung zu 
die "Opritschina", zu gründen. Und er ver. schaffen. Auch darauf werde ICh noch zu 
harrte für einige Monate in der Streiklage. sprechen kommen. 
Dann kam der "Semskij Sobor", die Volks· Meine Damen und Herren! Das Plebiszit 
vertretung, die sich damals aus der Kiewer hat immer so begonnen. Typisch ist eines: 
Zeit und der Zeit von Nischnij Nowgorod ent· Für alle plebiszitären Bewegungen gibt es keine 
wickelt hatte, unter der Führung des Metro· Verantwortung. Keiner dieser Organisatoren, 
politen zu ihm, und sie baten ihn unter Tränen, dieser Propagandisten hat sich je echter ge­
wieder das Tribunat zu übernehmen und über schichtlicher Verantwortung gestellt. So wie 
sie zu herrschen. Iwan der Schreckliche weinte die Journalisten aus der Zeit von 1926 bis 1929 
ebenso, und er forderte die Ermächtigung zur die Verantwortung nicht getragen haben, 
Schaffung der Leibwache. Er erhielt diese sondern sich wie die Diebe in der Nacht, als 
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es gefährlich wurde, aus der Gefahrensituation 
entfernt haben, so erwarte ich auch heute 
nicht, daß die verschiedenen Klima und die 
Dr. Ruß den Mut zur Verantwortung haben 
werden. 

Bei der Verantwortung gibt es nämlich noch 
eine Symholfigur, den römischen Statthalter 
in Jerusalem: Als er Christus den alten jüdi­
schen Pharisäern hinopferte, da wusch er seine 
Hände in Unschuld. Immer gibt es in den 
Geburtsstunden von plebiszitären Bewegungen 
die Nowaks, die von nichts wissen, die Schuld­
losen, die ihre Hände in Unschuld waschen, 
die etwas ganz anderes gewollt haben. 

Aber von dieser Tribüne aus sage ich allen 
80 Prozent der österreichischen Familien, die zu 
diesem Staate, die zu dieser Demokratie 
stehen, zu den Wählern der ÖVP und zu 
unseren: Freunde! Erkennt die Pharisäer und 
lehnt sie ab! Die modernen Massenmedien 
sind wirklich eine Gefahr für die moderne Ge­
sellschaft, für Freiheit und Demokratie. 

Aber bei gewissen Medien hat man die Mög­
lichkeit der Abschaltung. Wenn mir das Fern­
sehen oder Radio nicht paßt - wie köstlich, 
ein kleiner Druck, und das ist verschwunden. 
Bei den Zeitungen und bei den Zeitschriften, 
bei den "Sterns" und wie sie alle heißen, geht 
das nicht. Aber, Freunde, ihr habt eine andere 
Möglichkeit: Kauft nicht die Blätter dieser 
Verführer! Niemand zwingt euch dazu, nie­
mand! Laßt sie allein, denn sie sind Verführer, 
und wenn Gefahr vorhanden ist, werden sie 
von der Bildfläche verschwunden sein und uns, 
Hurdes, Menschentypen wie uns, die Verant­
wortung überlassen. Wenn wir dann noch 
leben, werden wir so wie in der Vergangenheit 
den Kopf hinhalten. 

Meine Damen und Herren ! Nachdem wir eine 
Reihe von Maßnahmen getroffen haben, die in 
dieser Republik Österreich zu einer gewissen 
Entmachtung des Parlaments geführt haben, 
wo sind die Kräfte, die jetzt nach neuen Autori­
täten streben ~ Damit komme ich auf die 
Habsburger-Fragezurück. Wenn die Entwick­
lung so weitergeht, wie sie sich in Österreich 
andeutet, dann wird das oberste Richterturn 
zu einem Staat im Staate, ohne Verantwortung, 
zu einer Autorität, die sich über die Volksver­
tretung erhebt. Als Professor Kelsen die 
österreichische Bundesverfassung baute, hat 
er den österreichischen Nationalrat als die ent­
scheidendste Gewalt in Österreich konstituiert, 
weil der österreichische Nationalrat die Sou­
veränität des Volkes verkörpert. In den Bau­
steinen seiner Verfassung war der Nationalrat, 
das oberste Organ, auch befugt, über Grenz­
organe zu sprechen, zu urteilen und zu ent­
scheiden. Wir haben uns weit von den Grund­
gedanken der Verfassung Kelsens entfernt. 

Leider gibt es noch keine Darstellung des In­
habers einer politischen Lehrkanzel, der unsere 
Verfassungsentwicklung von diesem Gesichts­
punkt aus dargestellt hätte. Leider! Und doch 
wäre diese Untersuchung für die praktische 
Politik, für die Journalistik und für uns alle 
von eminenter und wichtigster Bedeutung. 

Ich komme jetzt zu den Kernfragen. Es ist 
nicht wahr, daß in der Habsburger-Frage die 
einen den Rechtsstaat verteidigt und die 
anderen den Rechtsstaat angegriffen haben. 
Wirklich wahr ist, daß wir beide nur halben 
Wahrheiten nachgejagt sind. Ich gehe zuerst, 
weil das das Entscheidende ist, auf die Halbheit 
der Endgültigkeit des Erkenntnisses des Ver­
waltungsgerichtshofes ein. 

Der Verwaltungsgerichtshof führt in seinem 
Erkenntnis aus, daß der Hauptausschuß der 
Nationalversammlung nicht mehr existent sei. 
Das führt er aber nicht im Spruch aus, sondern 
in der Begründung in Beantwortung einer Vor­
frage, die er sich gestellt hat. Dazu war der 
Verwaltungsgerichtshof berechtigt. Darüber 
besteht kein Zweifel. Ebenso berechtigt ist es, 
daß sich nun die juridischen Wissenschaften 
dieses Teiles der Begründung bemächtigen 
und darüber eine Debatte beginnt. Die Debatte 
wurde auch abgeführt. Wichtige Professoren, 
die für das österreichische Verfassungsrecht eine 
große Rolle spielen, wie Professor Spanner, 
weisen nach, daß diese Theorie falsch ist. 

Aber, meine Damen und Herren, was ist 
hier in der Volksvertretung geschehen? Wir 
haben das, was in einer Begründung eine rechts­
theoretische Ansicht ist, als praktisch existent 
übernommen und haben dabei versäumt,· den 
Auftrag zu erfüllen, den der Verfassungsgesetz­
geber mit seinem Habsburger-Gesetz dem 
Parlament überantwortet hat. Das Habs­
burger-Gesetz stellt fest, daß über eine Er­
klärung eines Mitgliedes des Hauses Habsburg 
die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem 
Hauptausschuß zu befinden habe. Der Ver­
fassungsgesetzgeber hat die Beurteilung einer 
solchen Erklärung einer schwierigen Sanktion 
unterworfen, weil er diese Erklärung zwei 
Organen überantwortet hat. Erst wenn .beide 
Organe übereinstimmen, ist eine Entscheidung 
im positiven Sinn möglich. Das hat der da­
malige Verfassungsgesetzgeber bewußt getan. 
Denn wenn er diese doppelte Sicherung nicht 
hätte herbeiführen wollen, hätte er die Ent­
scheidung auch dem bekannten Salzamt über­
tragen können. 

Sehen Sie sich den Spruch des Verwaltungs­
gerichtshofes an: Der Spruch entscheidet nur 
für die säumige Regierung. Im Spruch -
und der allein ist normenverpflichtend - sagt 
er nichts über die Tätigkeit und über die Funk­
tion, die der Hauptausschuß im Sinne des 
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Auftrages eines Verfassungsgesetzes zu be- gebundenen Vollziehung zugunsten demokra­
sorgen hätte. Das hätte er auch nicht tun tischer Systeme abgeschafft hat." 
können, denn wenn er es getan hätte, wäre es 
Rechtsbruch gewesen. 

Das ist schon langetklar und geht von Mund 
zu Mund zu den politischen Kräften und zu 
den Vertretern, den Abgeordneten in diesem 
Hause. Wir haben noch nicht den Mut ge­
habt, das Recht der Volksvertretung zu reali­
sieren und den Auftrag, den wir auf Grund 
eines Verfassungsgesetzes haben, wirksam wer­
den zu lassen. Ich sage es offen: Ich erblicke 
darin eine Sünde am österreichischen Parla-
mentarismus. 

Herr Bundeskanzler! Wenn Sie die Frage im 
Interesse der Vermeidung einer politischen 
Krise lösen wollen - Sie selber sind jetzt zur 
Ansicht gelangt, daß es äußerst ungünstig und 
eine Katastrophe für Österreich wäre, wenn 
Herr Otto Habsburg nach Österreich zurück­
käme -, dann haben wir einen rechtlich ein­
wandfreien Weg: Lassen wir den Haupt­
ausschuß urteilen, einigen wir uns im Haupt­
ausschuß, weisen wir die Erklärung als unge­
nügend zurück, und der Herr Otto Habsburg 
hat keinen Rechtstitel, einzureisen. 

Aber, meine Damen und Herren, jetzt kommt 
das Interessante: Da steht nun die Juris­
prudenz auf. Und was verlangt sie von uns? 
Sie verlangt von uns, die absolut unverant­
wortliche Autorität der Jurisprudenz anzuer­
kennen. Genau das sagt der Herr Präsident 
des Verwaltungsgerichtshofes in dem Bericht, 
den er der Bundesregierung vorgelegt hat. 
Hier schreibt er: "Mit den Grundsätzen des 
Rechtsstaates sind Maßnahmen jeder Art, 
wie Erlässe von Vollzugsorganen, aber auch 
Entschließungen gesetzgebender Körper­
schaften, unvereinbar, die darauf abzielen, ein 
höchstgerichtliches Erkenntnis, zumal ein sol­
ches, das einen Akt des Rechtsschutzes dar­
stellt, um seine Wirkung zu bringen." 

Meine Damen und Herren! Es gibt in der 
freien Welt - mit Ausnahme der Bundes­
republik - kein einziges Parlament, das wirk­
lich in der Erfüllung des Auftrages, die Volks­
souveränität zu verkörpern, sich so etwas 
bieten ließe. Das ist Autorität über die Volks­
vertretung, über die Volkssouveränität! (Zu­
.stimmung bei der SPÖ.) Das ist die Entwick­
lung einer neuen Autorität, die unverantwort­
lich ist; es fehlt nur noch die Berufung: "abge­
leitet von Gott". Aber auch das würde kom­
men, wenn die Entwicklung weitergeht. 

Ich möchte aus einem Artikel zitieren: "Es 
wäre verfehlt, einer neuen potentiellen Auto­
kratie in Form einer uneingeschränkten rich­
terlichen Gewalt Tür und Tor zu öffnen, nach;­
dem man die historische Form der Autokratie 
in Form einer an den Willen des Souveräns 

Ich glaube, heute ist noch Zeit zur Umkehr. 
Ich will Ihnen offen sagen: Ich weiß nicht, 
und ich kann keine Vorschläge machen, wie 
wir diese Umkehr bewerkstelligen könnten. 
Ich möchte, Herr Bundeskanzler, nur sagen: 
Die Bekenntnisse zur Demokratie und zur 
Freiheit, die bloßen Bekenntnisse zu Zusam­
menarbeit und zu dem politischen System, 
das wir 1945 aus der Taufe gehoben haben 
und das unserem Land und unserem Volke so 
unerhörte, ungeahnte Fortschritte ermöglicht 
hat, genügen nicht, weil es ja doch an die Lehr­
formel der Mandarinengesellschaft erinnert. 
Mir scheint, wir haben die Fähigkeit zu einer 
echten Diskussion verloren. Man kann nämlich 
nur diskutieren, wenn man gemeinsame Grund­
lagen hat, Grundlagen, die weder der eine noch 
der andere antastet, Grundlagen, die zwischen 
den Diskutierenden tabu sind. 1945 haben wir 
eine Reihe solcher Tabus, also eine Reihe von 
gemeinsamen Grundlagen für die beiden großen 
in der Zusammenarbeit vereinten Parteien, ge­
schaffen. Zu denen gehört - der Herr General­
sekretär ist nicht da - auch das 1. und das 
2. Verstaatlichungsgesetz, die gemeinsam ge­
schaffen wurden, die eine gemeinsame Grund­
lage waren. Ich glaube, bei uns ist etwas 
Ähnliches eingetreten wie die Sprachenver­
wirrung beim Turmbau zu Babel. Deswegen 
glaube ich, daß vielleicht jene Methode zum 
Ziele führen könnte, die eine der größten Per­
sönlichkeiten unseres Jahrhunderts bei ihrem 
Besuch in Jerusalem anläßlich der Ausein­
andersetzung, wie die getrennten Kirchen 
wieder zusammengeführt werden könnten, 
vorgeschlagen hat: Papst Paul VI. Er sagte 
zu dem griechisch-orthodoxen Metropoliten: 
" Wir müssen zurück nach Jerusalem, zum 
Ausgangspunkt, gehen." 

Im Interesse der österreichischen Freiheit, 
im Interesse einer gesunden Fortentwicklung 
würde ich, Herr Bundeskanzler, empfehlen, 
daß wir diesen weisen Satz befolgen und zurück­
gehen zu den gemeinsamen Grundlagen, die wir 
uns 1945 erarbeitet haben. (Abg. Dr. H urdes: 
Schön wär's, wenn du sagen könntest: Kanzler 
und Vize kanzler, dann wär es schön I) Dr. Hur­
des! Ich sage es allen (Abg. Dr. H urdes: 
Sehr gut! Dann nicht einen apostrophieren! -
Ruf: Er meint den Chef der Regierung!), und 
ich ersuche, hier mitzugehen, und zwar er­
suche ich diejenigen mitzugehen, die diese Zeit 
der Vergangenheit politisch erlebt haben. 
Vielleicht könnten wir dann doch erfolgreich 
über den Schatten unserer Vergangenheit 
springen! Ich danke, meine Damen und 
Herren. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.­
Beifall bei der ÖVP.) 

60. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 72

www.parlament.gv.at



3172 Nationalrat X. GP. - 60. Sitzung - 26. November 1964 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Kummer das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kummer (ÖVP): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! ( Abg. 
Dr. Gorbach: Hohes Haus!) Hohes Haus! 
( Abg. U h 1 i r: Sehr richtig! Auf das vergißt 
man immer!) Kollege Migsch hat jetzt eine 
sehr interessante Rede gehalten, und ich muß 
gleich am Anfang sagen, er hat eine sehr wohl­
tuende Rede gehalten, weil sie sich sehr unter­
schieden hat von jenen mißtönenden Reden, 
die gestern hier in diesem Hause gehalten 
worden sind, und von der Debatte, die sich 
gestern hier entwickelt hat. (Abg. K onir: 
Warum solche Angriffe gegen Ihre Partei­
freunde?) Kollege Konir! Es wäre gut, wenn 
Sie jetzt nicht reden würden (Ruf bei der 
(j V P: Das glaube ich auch!), denn Sie waren 
gestern einer jener, die einen Ton herein­
gebracht haben, der nicht zu begrüßen ist. 
(Abg. Uhlir: ·Aber der Kollege Glaser soll 
auch nicht reden!) 

Ich glaube, zur Rede des Kollegen Migsch 
wäre sehr viel zu sagen, aber es ist leider jetzt 
nicht möglich, auf die einzelnen Dinge einzu­
gehen. Wir müssen uns aber - und darin 
stimme ich mit ihm vollkommen überem -
mit den Dingen auseinandersetzen, die er hier 
gebracht hat. Im Grunde genommen waren 
seine Ausführungen nämlich in vielem be­
rechtigt, allerdings muß man in manchem 
auch Kritik üben, vor allem hinsichtlich jener 
Ausführungen, in denen er sich mit dem 
Plebiszit, also mit dem Volksbegehren, aus­
einandersetzte . 

Kollege Migsch! Ich glaube, du siehst etwas 
zu schwarz, auch dann zu schwarz, wenn du 
Seipel zitiert hast. (Heiterkeit.) Man darf diese 
Dinge nicht dramatisieren. Die Verhältnisse 
haben sich doch von der Ersten Republik, 
also der Zeit Seipels, bis heute geändert. 
Wir haben doch alle in diesem Hause das 
Gesetz über das Volksbegehren beschlossen 
und müssen daher doch konsequenterweise 
zu diesem Gesetz stehen. Wenn jetzt mehr als 
800.000 Stimmen da sind, die in einer be­
stimmten Angelegenheit eine parlamentarische 
Regelung fordern, so~üssen wir diese 
800.000 Stimmen ernst nehmen und müssen 
uns mit den Fragen, die· uns gestellt sind, 
befassen. 

Ich bin auch durchaus der Auffassung, daß 
wir insbesondere über die Stellung des National­
rates, die Stellung der Gerichte, vor allem der 
obersten Gerichte, sprechen müssen. 

Kollege Migsch! Du hast auch an der N ovel­
lierung der Verfassung von 1929 Kritik geübt. 
Auch darüber können wir reden. Es wäre sehr 
fruchtbar. Ich erinnere aber nur daran, daß 

hier schon einmal davon die Rede war, etwa die 
Wahl des Bundespräsidenten wieder in die 
Bundesversammlung zu verlegen, wie es ein­
mal der Fall gewesen ist. Da war es aber 
gerade die Partei (Abg. Dr. Migsch: Auch 
darüber können wir reden!), der du angehörst, 
die dagegen war. Einverstanden: Wir können 
über diese Dinge reden. (Abg. Uhlir: Reden 
kann man über alles! - Abg. Dr. Hurdes: 
Studieren!) 

Eines ist noch hervorzuheben, was Kollege 
Migsch besonders herausgegriffen hat, nämlich 
die echte Diskussion. Es ist richtig, daß wir 
über diese Probleme diskutieren müssen. Ge­
rade diese Frage hat unser Parteifreund 
Kollege Fink gestern in dieser Debatte als 
ein sehr wohltuender Redner, den wir 
aufgestellt haben, ebenfalls behandelt: mit­
einander reden, hat er gemeint (Abg. Dr. Gor­
bach: Pius 11 I), aber auch einander achten 
und auch die Anliegen des anderen respek­
tieren. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir nun 
nach diesen Ausführungen des Kollegen Migsch 
wieder zur sachlichen Arbeit kommen, 
kann der gestrige schwarze Tag für die Demo­
kratie - ich bezeichne ihn so (Abg. Dr. van 
Ton gel: Der schwarz-rote Tag!) - bald wieder 
in Vergessenheit geraten sein. ( Abg. Rosa 
Weber: Der 21. November war noch schwärzer!) 

Wie schon mein Freund Kollege Regens­
burger angekündigt hat, habe ich mir vorge­
nommen, anläßlich der Budgetdebatte über 
das Problem der Grundrechte zu sprechen. 
Auch die gestrige Debatte hat mich in diesem 
Vorhaben bestärkt. Wir müssen zu einem 
modernen, fortschrittlichen Katalog der Grund­
rechte kommen. 

Schon seit Jahren besteht der Wunsch in 
diesem Hause, die Grundrechte der Staats­
bürger einer Revision zu unterziehen und 
einen neuzeitlichen, modernen Katalog der 
Grundrechte aufzustellen. Diese Forderung 
wurde vielfach auch außerparlamentarisch 
erhoben. Dazu kommt noch, daß nunmehr 
auch von Österreich die Europäische Sozial­
charta unterfertigt wurde, die bei der Auf­
stellung eines Grundrechtskatalogs zweifellos 
eine Rolle spielen wird. Die Erkenntnis, daß 
die bürgerlichen Grundrechte neu zu kodifi­
zieren seien, besteht eigentlich schon seit 
1945, als im europäischen Bereich die Be­
mühungen der Vereinten Nationen im Jahre 
1950 durch eine Europäische Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grund­
freiheiten gekrönt wurden. Österreich ist 
dieser Konvention beigetreten und hat sie 
im Jahre 1958 ratifiziert. 

Die Konvention, die sich in ihrer Präambel 
ausdrücklich auf die Zielsetzung der Charta 
beruft, führt zu neuem Denken über das 
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Völkerrecht. Auch der Staatsvertrag von 1867 zu übernehmen und damit in Geltung 
1955 enthält Bestimmungen über Grundrechte. zu lassen. An seiner Wirksamkeit änderte sich 
So ist es eigentlich selbstverständlich, daß wir nichts, außer daß zwei wesentliche Bestim­
uns immer wieder mit dem Bestreben be- mungen zur Bekräftigung der neuen Ordnung 
fassen, die Grundrechte zu ergänzen, auf einen übernommen wurden, nämlich der Gleichheits­
modernen Stand zu bringen und sie überhaupt grundsatz und das Recht auf das Ve:dahren 
neu zu ordnen. vor dem gesetzlichen Richter. Man kann 

Die Ursache der Bestrebungen liegt aber also sagen, daß sich mit ganz wenigen Aus­
wohl viel tiefer, nämlich darin, daß wir national nahmen im wesentlichen an den Grundrechten 
und international nach den bitteren Erfahrun- Österreichs nunmehr seit fast 100 Jahren 
gen der Jahre 1938 bis 1945, in welchen die nichts geändert hat. 
Menschenrechte zertrampelt wurden, der Dennoch war die neue Ära, die Ermacora 
Mensch in seinen primitivsten Rechten bis in seinem Werk "Handbuch der Grunclfrei­
ins Innerste verletzt wurde, ein Bollwerk heiten und der Menschenrechte" hervorhebt, 
schaffen und den Grund dafür legen wollen, über kurz oder lang dazu angetan, in mancher 
damit eben die Menschenrechte für alle Zeiten Auslegung der Grundrechtsregeln die Um­
unantastbar bleiben und damit nicht wieder schichtung in Staat und Gesellschaft fühlbar 
Ähnliches geschieht wie unter dem System des zu machen. Das neue Denken über die Grund­
Nationalsozialismus. rechte trat insbesondere in der Rechtsprechung 

Bezüglich der Kodifizierung der Grund- des Verfassungsgerichtshofes in Erscheinung. 
rechte hat bereits der Herr Altkanzler Dr. Gor- Nach Wiederherstellung seiner Handlungs­
bach Untersuchungen angeordnet. Wir sind I fähigkeit nahm Österreich die Grundrechte 
dem jetzigen Herrn Bundeskanzler sehr dank-I so auf, wie sie bis zum Ende des Bestandes der 
bar, daß er nunmehr bestrebt ist, eine Kommis- I Verfassung 1920 nach der Novelle von 1929 
sion ins Leben zu rufen, die sich der mühe- geregelt waren. 
vollen Aufgabe unterzieht, einen Katalog Der Staatsvertrag 1955 enthält Erinnerungen 
der Menschenrechte für unsere Verfassung an die Grund- und Freiheitsrechte. Hiedurch 
aufzustellen. sowie durch die Präambel der Menschen-

Meine Damen und Herren! Seitdem frei- rechtskonvention wird indirekt auch die All­
gewählte Volksvertreter im Jahre 1848 in gemeine Erklärung der Menschenrechte vom 
Wien und in Kremsier über eine Verfassungs- 10. Dezember 1948 als für Österreich maß­
urkunde berieten, ist in Österreich um die gebend erachtet, eine Entwicklung, die aller­
Gestaltung der Grundrechte gerungen worden. dings nicht Rechtsquelle ist, jedoch völker­
Die Strömungen des Liberalismus und des für rechtlichen Wert besitzt. 
Österreich eigenen N ationalitätendellkens be- Es ist somit klar und von allen drei Fraktio-
einflußten das Werden der Grundrechte. nen dieses Hohen Hauses anerkannt, daß eine 

Daß der Grundrechtskatalog aus dem Jahre Neukodifikation der Grundrechte notwendig 
1867, also fast 100 Jahre alt, mit seinen Wurzeln erscheint. Diese Absicht wirft aber unwill­
zum Jahre 1848 hin noch heute in voller kürlich die Frage auf, was denn eigentlich 
Wirksamkeit ist, hat in einem der polit.ischen unter Grundrechten zu verstehen ist. Im 
Kompromisse seinen Grund, an denen das Jahre 1848 und später hatten die Grundrechte 
öffentliche Leben in Österreich so reich ist. den Zweck, die Freiheit des Individuums vor 
Die Wandlung des Staates beim Untergang der der Willkür des absoluten Monarchen zu schüt­
Monarchie im Jahre 1918 hat Kräfte, die vor- zen. Die Revolution von 1848 hat dem Monar­
dem untergründig gewirkt hatten, zu staats- chen diese Grundrechte, die schließlich im 
tragenden Kräften emporgehoben. Es konnte Staatsgrundgesetz von 1867 ihren Eingang 
aber damals eine Einigung zwischen den gefunden haben, letzten Endes abgetrotzt. 
damaligen Parteien nicht erzielt werden, da Der gegenwärtige österreichische Grund­
die Gegensätze allzu groß waren. Man hat rechtskatalog ist an sich systemlos, weil sich 
damals auf eine Neuredaktion der Grund- die Grundrechte während eines außerordent­
rechte verzichtet, denn es bestand die Gefahr, lich langen Zeitraumes entwickelt haben. 
daß es sonst überhaupt zu keiner Verfassung Die Grundrechte betreffen vor allem die 
kommen werde. So ist eben die österreichische Freiheit der Person als Bürger. Sie beziehen 
Verfassungsurkunde - das paßt auch irgend- sich auf Menschen als Angehörige einer Min-, 
wie zu den Ausführungen des Kollegen derheit. Die Grundrechte gelten schließlich 
Migsch - ohne Grundrechtskatalog geblieben für Gemeinschaften, deren Zweck es ist, be­
und damit ein Torso. . stimmte menschliche Interessen zu vertreten. 

Die verfassunggebende Nationalversamm- In erster Linie geht es um die Rechte der 
lung einigte sich im Jahre 1920 schließlich Person als Mensch, und zu diesen zählen die 
darüber, den Grundrechtskatalog des Jahres sogenannten Freiheitsrechte. Es geht hiebei 

238 
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um persönliche und um geistige Freiheit. ein Grundrecht zu erblicken, da ein solches 
Infolge des Wandels in Politik und Gesell- Recht auf Arbeit für den einzelnen niemals 
schaft ist es daher unerläßlich, die Grundrechte als ein klagbares Recht verfassungsmäßig 
den modernen Gegebenheiten anzupassen und gewährleistet werden kann. Die sozialen Grund­
nach einem bestimmten System vorzugehen. rechte sind ihrer Struktur nach in Wirklichkeit 

Es wurde bereits zu wiederholten Malen auch nichts anderes als Motive und Programme für 
von sozialen Grundrechten gesprochen, dies den einfachen Gesetzgeber. Ich sage das auch 
wohl auch im Zusammenhang mit der bereits deshalb, um gleich hier der Meinung Ausdruck 
vor mir erwähnten und von Österreich unter- zu geben, wie schwer es sein wird, etwa die 
fertigten Europäischen Sozialcharta. Haben Europäische Sozialcharta in ihren Bestim­
einmal die Staatsbürger dem Monarchen gegen- mungen in den Verfassungsrang zu erheben. 
über bestimmte Grund- und Freiheitsrechte Es ist kaum eine Frage, daß einzelne ihrer 
erkämpft, so sind es in einer Zeit, in der es Bestimmungen echte Grundrechte darstellen, 
den absoluten Herrscher nicht mehr gibt, wie zum Beispiel der Schutz der Familie oder, 
andere Mächte, die für die menschliche Per- ein anderes Recht, der Schutz der Eltern­
son, für ihre Würde und Freiheit, eine Ge- rechte, um auch wiederum nur eines dieser 
fahr bedeuten. Es sind die kollektiven Mächte, Beispiele zu erwähnen. 
die sich heute in gewissen Apparaten und Es wird daher notwendig sein, die Europäische 
Organisationen zeigen. Sozialcharta nach der Seite hin zu analysieren, 

In dankenswerter Weise hat die Arbeit er- inwieweit sie echte Grundrechte enthält, die 
kammer Salzburg vor zirka eineinhalb Jahren eben in einen Grundrechtskatalog aufzunehmen 
eine Tagung veranstaltet mit dem Thema: wären. Es werfen sich nämlich bei der Über­
"Die kollektiven Mächte im Arbeitsleben" . legung des Verhältnisses der allgemeinen Grund­
Wenn auch diese Tagung unter den kollektiven rechte und im speziellen der sozialen Grund­
Mächten vor allem die Träger des kollektiven rechte eine Reihe von Fragen auf: 
Arbeitsrechtes verstand, so hatte diese über l. Wem sollen die Grundrechte zustehen? 
ihren Rahmen hinaus dadurch Bedeutung, Sollen sie nur dem einzelnen Staatsbürger ge­
daß vor allem auch grundsätzliche Fragen zur währt werden oder überhaupt jedem Menschen, 
Diskussion standen. Es ist nun so, daß kollek- der sich im Staatsgebiet aufhält? Sollen diese 
tive Einrichtungen tatsächlich für den Einzel- Rechte nicht nur physischen Personen, sondern 
menschen eine Gefahr bedeuten können, die auch den innerstaatlichen Organisationen, wie 
seine Freiheit und Würde bedrohen, ebenso etwa Kammern, Körperschaften, Vereinen, 
wie diese einst von der Macht des absoluten I Verbänden und so weiter, zustehen? Soll 
Herrschers bedroht worden sind. I also nach Personalitätsprinzip oder nach dem 

Meine Damen und Herren! Aus all diesen Territorialprinzip vorgegangen werden? 
Erwägungen können auch die sozialen Grund. 2. Es soll überlegt werden, ob nicht dem 
rechte nur im Zusammenhang mit der aUge. Grundrecht auch eine Grundpflicht gegenüber­
meinen Grundrechtsordnung gesehen werden. stehen soll. 
Die sogenannten sozialen Grundrechte nor· 3. Welches Schutzobjekt ist Gegenstand der 
mieren in erster Linie in positiver Weise einen sozialen Grundrechte? Sollen sich diese Grund. 
subjektiven öffentlich-rechtlichen Anspruch des rechte auf soziale Einrichtungen beschränken, 
e,inzelnen gegenüber dem Staat auf positive oder soll durch sie auch ein Konzept einer 
Leistung. Sie sind aus diesem Grunde von den Wirtschaftsverfassung miterfaßt werden? 
Grundrechten verschieden, weil sie ja positive 
Leistungen vom Staate fordern, während die 
Grundrechte dem Staat Schranken aufer­
legen, ihm also sagen, was er nicht tun darf. 
Ein verfassungsrechtlich gewährleistetes Recht 
hat nur dann für den einzelnen Sinn und Be· 
deutung, wenn es für ihn unmittelbar klagbar 
ist. 

'Wenn wir uns die Bestimmungen der Euro· 
päischen Sozial charta ansehen, so müssen ",;r 
erkennen, daß sie in vielem für den einzelnen 
ein solches judiziables Recht nicht gewähren. 
Es würde in diesem Zusammenhang zu weit 
führen, auf die einzelnen Bestimmungen ein­
zugehen. Wenn ich aber nur die Bestimmung 
des Artikels 1 "Das Recht auf Arbeit" heraus­
greife, so erscheint es schon unmöglich, darin 

4. Schließlich muß auch daran gedacht wer­
den, diese Grundrechte zu schützen. Welcher 
bestehende oberste Gerichtshof wäre dafür 
zuständig? 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier 
nur ganz wenige Fragen herausgegriffen, und 
schon ergibt sich eine Reihe von Problemen. 
Es ist gar keine Frage, daß uns die Sozial. 
charta noch manche Probleme zu lösen geben 
wird, vor allem dann, wenn es sich darum 
handeln sollte, sie auf Verfassungsebene zu 
erheben. Der überlieferte Grundrechtskatalog 
hat seine Wurzeln darin, daß die Grundrechte 
Schranken für den Eingriff des Staates schaf­
fen. Aber einen Leistungsstaat mit justiziablen 
Grundrechten auf der Basis der Verfassung 
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muß man ablehnen, denn dies würde das 
Ende der Gewaltentrennung und damit das 
Ende des Rechtsstaates bedeuten! 

Der Unterschied ist also der: Im Staat des 
Freiheitsgedankens darf jeder mit Recht alles 
tun, was ihm nicht ausdrücklich verboten ist. 
Im Sinne eines Leistungsstaates dürfte der 
Staatsbürger aber nur das tun, was ihm erlaubt 
ist. Und das ist der gewaltige Unterschied! 
Meine Damen und Herren 1 Ein Blick nach 
dem Osten dürfte genügen, um deutlich die 
}(onsequenzen zu sehen. 

Es ist auch die Frage zu stellen, ob es sich 
bei den sogf'nannten sozialen Grundrechten 
überhaupt um grundrechtartige Forderungen 
in sozialer Hinsicht handelt. Das bedeutet 
aber nicht, soziale Grundrechte überhaupt 
zu leugnen oder abzulehnen, sondern zu prü­
fen, ob sogr'nannte soziale Grundrechte, die 
sich inhalhmäßig auf die herkömmlichen 
Grundrechte des Grundrechtsbegriffes zurück­
führen lassen, in einen }(atalog aufzunehmen 
sind oder nicht. Ich kann also einen }(atalog 
nicht teiL'n in einen solchen der allgemeinen 
Grundrechte und in einen der sozialen Grund­
rechte. Sind die sozialen Grundrechte eben 
Grundrechte, also vereinbar mit dem Grund­
rechtsbegriff, dann sind sie in den }(atalog 
als Teil d0r Verfassung aufzunehmen. 

Um es nochmals zu betonen: Es müssen 
diese Grundrechte jenen kollektiven Mächten 
entgegengestellt werden, die heute die Frei­
heit des einzElnen bedrohen. Es ist aber 
keine Frago, daß solche Bestimmungen, denen 
lediglich progre,m matischer Charakter zukommt 
und die nicht klagbar sind, eben nur im Wege 
der einfachen Gesetzgebung verwirklicht wer­
den sollen. 

Ich gl au be daher, sagen zu können, daß als 
Grundrechte nur solche anzusprechen sind, 
die dem einZElnen eine Sicherung vor will­
kürlichem ZUg1 iff verbürgen und damit seinen 
Rechtsbereich sichern. Als solche sind die 
Grundrechte Baugesetze und fundamentales 
Verteilung8prinzip des Rechtsstaates. Auch 
die sogenannten sozialen Grundrechte haben 
sich diesen Begriffen unterzuordnen. Es kön­
nen nur solche Rechte als Grundrechte norma­
tive Anerkennung finden, die inhaltlich den 
vorhin erwähnten Grundsätzen entsprechen. 
Das bedeutet, die bestehenden Grundrechte 
zu erweitern, di3 den einzelnen dort zu schüt.zen 
haben, wo ihn neue, im Staat effektiv gewor­
dene kollektive Mächte in seiner Freiheit 
bedrohen. Ein Grundrechtskatalog hat sich 
eben an diesen Wertvorstellungen zu orien­
tieren. 

Meine Damen und Herren t Ich glaube, es 
wird um diese Fragen noch viel diskutiert wer­
den müssen; denn erst wenn sie geklärt sind, 

wird man konkret an die Aufstellung eines 
Grundrechtskatalogs denken können. 

Was die Sozialcharta als solche betrifft, 
sollte sie nicht im Zusammenhang mit dem 
Grundrechtskatalog diskutiert werden. Es 
ist auch kein Anlaß, sie auf Verfassungsstufe 
zu stellen, da sie mit Verfassung gar nicht im 
Widerspruch steht. Dazu kommt noch, daß 
ein Großteil der in der Sozialcharta enthalte­
nen Forderungen in der österreichischen 
Rechtsordnung ohnehin bereits verwirklicht 
ist. Es ist allerdings zu klären, ob sie bei der 
Ratifikation durch das Parlament geeignet 
ist, unmittelbar innerstaatliches Recht zu 
normieren. Ich glaube nicht. Die Sozialcharta 
ist im wesentlichen ein sozialpolitisches Pro­
gramm, das erst der innerstaatlichen Kon­
kretisierung bedarf, und deshalb müßte erst 
gemäß Artikel 50 Abs. 2 der Bundesverfassung 
die spezielle Transformierung beschlossen wer­
den. 

Juristisch gesehen ist die Sozialcharta sicher 
Imin Glanzstück. Dazu kommen noch erheb­
liche Übersetzungsschwierigkeiten, die den 
Inhalt der Sozialcharta eher erschweren, als 
daß sie geeignet wären, eine Klärung herbei­
zuführen. 

Jedenfalls steht der Kommission, die ein­
gesetzt werden soll, eine große Aufgabe 
bevor. Im Interesse der Sache wäre es gelegen, 
wenn man den }(atalog aus einem Guß und nicht 
nur stückweise erstellen könnte. Jedenfalls 
ist es hoch an der Zeit, daß Österreich daran. 
geht, die Grundrechte des Staatsbürgers moder­
nen Gegebenheiten anzupassen. 

Ich danke nochmals dem Herrn Bundes­
kanzler dafür, daß er diese Kommission ein. 
setzen will. Ich darf auch sehr darum bitten, 
daß diese }(ommission bald aktiviert wird 
und so rasch als möglich an die Arbeit geht. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Als näch­
ster Redner zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Stohs. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Stohs (ÖVP): Hohes Haus! 
Gestatten Sie mir, daß ich zu einigen Proble­
men, die alle öffentlich Bediensteten sehr stark 
berühren, kurz Stellung nehme. 

Bei der letztjährigen Beratung des Bundes­
voranschlages wurde in der Spezialdebatte 
zu den Gruppen I und II unter anderem eine 
Entschließung mit folgendem Wortlaut ange­
nommen: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Nationalrat ehebaldigst den Entwurf eines 
Bundesgesetzes über die Errichtung einer 
Personalvertretung für öffentlich Bedienstete 
vorzulegen. " 
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Diese Entschließung ist noch nicht in die 

Tat umgesetzt worden. Es ist wohl der 13. Ent­
wurf, der auf Beamtenebene erstellt wurde, 
fertiggestellt worden, wir müssen aber feststel­
len, daß in diesen Entwurf Bestimmungen 
aufgenommen wurden, die den Ansichten der 
Vertreter der vier Gewerkschaften des öffent­
lichen Dienstes nicht entsprochen haben. 
Anderseits wurden Bestimmungen, die den 
Personalvertretern die Rechte und den Schutz 
gewähren sollten, wie sie im Betriebsrätegesetz 
vom Jahre 1947 für die Betriebsräte und Ver­
trauensmänner in der Privatwirtschaft ent­
halten sind, gar nicht aufgenommen. 

Seit dem Jahre 1920 wird den öffentlich Be­
diensteten ein Personalvertretungsgesetz ver­
sprochen. Im Jahre 1946 wurde dank dem 
Verständnis des damaligen Bundeskanzlers 
lng. Figl ein Erlaß über die Einrichtung 
provisorischer Personalvertretungen heraus­
gegeben, der nach 18 Jahren immer noch die 
Grundlage der Tätigkeit der provisorischen 
Personalvertretungen bildet. 

Die vier Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes haben im Jahr 1954, also vor zehn Jah­
ren, einen Lösungsvorschlag den Parlaments­
klubs übermittelt, und Abgeordnete vom ÖAAB 
haben, nachdem dieses Gesetz von ihnen immer 
wieder urgiert wurde, am 13. Februar 1963 
und am 15. Mai 1963 diesbezügliche Initiativ-, 
anträge eingebracht, die aber bis heute keiner 
parlamentarischen Behandlung im Verfassungs­
ausschuß zugeführt wurden. Ich bitte die 
Abgeordneten aller drei Parteien, endlich die 
Verhandlungen über dieses für die Betroffenen 
so wichtige Gesetz aufzunehmen und ein 
modernes Personalvertretungsgesetz zu schaf­
fen, das sich so wie andere österreichische 
Sozialgesetze sehen lassen kann und allen öffent­
lich Bediensteten und den von ihnen gewählten 
Vertretern die erforderlichen Rechte und den 
nötigen Schutz gewährt. 

Dieses Gesetz soll unter anderem auch ver­
hindern, daß es zu unsozialen und unge­
rechten Versetzungen und Zurücksetzungen 
von öffentlich Bediensteten kommt, wie es 

'leider in der Vergangenheit der Fall war. 
Ich verweise besonders auf die Vorkommnisse, 
zu denen es bei den Österreichischen Bundes­
bahnen auf dem Personalsektor immer wieder 
kommt. Hier werden Ungerechtigkeiten be­
gangen, da in vielen Fällen weder die Leistung 
noch der Dienstrang noch die höhere Punkte­
zahl, sondern nur das Parteibuch der SPÖ 
für die Stellenbesetzung entscheidend ist. 
Nach dem, was wir gestern vom Herrn Minister 
Probst gehört haben, geht es sogar so weit, 
daß bei höchsten Beamten nicht nur das 
Parteibuch, sondern auch die unbeschränkte Ge­
folgschaftstreue dem sozialistischen Minister 

gegenüber notwendig ist. Voraussetzung für 
die Belassung auf einem Dienstposten soll 
diese Einstellung sein; denn sonst hätte er 
den der SPÖ angehörenden Präsidenten der 
Bundesbahndirektion Innsbruck, Hofrat 
Dr. Miegl, nicht von seinem Posten enthoben. 
Jetzt können wir uns vorstellen, wie es einem 
kleinen Beamten, der dem Österreichischen 
Arbeiter- und Angestelltenbund oder der 
Fraktion christlicher Gewerkschafter angehört, 
ergeht, wenn er sich getraut, gegen einen 
SPÖ-Funktionär aufzumucken. 

Bei solchen Zuständen genügt allerdings 
ein Personalvertretungsgesetz nicht mehr, son­
dern da ist es unbedingt notwendig, daß 
ehestens das von der Österreichischen Volks­
partei verlangte und bereits in einem Initiativ­
antrag eingebrachte Beamtenschutzgesetz zur 
Behandlung und Verabschiedung kommt, wie 
es bereits Kollege Regensburger verlangt hat. 

Eine allgemeine Sorge der öffentlich Bedien­
steten ist die immer noch ungenügende Be­
soldung sehr vieler Bediensteter. In diesem 
Jahre ist es zur Verbesserung der Bezüge ge­
kommen. Es ist etwas Positives getan worden. 
Vor allem muß anerkannt werden, daß die 
Große Familienzulage, deren Erhöhung auch 
von mir bei der letztjährigen :Budgetdebatte 
gefordert wurde, von 100 auf 150 S erhöht wur­
de. Ich weiß, daß es auf Grund der Finanzlage 
des Bundes dem Herrn Finanzminister nicht 
möglich war, für die Personalerfordernisse 
höhere Beträge in dieses Budget einzusetzen, 
aber trotzdem muß ich, so wie im vergangenen 
Jahr, darauf verweisen, daß es dringend 
notwendig wäre, für unsere öffentlich Be­
diensteten auch im kommenden Jahr etwas 
zu tun. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit auch darauf 
verweisen und den Herrn Finanz minister 
bitten, zu prüfen, ob es nicht möglich wäre, 
daß die Familienzulagen, die die Familien­
erhalter bekommen, aus der Besteuerung 
herausgenommen werden könnten, so wie 
wir ja vor kurzem ein Gesetz geschaffen haben, 
durch das verschiedene Begünstigungen, die 
Bediensteten zugute kommen, von der Be­
steuerung ausgenommen sind. 

Ferner möchte ich darauf verweisen, daß 
meines Erachtens die Beförderungsrichtlinien 
für den öffentlichen Dienst unbedingt ver­
bessert werden sollten. Weiters muß die Mög­
lichkeit geschaffen we~den, daß den Beamten, 
die durch längere Zeit den Dienst eines Be­
amten versehen, für den in der Regel Beamte 
einer höheren Verwendungsgruppe oder Dienst­
klasse vorgesehen sind, eine entsprechende 
Leistungszulage gewährt wird. In Dienst­
stellen, die stark unterbesetzt sind, in denen 
zwischen dem Ist-Stand und dem Soll-Stand 
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des Personals ein Unterschied besteht und der 
Dienst trotzdem dank der überdurchschnitt­
lichen Leistungen der Bediensteten reibungslos 
versehen wird, soll auf diese Bediensteten die 
Bezugshöhe, die den fehlenden Bediensteten 
ausbezahlt werden müßte, als Mebrdienst­
leistungszulage aufgeteilt und ausbezahlt wer­
den. In den §§ 18 und 19 des Gehaltsgesetzes 
ist die gesetzliche Möglichkeit für diese beiden 
Vorschläge gegeben, denn es heißt in § 18 
Abs. 1 wörtlich: "Mebrleistungsvergütungen 
können für Leistungen gewährt werden, die 
über das vorgeschriebene Ausmaß der Arbeits­
zeit oder über den vom Beamten auf Grund 
seiner dienstrechtlichen Stellung zu erwarten­
den Wert seiner Arbeitsleistung hinausgehen 
und in den Rahmen der Dienstpflichten 
des Beamten fallen oder mit seinem dienst­
lichen Wirkungskreis im unmittelbaren Zu­
sammenhang stehen." 

In Absatz 4 des § 18 dieses Gesetzes heißt 
es, daß die Mehrleistungsvergütungen im Ein­
vernehmen mit dem Bundeskanzleramt und 
dem Bundesministerium für Finanzen allge­
mein durch Verordnung oder im Einzelfall 
zuerkannt werden. 

Leider muß ich feststellen, daß der Anwen­
dung dieser gesetzlichen Möglichkeiten nicht 
oder nur in seltenen Fällen entsprochen wird. 
So hat zum Beispiel der Amtsvorstand vom 
Finanzamt Bregenz, einer Dienststelle, in 
welcher der Ist-Personalstand 40 bis 50 Pro­
zent unter dem Soll-Personalstand steht, am 
18. August 1964 ein diesbezügliches Ansuchen 
gestellt, das aber bis zum heutigen Tage 
nicht erledigt wurde, obwohl der Herr Finanz­
minister anläßlich seines Besuches in dieser 
Dienststelle über den unhaltbaren Zustand 
vom Amtsvorstand und von der provisori­
schen Personalvertretung eingehend· infor­
miert wurde und wohl wollende Erledigung 
in Aussicht gestellt hat. 

Zu dieser Unterbesetzung kommt dann noch 
dazu, daß neueingestellte Bedienstete infolge 
der schlechten Besoldung und der überdurch­
schnittlichen physischen Belastung nach der 
mühevollen Ausbildung, die die älteren Be­
amten noch zusätzlich belastet, dann, wenn 
sie wirklich ausgebildet sind und etwas kön­
nen, von der Privatwirtschaft abgeworben 
werden. So sind in der Zeit vom 1. Jänner 1961 
bis 31. Dezember 1963 20 ausgebildete, gut 
qualifizierte Kräfte des Finanzamtes Bregenz 
ausgetreten, 2 Bedienstete wurden versetzt, 
und 4 Beamte sind in den Ruhestand getreten. 
Die Heranbildung eines jungen Beamten­
personals ist fast unmöglich. 

Am schwierigsten wird es bei den Dienst­
stellen der Finanzämter bleiben, weil diese 
Beamten den besten Einblick haben, welchen 

Anteil andere Personenkreise an der Produk­
tivitätssteigerung in der Hochkonjuktur in 
der Privatwirtschaft haben. Ähnliche Ver­
hältnisse sind auch in anderen Dienststellen 
festzustellen. Wir müssen mit Bedauern zur 
Kenntnis nehmen, daß zum großen Teil für 
den öffentlichen Dienst leider nur eine nega­
tive Auslese zur Verfügung steht. 

Nun noch ein kurzes Wort zu den Bezügen 
der Landes- und Gemeindebediensteten, bei 
denen die Situation ähnlich ist wie bei den 
Bundesbediensteten, da deren Bezugsregelung 
zum Großteil auch von der Bezugsregclullg 
des Bundes abhängig ist, obwohl hiefiir die 
Landtage oder die Statutarstädte zuständig' 
sind. Wenn es hier den Gewerkschafts­
vertretern schon oftmals gelungen. ist, eine 
bessere Lösung durchzusetzen, dann kommt 
versteckt oder offen die Drohung des Finanz~ 
ministeriums mit der Kürzung der An~ 
teile für die betreffenden Länder bei den 
Finanzausgleichsverhandlungen. 

Österreich ist gemäß unserer Verfassung 
ein Bundesstaat. Ich glaube, daß flieh das 
gute Prinzip des föderalistischen Gedankens 
auch in dienst- und besoldungsrechtlicher 
Hinsicht für Landes- und Gemeindebedienstete 
auswirken soll. . 

Bei dieser Gelegenheit bitte ich die Herren 
Regierungsmitglieder und alle AbgeordnetenI, 
den öffentlich Bediensteten aller Kategorien 
größtmögliches Verständnis entgegenzu brin~ 
gen und nicht zu vergessen, daß das klaglose 
Funktionieren unserer immer komplizierter 
werdenden Verwaltung beim Bund, in den 
Ländern und Gemeinden, in ihren Anstalten 
und Betrieben von der Leistung der Bedienste­
ten abhängig ist, daß die Aufgaben unserer 
Exekutivbeamten immer schwieriger werden 
und wir unsere Landesverteidigung Soldaten, 
Unteroffi:lieren und Offizieren anvertrauen, 
die auch ein Anrecht auf eine dem allgemeinen 
Lebensstandard und ihrer Verantwortung ange­
messene Besoldung haben. 

Abschließend bitte ich, im Interesse der 
budgetären Entlastung verschiedener Bundes­
dienststellen endlich einmal den Kompetenz­
katalog unserer Bundesverfassung gründliehst 
zu überprüfen und festzustellen, welche Auf­
gaben infolge der Entwicklung und Verände­
rung der Lebensverhältnisse in Stadt und Land 
besser, wirkungsvoller und billiger von den 
Ländern besorgt werden können. Wenn alle 
Berufenen diese Aufgabe ernst nehmen, dann 
wird sich manches Problem leichter lösen 
lassen zum Wohle unserer Bevölkerung und 
zum Nutzen unseres Staates. Ja vielleicht wird 
sich sogar das unlösbar scheinende Problem 
des Wohnungsnotstandes und des ungerechten 
Mietzinses damit lösen lassen. (Beifall bei der 
ÖVP.j 
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Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundeskanzler 
Dr. Klaus. Ich erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Klaus: Hohes Haus! Es 
ist das Bemühen, aber auch der Stolz der 
Bundesregierung, daß sie die in der Regie­
rungserklärung angegebenen Programmpunkte 
gewissenhaft und nachdrücklich zu erfüllen 
bestrebt ist. Dies ist uns bei einer Reihe von 
Punkten in den letzten Monaten, insbesondere 
in der Richtung der Wirtschafts- und Finanz­
politik, weitgehend gelungen. Die Lösung der 
Probleme ist aber auch auf den Sachgebieten, 
die heute und hier zur Debatte gestanden sind, 
nachdrücklich in Angriff genommen worden. 

Etwa zwei Dutzend von Sachgebieten der 
heute zur Debatte stehenden Gruppen des 
Bundesbudgets sind von den Debatterednern 
vorgetragen worden. Sie werden verstehen, 
daß ich nicht alle einzelnen Fragen behandle, 
das würde zu weit führen und würde auch nur 
eine Wiederholung dessen sein, was ich schon 
im Finanz- und Budgetausschuß, in dem ja 
weitgehend die gleichen Fragen gestellt wor­
den sind, gesagt habe. Ich möchte aber trotz­
dem einige Probleme herausgreifen und mir 
dann am Schlusse erlauben, eine Gesamt­
bemerkung zu unserem Verfassungs- und Ver­
waltungswesen zu machen. 

Ich begrüße es, wenn eine Erweiterung des 
Kreises der Antragsberechtigten beim Ver­
fassungsgerichtshof in Gang gesetzt wird. 
Wie schwierig diese Fragen sind, wissen Sie aus 
den Beratungen in den vergangenen Jahren, 
aber wir werden die Sache angehen. 

Hinsichtlich der Beantwortung der schrift­
lichen Interpellationen bitte ich zur Kenntnis 
zu nehmen, daß ich im nächsten Minister­
rat an die Herren Minister die Aufforderung 
richten werde, vor allem die Fristen einzu­
halten. Sie wissen selber, daß dem Bundes­
kanzler diesbezüglich lediglich das Recht der 
Aufmunterung, das Recht eines Koordina­
tionsversuches zusteht, er aber sonst keine 
weiteren Einfiußmöglichkeiten hat. Die einzige 
gesetzliche Bestimmung, die da besteht, lautet, 
daß der Bundeskanzler auf das einheitliche 
Zusammenwirken der Ministerien und auf die 
Wahrung der allen Verwaltungszweigen ge­
meinsamen Interessen hinzuarbeiten hat. Sie 
sehen, es stehen mir nicht viele Möglichkeiten 
zur Verfügung; aber ich werde in diesem 
Rahmen mein Bestes tun. 

Der Gesetzentwurf für ein Rechnungshof­
gesetz wird, soweit es sich um Verfassungs­
bestimmungen handelt, m meinem Amte 
ausgearbeitet. 

Die Vorarbeiten zur Wiederverlautbarung 
des Bundes-Verfassungsgesetzes sind schon weit 

gediehen, der Termin für die Stellung­
nahmen der begutachtenden Stellen, der 
31. Oktober, ist nicht von allen Ländern 
und "Ministerien eingehalten worden. Ich muß 
aber gerade bei dieser Materie Wert darauf 
legen, daß alle zur Begutachtung berechtigten 
Stellen ihr Gutachten abgeben, damit man dann 
wirklich fruchtbar weiterarbeiten kann. 

Das gleiche gilt für den Katalog der Ver­
fassungsbestimmungen, der den einzelnen Frak­
tionen schon vor langer Zeit versprochen 
worden ist. 

Was das Aufstockungsgesetz zur Europäi­
schen Menschenrechtskonvention anlangt, so 
ist festzustellen, daß seit Jahr und Tag ein 
kleines Ministerkomitee mit der Erarbeitung 
dieses Gesetzes beauftragt ist, dieses Minister­
komitee aber zu keinen Ergebnissen gelangt 
ist. Ich kann wiederum nur im Rahmen der 
mir zustehenden Kompetenz die beiden Mini­
ster, die diese Aufgabe übernommen haben, 
bitten, ihre Arbeiten abzuschließen. 

Es war heute für mich und wahrscheinlich 
für alle auf der Regierungsbank beeindruckend, 
wie stark Ihre Redner die Grundfragen unserer 
Demokratie hervorgekehrt haben. Ich glaube, 
es ist ein erfreuliches Zeichen, daß heute die 
Fragen des Rechtes und des Rechtsstaates, 
der Verfassung und der Verwaltung langsam 
auch im Bewußtsein und in den Diskussionen 
der Bevölkerung stark in den Vordergrund 
treten, während es, was natürlich gewesen 
ist - "primum vivere" , haben schon die alten 
Römer gesagt -, in den ersten Nachkriegs­
jahren und -jahrzehnten vorwiegend um die 
wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen unse­
res Staates gegangen ist. 

Aber nun ist doch die Frage der Staats­
form, des Rechtsstaates, des Bundesstaates" 
und dergleichen, überhaupt die 1C6A~(J, sehr 
stark in den Vordergrund getreten. Es war, 
glaube ich, nicht von ungefähr, daß der Herr 
Abgeordnete Migsch gerade an dem Beispiel 
des Volksbegehrens sogar schon gewisse gegen­
teilige Auswirkungen einer verlebendigten De­
mokratie aufgezeigt hat. Ich darf sagen, daß 
ich diese Befürchtungen, gerade was das V olks­
begehren anlangt, nicht hege. Ich darf darauf 
hinweisen, daß es noch nicht allzu lange Zeit 
her ist, daß das Volksbegehren in unsere 
Verfassung überhaupt Eingang gefunden hat 
und praktikabel gemacht worden ist. Das 
war der erste Schritt zur unmittelbaren 
Demokratie. 

Ich glaube insbesondere den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Dr. Migsch zur Frage 
Habsburg hinzufügen zu müssen, daß wir den 
Rechtsstaat in seiner komplexen und viel­
fältigen Erscheinungsform immer präsent sehen 
müssen. Wir dürfen niemals nur eine einzige 
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Bundeskanzler Dr. Klaus 
Frage, etwa die Gesetzmäßigkeit der Ver-I Unternehmungen des Verkehrs zugehören, 
waltung oder ein anderes Mal die Volles- beschäftigten am 30. Juni 1964 rund 124.000 
souveränität, hervorkehren. Alle Teilgebiete, Arbeiter und Angestellte, das sind um rund 
die den Rechtsstaat ausmachen, sind eut- 3000 weniger als ein Jahr früher. Die Ver­
scheidend; das sind in gleicher Weise die minderung der Beschäftigtenzahl ist teils 
Grundrechte, die Vclkssouveränität, das ist durch Rationalisierungsmaßnahmen und teils 
die Verfasinmgsmäßigkeit und die Gesetz- durch den natürlichen Abgang zustande ge­
mäßigkeit der Venvaltung; dazu gehört aber kommen. Bei einem Umsatz von 12,7 Milliar­
auch die Gewaltentrennung und die Ullab- den Schilling im 1. Halbjahr 1964 (1. Halb­
hängigkeit der Richter, Grundsätze, die unter jahr 1963 11,5 Milliarden Schilling) sind sie 
den Bestandteilen des Rechtsstaates und des unverändert mit rund einem Viertel an der 
Rechtsstaatsdenkens den gleichen Rang haben. gesamten industriellen Produktion des 1. Halb­
Das sind die gemeinsamen Grundlagen unserer jahres 1964 beteiligt gewesen. Der Beschäftig­
Demokratie. Ich bitte die Regierung und das tenstand entsprach am 30. Juni 1964 rund 
Parlament, diese Grundlagen stets so gemein- 21 Prozent der Arbeitnehmerzahl der gesamten 
sam zu sehen, wie sie heute gesehen worden österreichischen Industrie. Im 1. Halbjahr 
sind, sie stets so gemeinsam zu disku- 1964 betrug der Export der verstaatlichten 
tieren, wie sie heute hier diskutiert worden Industrie laut vorläufigen Ergebnissen rund 
sind. Wir müssen aber auch gemeinsam 25 Prozent der gesamten österreichischen 
handeln zum Wohle des - ich möchte jetzt Ausfuhr. 
sagen - Politischen im höchsten Sinne, des Die persönlichen und die sachlichen Aus­
Geistigen und schließlich und endlich auch gaben für das Bundeskanzleramt - Ver­
im Interesse des patriotischen Wohlstandes staatlichte Unternehmungen (Sektion IV) be­
unserer ganzen österreichischen Bevölkerung. tragen für das Jahr 1965: 
( Beifall bei der (j V P.) SChilling 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet, die Debatte 
ist geschlossen. Wünscht einer der Herren 
Spezialberichterstatter das Schlußwort? -
Nein, sie verzichten. Damit ist die Aussprache 
über die Gruppen I und II beendet. 

Gruppe 11 a 
Kapitel 7 Titel 1 § 3: Bundeskanzleramt, Ver­

staatlichte Unternehmungen 

Kapitel 7 a: Investitionsfonds für verstaat­
lichte Unternehmungen 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Wir 
kommen nunmehr zur Spezialdebatte über die 
Gruppe II a. Diese umfaßt Kapitel 7 Titel 1 
§ 3: Bundeskanzleramt, Verstaatlichte Unter­
nehmungen, und Kapitel 7 a: Investitions­
fonds für verstaatlichte Unternehmungen. 

Spezialberichterstatter ist Herr Abgeordne­
ter Jessner, den ich bitte, seinen Bericht zu 
erstatten. 

Spezialberichterstatter Jessner: Hohes Haus! 
Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 5. November 1964 die in der 
Gruppe II a zusammellgefaßten Teile des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1965 be­
raten. 

Die verstaatlichten Unternehmungen, denen 
die bedeutendsten Betriebe der Eisen- und 
Stahlindustrie, der wichtigsten Kohlenberg­
baue, der Bergwerke und Hütten für Bunt­
metalle, Betriebe der Rohölgewinnung und 
-verarbeitung, Unternehmungen des Maschi­
nenbaues, der Elektroindustrie und einige 

Persönliche Ausgaben .......... . 
Sachliche Ausgaben ............ . 
Für Anlagen sind ............. . 
für Aufwandskredite ........... . 
für Förderungszuwendungen (Aus-

bildung von technischem Per­
sonal für die Entwicklungs-

7,451.000 
3,529.000 
1,200.000 
4,260.000 

länder) ...................... 1,000.000 
präliminiert. 

Der Gesamtaufwand beträgt..... 17,440.000 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1964 
ergibt sich insgesamt ein Mehraufwand von 
4,711.000 S, der durch Mehrerfordernisse 
beim Personalaufwand - infolge Erhöhung 
von Beamtenbezügen und einer geringfügigen 
Erhöhung der Anzahl der Dienstposten - und 
beim Sachaufwand durch notwendig gewordene 
bauliche Herstellungen und Aufwendungen 
für ausländische Wirtschaftsdelegationen und 
für internationale Werbung verursacht wird. 

Der gegen Ende des Vorjahres eingetretene 
Konjunkturaufschwung der Investitiomgütcr­
industrie erbrachte in fast allen Zweigen der 
verstaatlichten Industrie eine Besserung der 
Auftragslage und demzufolge eine Zunahme 
der Umsätze und der Produktion. Im 1. Halb­
jahr 1964 war der Ausstoß der verstaatlichten 
Industrie um 6,7 Prozent höher als im 1. Halb­
jahr des Vorjahres, und der Ausstoß pro Kopf 
der Beschäftigten war sogar um 9,4 Prozent 
höher als ein Jahr früher, obwohl der Be­
schäftigtenstand um 2,4 Prozent niedriger 
war als am 30. Juni 1963. 

Die schon im 1. Quartal 1964 zum Ausdruck 
gekommene Erholung des internationalen 

60. Sitzung NR X. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 35 von 72

www.parlament.gv.at



3180 Nationalrat X. GP. - 60. Sitzung - 26. November 1964 

Jessner 
Stahlmarktes brachte eine leichte Besserung 
der Exportpreise und beeinflußte durch die 
erhöhte Investitionstätigkeit auch den In­
landsmarkt. Die Auftragsbestände der Eisen­
und Stahlwerke der verstaatlichten Industrie 
waren am 30. Juni 1964 um mehr als ein 
Drittel höher als ein Jahr vorher, die Ent­
wicklung der Umsätze zeigt demzufolge auch 
eine günstige Tendenz. 

Der Rationalisierung der Produktion dienen 
auch die Verhandlungen, die die VÖEST mit 
westafrlkanischen Ländern über Lieferung von 
Erzen aufgenommen hat; wie bekannt, ver­
fügen diese Erze über einen sehr hohen Fe­
Gehalt. In diesem Zusammenhang muß aber 
betont werden, daß durch die westafrikanischen 
Erzlieferungen die Einkaufsverpflichtungen der 
VÖEST der Alpine gegenüber keinesfalls nach­
teilig beeinflußt werden. 

Zur Situation des Kohlenbergbaues muß 
gesagt werden, daß im Jahre 1960 der Anteil 
der festen mineralischen Brennstoffe am ge­
samten Energieeinsatz Österreichs noch rund 
74 Prozent betragen hat, wogegen dieser 
Anteil im Jahre 1963 auf 39 Prozent gesunken 
ist. Das Zustandekommen eines seit Jahren 
geforderten einheitlichen Energieplanes wird 
daher immer dringender, denn nur im Rahmen 
eines solchen Planes kann der Fortbestand 
des Kohlenbergbaues gesichert werden. 

Hinsichtlich der Erdölförderung der ÖMV 
muß hier mit Bedauern festgestellt werden, 
daß der ÖMV bei der Erteilung neuer Schurf­
rechte wenig Förderung zuteil wird. Zudem 
muß auch noch von der verstaatlichten ÖMV 
ein Förderzins von 15 Prozent, von den aus­
ländischen Gesellschaften dagegen ein solcher 
von durchschnittlich nur 8 Prozent entrichtet 
werden. 

Der Wert des Gesamtexports der verstaat­
lichten Industrie hat im Jahre 1963 8,9 Mil­
liarden Schilling betragen. Es ist damit zu 
rechnen, daß die Exporte des Jahres 1964 
die 9 Milliarden-Grenze überschreiten werden. 
Der Anteil der Ausfuhren der verstaatlichten 
Industrie an den Ausfuhren der gesamten 
österreichischen Wirtschaft hat 1963 26 Pro­
zent betragen. 

Gegenüber dem 1. Halbjahr 1963 war die 
Produktivität der verstaatlichten Unterneh­
mungen im 1. Halbjahr 1964 um 4,4 Pro­
zent und der Ausstoß pro Kopf der Beschäf­
tigten um 9,4 Prozent höher. 

Im Kapitel 18 sind für das Jahr 1965 
180,000.000 S an Dividendeneingängen prä­
liminiert. Von dieser Summe sind für Ent­
schädigungsleistungen 43,788.000 S (davon 
28,788.000 S für Bundesschuldverschreibungen 
und 15,000.000 S für Barleistungen) in Abzug 
zu bringen. Nach einem weiteren Abzug von 

34,053.000 S für Haushaltszwecke des Bundes 
verbleiben für den Investitionsfonds zunächst 
102,159.000 S. 

Auf Grund der Bestimmungen des § 4 Abs. I 
Kompetenzgesetz 1959 ist der Investitions­
fonds im Kapitel 7 a bundeshaushaltsmäßig 
dargestellt. 

Der Einnahmenansatz bei Kapitel 7 a Titel I 
§ 1 ist mit 102,159.000 S präliminiert. Im 
Bundesfinanzgesetz 1964 war der bezügliche 
Ansatz mit 105,854.000 S vorgesehen. 

Im Bundesfinanzgesetz 1965 wurden im 
Wege der Nettobudgetierung 65,540.000 S 
abgesetzt (40,000.000 S für Kapitalaufstockun­
gen und 25,540.000 S für Refundierung). Es 
verbleiben somit für den Investitionsfonds 
36,619.000 S. Hiezu kommen aus Kapitals­
rückzahlungen und Zinsen 17,719.000 S, sodaß 
dem Investitionsfonds im Jahre 1965 insgesamt 
54,339.000 S zur Verfügung stehen. 

An die Ausführungen des Spezialbericht­
erstatters im Finanz- und Budgetausschuß 
schloß sich eine Debatte, an der neun Abge­
ordnete teilnahmen. Die im Verlaufe der 
Debatte aufgeworfenen Fragen wurden von 
Vizekanzler Dr. Pittermann ausführlich be­
antwortet. 

Bei der Abstimmung am 19. November 1964 
hat der Finanz- und Budgetausschuß die 
finanzgesetzlichen Ansätze der Gruppe II a 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt 
somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
beschließen: 

Dem Kapitel 7 Titel 1 § 3: Bundeskanzler­
amt, Verstaatlichte Unternehmungen, und dem 
Kapitel 7 a: Investitionsfonds für verstaat­
lichte Unternehmungen, des Bundesvoranschla­
ges für das Jahr 1965 (520 der Beilagen) wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Gleichzeitig ersuche ich, in die Spezial­
debatte einzugehen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner: Ich 
danke. Wir gehen nunmehr in die Debatte 
ein. Zum Wort hat sich der Herr Abgeordnete 
Kindl gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Kindl (FPÖ): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir 
nun das Kapitel "verstaatlichte Industrie" 
behandeln, drängt sich einem unwillkürlich 
der grundsätzliche Unterschied in der Be­
handlung der Wirtschaft auf. Wir haben vom 
Herrn Berichterstatter gehört - es ist auch 
aus den Zahlen ~u ersehen -, daß ein Fünftel 
der Industriearbeiter und -angestellten in der 
verstaatlichten Industrie beschäftigt sind und 
daß ein Fünftel unseres Exportes aus diesen 
Betrieben kommt. Nun hörten wir die Zahlen 
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Kindl 
über die Anlagen, über die Investitionen, das an die Regierung: "Ich möchte Ihre Auf­
heißt, das Haus, in dem verschiedene partei- merksamImit darauf lenken, daß in der ver­
politische Ansichten vertreten werden, soll öffentlichten Liste der Betriebe, die der Na­
offen über die Führung der verstaatlichten tionalisierung unterliegen ... " Das heißt: 
Industrie, über die Finanzierung, über die Im Jahr 1946 hat nur der russiche General­
Auswirkungen diskutieren. oberst den Begriff "Nationalisierung" ver-

Wir wissen genau, wie schwierig heute der wendet, während alle anderen Redner, die in 
Konkurrenzkampf gerade auf dem Sektor dieser Sitzung im Jahre 1946 zum Wort kamen, 
Stahl und Eisen auf der ganzen Welt ist. von "Betrieben, die zu verstaatlichen sind" 
Wir wissen auch, was alles in diesem Konkur- und die Bezeichnung "verstaatlichte Industrie" 
renzkampf eingesetzt wird, um den Konkur- annehmen, gesprochen haben. 
renzbetrieben verschiedene Betriebsgeheim- Noch eines ist dabei interessant: Der bereits 
nisse zu entlocken. Am Dienstag oder Mitt- verstorbene Dr. Margaretha hat in weiser 
woch konnten wir im Fernsehen in der Sen- Voraussicht in dieser Sitzung im Jahre 1946 
dung "Horizonte" kleine Mikrophone be- in seiner Rede grundsätzlich alles das ange­
wundern, die angeblich in der amerikanischen führt, was wir von 1946 bis 1964 verfolgen 
Wirtschaft zur Ausforschung oder Überwa- konnten. Er sagte unter anderem: 
chung der Konkurrenzunternehmungen ein- "Insolang keine bessere Form gefunden 
gesetzt werden. wird, ist es also gut, wenn der Staat künftighin 

Ich glaube, man muß die Problematik der als Alleinaktionär seine Aktienrechte nach 
verstaatlichten Industrie schon einmal be- dem geltenden Aktienrecht ausübt. Freilich 
leuchten. Auf der einen Seite sind das Wirt- wird er dabei, wenn die Unternehmen nicht 
schaftsunternehmungen, die einen schweren in Grund und Boden gewirtschaftet werden 
Konkurrenzkampf, der gerade diese Sparte sollen, sowohl eine Bürokratisierung als auch 
auszeichnet, führen sollen, auf der anderen eine Politisierung vermeiden müssen. Dies 
Seite diskutieren wir darüber so wie über eine gilt für den Aufsichtsrat wie auch ganz be­
Verwaltungseinrichtung, und das, glaube ich, sonders für den Vorstand. In der Praxis 
ist das schwierige. meine ich dies so: Man schließe eine geeignete 

Wir haben auch zum Ausdruck zu bringen, Person von der Funktion in der Aktiengesell­
daß seit der Verabschiedung der Verstaat- schaft, sei es im Aufsichtsrat, sei es im Vor­
lichungsgesetze im Jahre 1946 zwischen den stand, nicht deswegen aus, weil sie bisher 
beiden Regierungsparteien grundsätzlich ver- Staatsbeamter war oder weil sie einer Partei 
schiedene Auffassungen bestehen. Diese grund- nahe steht, aber man besetze diese Stellen 
sätzlich verschiedenen Auffassungen belasten auch nicht bloß mit Staatsbeamten oder mit 
die Produktionskraft dieser Unternehmungen Protektionskindern der einzelnen Parteien nach 
ungeheuer. einem, ~enn auch noch so gerechten Proporz." 

Es klingt wie ein Scherz, aber man ist Er führt weiter aus: "Solche Grundsätze 
sich von 1946 bis heute noch nicht einmal vertragen allenfalls noch die Gremien der 
über die Namensgebung einig geworden. Im öffentlich-rechtlichen Körperschaften und die 
Verstaatlichungsgesetz lesen wir von "zu ver- verschiedenen Beiräte und Kommissionen, 
staatlichenden Betrieben". Der Herr Vize- aber man halte solche Besetzungsmethoden 
kanzler als Ressortchef, in dessen Kompetenz von den verstaatlichten Betrieben ferne. Diese 
laut Kompetenzgesetz 1959 die Wahrnehmung Forderung sollte Gemeingut aller jener werden, 
der Aufgabe einer jeweiligen Beteiligung des die nicht etwa die Absicht haben, die Ver­
Bundes an diesen Unternehmungen und die staatlichung ad absurdum zu führen." 
Verwaltung solcher Unternehmungen nach Meine sehr geehrten Frauen und Herren! 
dem Verstaatlichungsgesetz 1946 fällt, hat vor Ich glaube, Dr. MargaTt3tha hat kurz gedrängt 
ungefähr zwei Jahren für diesen Komplex die Problematik aufgezeigt und uns damals 
den Begriff "Nationalindustrie" geprägt. Wir i vor dem gewarnt, was wir zu vermeiden 
Freiheitlichen haben damals gleich im Hause haben. 
dazu Stellung genommen. Bis heute ist man Was können wir heute demgegenüber fest­
sich nicht klar darüber geworden, ob man bei stellen 1 Wir müssen feststellen, daß wir 
der Bezeichnung "verstaatlichte Industrie" gerade in das hineingeschlittert sind, vor dem 
bleiben soll oder ob sie "Nationalindustrie" Dr. Margaretha bei diesem großen Komplex, 
heißen soll. bei diesem für das österreichische Volk so 

Nur in einem Brief des Oberkommandieren- wesentlichen Teil unserer Wirtschaft - ich 
den der Roten Armee, Generaloberst Kurassow, betone nochmals: ein Fünftel der Arbeiter 
kam der Begriff "Nationalisierung" vor; dieser und Angestellten und ein Fünftel unseres 
Brief wurde in der Sitzung vom 26. Juli 1946 Exports ist davon betroffen - bereits damals 
verlesen. Kurassow schreibt in einem Brief gewarnt hat, daß es nicht eintreten soll. 
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Kindl 
Wir müssen heute feststellen, daß dieser 

ideologi8che Streit eingetreten ist und daß 
dadUi'ch die verstaatlichte Industrie in der 
Öffentlichkeit schillernd dasteht. Es gibt in 
der Bevölkerung bereits zwei Lager. In dem 
einen Lager stehen diejenigen, die wegen der 
Mängel, die man bei der Führung nicht ver­
meiden wollte oder konnte, der verstaatlichten 
Industrie ablehnend gegenüberstehen, und im 
andoren Lager stehen diejenigen, die bei jeder 
Gelegenheit versuchen, dieses Konzept oder 
diesen Zustand zu verteidigen. 

Dieses Bild hatte auch ich als freiheitlicher 
Abgeordneter im Ausschuß. Auf der einen 
Seite waren die Abgeordneten der Österreichi­
schen Volkspartei, die ununterbrochen an­
greifen, auf der anderen Seite standen die 
sozialistischen Abgeordneten, die versuchten, 
die Betriebe zu verteidigen. Wenn nun die 
eine Seite nur angreift und die andere nur 
verteidigt, glaube ich, kann man die goldene 
Mitte nicht finden, denn man kann nicht 
tatsächliche Mißstände ausschalten und ver­
bessern, weil ja vor lauter Abwehr kein Platz 
übrigbleibt, tatsächliche Mißstände zuzugeben. 

Ich hatte ilinmal Gelegenheit, als Mitglied 
des Ausschusses die VÖEST in Linz zu be­
sichtigen. Wir wurden bei dieser Gelegenheit 
von den Herren des Vorstandes ziemlich offen 
über die Situation informiert. Die Herren des 
Vorstandes haben ihre Problematik in genau 
derselben Diktion klargemacht, wie man das 
in einem sogenannten privatwirtschaftlieh ge­
führten Betrieb nicht anders hören kann. 
Ich habe eine Vergleichsmöglichkeit. Wenn 
ich als Betriebsrat bei der Firma Semperit die 
Sorgen unseres Vorstandes höre, so sind sie 
nicht anders als die Sorgen des Vorstandes 
der VÖEST in Linz. Es sind das die Sorgen 
um die Produktionsplanung, die Vorschau, die 
Finanzierung und um die Investitionspolitik. 
Nur eines hat die Privatwirtschaft der heutigen 
verstaatlichten Industrie voraus: Sie hat nicht 
die Führungsschwierigkeiten, und sie wird 
nicht gelähmt und behindert durch die Partei­
politik, denn in der Privatwirtschaft gilt nur 
Produktion, Investition und Finanzierung, 
der aus diesen drei Faktoren erfließende Ertrag 
und die Frage, wie man diesen Ertrag gerecht 
aufteilt. 

Die verstaatlichte Industrie wird heute in 
diesen für Wirtschaftsunternehmungen ent­
scheidenden Punkten mit dem Führungsstreit 
zusätzlich belastet. Einmal glaubt man, sie 
gehöre dem Herrn Vizekanzler . Niemand in 
Österreich hat das Gefühl, daß die verstaat­
lichte Industrie eigentlich uns allen gehört, 
daß wir, das österreichische Volk, der Eigen­
tümer dieser Betriebe sind, daß die Regierung 
der Beauftragte der Bevölkerung ist und daß 

die Bevölkerung ein Recht darauf hat, daß 
diese Betriebe nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit geführt werden, um für die 
gesamte Bevölkerung einen entsprechenden 
Ertrag abzuwerfen. 

Wenn man sich von diesem Grundsatz leiten 
läßt, müßte es doch möglich sein, den Ballast 
abzuwerfen. In der Regierungserklärung 1963 
sagte der Herr Bundeskanzler zu, die Reorgani­
sation der verstaatlichten Industrie in Angriff 
zu nehmen. Wenn das in einer Regierungs­
erklärung als entscheidender Punkt steht, 
dann muß die Lösung dieser Frage selbst­
verständlich sein. Oder es muß wirklich Not 
am Mann sein, wenn die Bundesregierung die 
Forderung der Reorganisation in ihre Regie­
rungserklärung hineingenommen hat. 

Seit dem Jahre 1953 haben wir nur eines 
gehört: Im Juli dieses Jahres, glaube ich, 
wurde ein Fünfz.ehnerausschuß gebildet. Aber 
wieder ist es aus damit, und all die Sorgen, die 
durch die Presse geistern - sei es ÖMV mit 
ÖROP und Martha, sei es Siemens, sei es Hof­
herr-Schrantz oder sei es Schoeller-Bleckmann 
-, werden nicht behoben, alle diese Fragen 
werden nicht beantwortet. (Präsident Wall­
ner übernimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube, man wird diese Führungsstreitig­
keiten beziehungsweise den Parteieinfluß, der 
von beiden Seiten angestrebt wird, was nicht 
zum Nutzen der österreichischen Bevölkerung, 
sondern zum Schaden des österreichischen 
Volkes ist, das in seiner Gesamtheit der Eigen­
tümer dieser Unternehmungen ist, man wird 
diesen Parteienstreit doch abbauen müssen. 
Kollege Brauneis, der in der VÖEST als Be­
triebsrat tätig ist, hat von seiner Schau aus 
auch im Ausschuß diese Sorgen vorgebracht. 
Die Welt bleibt doch nicht stehen. Wir 
wissen, was in Europa geschieht: Infolge des 
15prozentigen Einfuhrzuschlages in England 
haben wir sofort einen Alarmschrei gehört, wie 
gerade diese Industrie dadurch beeinträchtigt 
wird. Wir können auch aus dem Voranschlag 
ersehen, daß die verstaatlichten Betriebe 
überall rückläufige Produktionszahlen auf­
weisen, was natürlich auch zu rückläufigen 
Steuererträgen führen wird. Das hat ein 
Sprecher der ÖVP im Ausschuß vorgebracht. 
Man kann sich ausrechnen, daß dann, wenn ein 
Fünftel der Industrie einen rückläufigen 
Steuerertrag aufzuweisen hat, die restlichen 
vier Fünftel einen weit höheren Ertrag er­
bringen müssen, wenn das erreicht werden 
soll, was im Voranschlag für 1965 angesetzt 
ist; darnach soll sich das Steueraufkommen 
um soundso viel Prozent erhöhen. Es muß 
klar ausgesprochen werden, daß diese Er­
scheinungen nicht deshalb vorhanden sind, 
weil in der verstaatlichten Industrie untüchtige 
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Techniker, Chemiker und Ingenieure arbeiten, 
auch nicht deshalb, weil dort weniger tüchtige 
Arbeiter und weniger tüchtige Angestellte 
als anderswo beschäftigt sind, sondern dazu 
kommt es, weil das Konzept miserabel ist, 
weil man sich auf der politischen Ebene nicht 
finden kann. Deshalb werden diesen tüchtigen 
Kräften, die die Betriebe durchaus konkurrenz­
fähig machen könnten, dauernd Handschellen 
angelegt. Wenn wir also diesen wesentlichen 
Teil unserer Industrie nicht einer ungewissen 
Zukunft entgegenführen wollen - ich will 
mich vorsichtig ausdrücken und nicht von 
einer Katastrophe sprechen -, dann ist es 
höchste Zeit, Wandel zu schaffen. 

Meine sehr geehrten Frauen und Herren! 
Wir Freiheitlichen stellen uns vor, daß sich 
dieser Fünfzehnerausschuß unbedingt mit 8 bis 
10 Punkten beschäftigen muß. Wir Freiheit­
lichen stellen deswegen klar und deutlich die 
Forderung: Herauslösung der verstaatlichten 
Industrie aus dem Machtkampf zwischen 
SPÖ und ÖVP. Zweitens fordern wir: Ent­
politisierung der Personalpolitik! Einstel­
lungen, Beförderungen allein nach den Ge­
sichtspunkten von Fleiß und Können! 
Drittens: Keine Bevorzugung vor der Privat­
industrie. Das Prinzip des gesunden Konkur­
renzkampfes muß für alle gleich sein! Und 
weiter: Entlastung der gesunden Betriebe von 
der finanziellen Belastung völlig unrentabler 
und auch nicht sanierbarer Unternehmungen; 
Umwandlung solcher Betriebe auf rentable 
Fertigung und Stillegung solcher Betriebe, 
die nicht umgestellt werden können; Ertrags­
und Dividendenpolitik nach den Grundsätzen 
kommerziellen Denkens; Freizügigkeit in der 
Disposition entsprechend der Marktlage. Näch­
ster Punkt: Die Finanzierung notwendiger 
Investitionen hat nicht nur durch Abschöpfung 
der Erträge und erhöhte Abschreibungen zu 
erfolgen, sondern auch durch Inanspruchnahme 
des Kapitalmarktes - das Kapitalmarktgesetz 
ist also auch für diese Unternehmungen eine 
Lebensfrage - und durch Ausgabe von Aktien, 
und zwar in diesem Falle nur in Form von 
Inhaberpapieren, und bevorzugte Dividenden­
ausschüttung ; ebenso Beteiligung der Arbeit­
nehmer am Ertrag zur Leistungsförderung. 

Ich glaube, dabei hätten die politischen 
Parteien eine Möglichkeit, den Partner­
schaftsgedanken durchzuexerzieren. Hier haben 
wir das Wechselspiel von Henne und Ei: 
einerseits ruft die Verstaatlichte immer, die 
Privatwirtschaft soll mit dem Partnerschafts­
gedanken in der Praxis voranschreiten, und 
die Privatwirtschaft sagt, das soll die Ver­
staatlichte tun. (Vizekanzler Dr. Pitter­
man n: Nein, das sagt sie leider nicht!) Ich 
glaube, es wäre möglich, einen einstimmigen 

Beschluß herbeizuführen, da der Partnerschafts­
gedanke, nämlich auch die Mitbeteiligung am 
Reinertrag, schon in allen drei Parteien 
Eingang gefunden hat, sodaß wir ein solches 
Partnerschaftsabkommen für die verstaat­
lichten Unternehmungen effektuieren könnten. 

Und als Entscheidendes füge ich hinzu: 
Keine Reprivatisierung bestehender verstaat­
lichter Betriebe, jedoch auch keine weitere 
Verstaatlichung! Herr .vizekanzler ! Ich weiß, 
daß das irgendwie darnach klingt: Hier 
machen wir halt, hier errichten wir einen 
Zaun! Man könnte in der Finalindustrie, wie 
sie heißt, Syndikatsverträge mit der Privat­
wirtschaft abschließen. Man kann durch solche 
Syndikatsverträge ruhig eine Weiterverarbei­
tung der Rohprodukte der Verstaatlichten 
weiterführen, auch im Sinne der verstaat­
lichten Industrie, nur sind dann die sogenann­
ten Besitzrechte anders. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich habe versucht, Ihnen einige grundsätzliche 
Punkte vorzutragen. Ich möchte klar und 
deutlich zum Ausdruck bringen, daß wir 
Freiheitlichen jederzeit zur Mitarbeit bereit 
sind, denn wir unterschätzen nicht die Schwie­
rigkeiten, und wir sind uns voll bewußt, welche 
Verantwortung dieses Haus gerade für diesen 
Sektor trägt. Weil wir aber keine Ansatz­
punkte zur Lösung der Grundsatzfragen für das 
Jahr 1965 sehen, sind wir nicht in der Lage, 
diesem Kapitel unsere Zustimmung zu geben. 
Wir Freiheitlichen lehnen daher den Voran­
schlag für das Kapitel verstaatlichte Unter­
nehmungen ab. (Beifall bei der F PO.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Weiß mann gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Weißmann (ÖVP): Hohes 
Haus! Herr Vizekanzler ! Das vorliegende 
Budget bietet Veranlassung, die Rechtsgrund­
lagen der Verwaltung der Anteilsrechte an der 
"\ erstaatlichten Industrie einmal kritisch zu 
beleuchten. Auf Grund des Artikels 18 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes darf die gesamte 
staatliche Verwaltung nur auf Grund der Ge­
setze ausgeübt werden. Der Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit fordert, daß die Befugnisse, 
die einer Behörde im Rahmen einer gesetzlich 
festzulegenden Zuständigkeit zukommen, im 
einzelnen im Gesetz festgelegt werden, des­
gleichen die Mittel zur Handhabung dieser 
Befugnisse. Aus dem Titel der Zuständigkeit 
allein können weder solche Befugnisse an sich 
noch auch die Mittel zu ihrer Handhabung 
irgend wie abgeleitet werden. 

Diese Bestimmung des Bundes-Verfassungs­
gesetzes gilt nicht nur für die Hoheitsver­
waltung, sondern auch für den Bereich der 
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sogenannten Privatwirtschaftsverwaltung. Ich 
darf dazu Antoniolli "Allgemeines Verwaltungs­
recht" kurz zitieren. Er sagt: 

"Wir sprechen von Hoheitsverwaltung oder 
obrigkeitlicher Verwaltung, wenn der Staat 
oder ein anderer Träger staatlicher Gewalt in 
der Verwaltung als Träger dieser ihm eigen­
tümlichen Gewalt auftritt, von Privat wirt­
schaftsverwaltung oder fiskalischer Ver­
waltung, wenn der Staat wie ein Privater 
handelt. In der Hoheitsverwaltung herrscht 
Über- und Unterordnung, das heißt, der Staat 
tritt als Träger überragender Macht, der 
Staatsgewalt, dem seiner Macht unterworfenen 
Bürger gegenüber. In der Privatwirtscbafts­
verwaltung begibt sich der Staat seiner Macht. 
In der Hoheitsverwaltung bedient er sich des 
Verwaltungsaktes, des Bescheides; in der 
Privatwirtschaftsverwaltung des Vertrages, 
wenn er sich nicht sogar einem Bescheid unter­
wirft, zum Beispiel als Träger einer Gasthaus­
konzession. " 

Werner-Klecatsky sagt dazu: "Da zur ge­
samten staatlichen Verwaltung auch die 
Privatwirtschaftsverwaltung zählt, darf auch 
sie nur auf Grund, der Gesetze ausgeübt 
werden." Das Legalitätsprinzip des Artikels 18 
Bundes-Verfassungsgesetz soll verhindern, daß 
die Organe der Vollziehung sich in die Indivi­
dualsphäre einmischen, ohne daß ihnen der 
Gesetzgeber dazu die Ermächtigung gegeben 
hat. Diese Bestimmung schützt also den 
Staatsbürger vor den Staatsorganen und behält 
die Entscheidung darüber, wie die Verwaltung 
in die Individualsphäre eingreifen darf, dem 
Gesetzgeber, also dem Parlament, vor. 

Welche sind nun die gesetzlichen Grund­
lagen für die Verwaltung der Sektion IV des 
Bundeskanzleramtes ~ Erstens das 1. Ver­
staatlichungsgesetz, Bundesgesetz vom 26. Juli 
1946, BGBL Nr. 168, zweitens das Aktiengesetz 
beziehungsweise das Ges. m. b. H.-Gesetz, weil 
die verstaatlichten Betriebe in der Rechtsform 
dieser Gesellschaften geführt werden und 
organisiert sind, und drittens das Kompetenz­
gesetz. 

Die Verwaltung der Unternehmen und Be­
triebe der verstaatlichten Industrie muß sich 
daher auf die Rechte beschränken, die dem 
Aktionär beziehungsweise dem Gesellschafter 
auf Grund der einschlägigen Bestimmungen, 
also des Aktiengesetzes oder des Ges. m. b. H.­
Gesetzes, zustehen. Das sind die Rechte der 
Haupt- und Generalversammlung. Sie decken 
sich mit der Bestimmung über die Ausübung 
der Anteilsrechte. Der § 3 des Kompetenz­
gesetzes 1959 legt fest, in welchen Fällen ein 
Beschluß der Organe der Gesellschaften der 
Zustimmung der Bundesregierung bedarf. Die 
Verwaltung der Anteilsrechte, die Rechte 

der Haupt- und Generalversammlung und die 
Vorbereitung der Beschlüsse der Bundesre­
gierung obliegen auf Grund einer Anordnung 
des Bundespräsidenten, die sich auf den 
Artikel 77 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
stützt, dem Vizekanzler . Die Kompetenzen des 
Vizekanzlers umfassen daher die Ausübung 
der Anteilsrechte an den Unternehmungen der 
verstaatlichten Industrie, die Rechte der 
Haupt- beziehungsweise Generalversammlung; 
der Herr Vizekanzlec ist als Vertreter des 
Alleinaktionärs oder Alleingesellschafters 
Bund die Haupt- beziehungsweise General­
versammlung. Die Rechte der Hauptver­
sammlung sind im Aktiengesetz im § 103 fest­
gelegt. Darüber hinaus stehen der Haupt­
versammlung jene Rechte zu, die ihr die 
Satzung der einzelnen Gesellschaften ein­
räumt. 

Im einzelnen sind die gesetzlichen Aufgaben 
- erlauben Sie, daß ich Ihnen das noch kurz 
zitiere -: 

1. Wahl der Aufsichtsratsmitglieder, 
2. Entlastung des Vorstandes und Auf­

sichtsrates, 
3. Bestellung der Abschlußprüfer und even­

tueller Sonderprüfer , 
4. Feststellung des Jahresabschlusses in den 

Fällen, in denen sich Vorstand und Aufsichts­
rat für eine Feststellung durch die Hauptver­
sammlung entscheiden, 

5. Beschluß über die Gewinnverteilung, 
6. Vorlage des Geschäftsberichtes, 
7. Satzungsänderungen, 
8. Beschlüsse über Kapitalerhöhungen und 

-herabsetzungen, 
9. Auflösung der Gesellschaft, 
10. Entscheidung über Fragen der Ge­

schäftsführung, wenn diese Entscheidung vom 
Vorstand ausdrücklich verlangt wird. 

Die Rechte der Generalversammlung in der 
Ges. rn. b. H. sind ungefähr die gleichen. 

Aus einem Bericht der Sektion IV des 
Bundeskanzleramtes ergibt sich, daß die 
Sektion IV an fünf Handelsvertragsverhand­
lungen teilgenommen hat, in arbeitsrechtlichen 
Fragen der Betriebe tätig wurde und bei ver­
schiedenen Wirtschaftsverhandlungen mit dem 
Ausland mitgewirkt hat, obwohl hiefür eine 
gesetzliche Ermächtigung ebenso wenig vorlag 
wie etwa für die von ihr durchgeführten, aber 
im Bericht nicht erwähnten Stellenausschrei­
bungen im Falle Alpine und Stickstoffwerke. 

Diese Kompetenzarrogierung widerspricht 
Erklärungen auch des Herrn Vizekanzlers im 
Parlament und in der Öffentlichkeit, denn Herr 
Vizekanzler Dr. Pittermann erklärte in der 
Anfragebeantwortung 122/A. B. vom 5. 12. 
1960: "In diesem Zusammenhang verweise ich 
darauf, daß mir auf Grund des Kompetenz-
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gesetzes 1959 lediglich die Ausübung der 
Anteilsrechte in der Hauptversammlung der 
Gesellschaft zusteht, deren Beschlüsse überdies 
weitgehend an die Zustimmung der Bundes­
regierung gebunden sind." Und in der "Amt­
lichen Wiener Zeitung" Nr. 245 vom 20. Okto­
ber 1963 sagt der Herr Vizekanzler : 

"Die im Zusammenhang mit der Einbringung 
des Rechnungshofberichtes 1962 im öster­
reichischen Nationalrat von einer Wiener 
Tageszeitung veröffentlichte Bezeichnung der 
mit der Wahrung der Anteilsrechte des Bundes 
an den verstaatlichten Unternehmungen be­
trauten Sektion IV als ,Zentral verwaltung , 
entspricht nicht den Tatsachen. Es handelt 
sich beim Wirkungsbereich der Sektion IV 
um die Wahrnehmung der Interessen des 
Bundes und nicht etwa um die Funktion als 
, Zentralverwaltung , der verstaatlichten Unter­
nehmungen. Die verstaatlichten Unter­
nehmungen werden vielmehr als selbständige 
Aktiengesellschaften (beziehungsweise Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung) geführt. 
Die Vorstände dieser Unternehmungen sind 
verpflichtet, nach der ihnen handelsgesetzlich 
vorgeschriebenen Sorgfalt ordentlicher Kauf­
leute, gleich privaten Unternehmern, vorzu­
gehen." 

Betrachtet man nun aus dieser Kenntnis der 
gesetzlichen Grundlagen der Sektion IV das 
vorliegende Budget, dann fällt unwillkürlich 
auf, daß finanzielle Ansätze für eine Reihe von 
Dingen vorhanden sind, die nicht durch gesetz­
liche Bestimmungen gedeckt sind. Zum Bei­
spiel sehen wir in dem Voranschlag für Förde­
rungszuwendung einen Betrag von einer Million 
Schilling. Die Förderungszuwendung ist nach 
den Erläuterungen eine Zuwendung für die 
Ausbildung von Arbeitern und Angestellten aus 
den Entwicklungsländern, eine Aufgabe, die 
an sich nicht der Sektion IV zufällt. Wir 
finden für Aufwandskredite für Forschung 
den Betrag von 1,5 Millionen Schilling. Wir 
glauben, daß die Forschung Sache der Betriebe 
wäre oder aber, wenn man sich dazu endlich 
entschließen könnte, den gemeinsamen 
Forschungsbeirat zu aktivieren, jedenfalls Auf­
gabe dieses Beirates. 

Verschämt werden unter den sonstigen 
Ausgaben Aufwendungen von 2,76 Millionen 
Schilling ausgewiesen, und in den Erläuterun­
gen wird dann erklärt - auch der Herr Be­
richterstatter hat das heute schon ausge­
führt -, daß dieser Betrag für ausländische 
Wirtschaftsdelegationen, für Information und 
internationale Werbung eingesetzt wird, also 
praktisch für Repräsentationsaufgaben, 
während für die gleiche Aufgabe beim Bundes­
kanzleramt ein Betrag von 1,6 Millionen 
Schilling, also um mehr als 1,1 Millionen 

Schilling weniger als in der Sektion IV, einge­
setzt ist. 

Aber man ist auch sonst nicht kleinlich. 
Wir verzeichnen in dem vorliegenden Budget 
117 Dienstposten, wovon 19, wenn ich richtig 
gelesen habe, mit Sonderverträgen bereinigt 
sind. Es sind 5 Dienstwagen eingesetzt, für 
deren Betrieb für das Jahr 1965 100.000 S 
gegenüber 63.000 S im Jahre 1963 eingesetzt 
sind. Für Reisekosten ist eine Steigerung von 
121.000 Sauf 250.000 S vorgesehen, bei Mehr­
leistungsvergütungen eine Steigerung von 
132.000 Sauf 300.000 S, immer gegenüber dem 
Rechnungsabschluß 1963, Druckkosten sind 
mit 400.000 S veranschlagt, also eine Stei­
gerung um rund 140.000 S. 

In diesem Zusammenhang möchte ich zu 
einer Angelegenheit Stellung nehmen, über die 
Herr Kollege Kindl hier schon gesprochen hat. 
'Wir haben das Gefühl, daß in diesen Druck­
kosten zum Beispiel auch die sehr schöne' 
Broschüre "Die östeTreichische National­
industrie" gedeckt ist. Ich teile also völlig die 
Meinung, und ich wiederhole mich hier, wenn 
ich das sage, was ich schon im Finanz- und 
Budgetausschuß bei diesem Punkt ausgeführt 
habe; auch hier gibt es ja eine echte gesetzliche 
Grundlage. Es ist gar kein Streit um den 
Namen, Herr Kollege Kindl, sondern wir 
halten uns an das, was im Gesetz steht, und im 
Gesetz ist von den "verstaatlichten Unter­
nehmungen" und von der "verstaatlichten 
Industrie" die Rede. Und nichts anderes 
dürfte - zumindest im amtlichen Verkehr 
dieser Sektion - als Bezeichnung benützt 
werden. Wenn die Sozialistische Partei es als 
richtig empfindet, hier das Wort "national" 
hochzuspielen - ich wundere mich ja immer 
wieder, daß das gerade von ihrer Seite ge­
schieht -, so ist das mehr oder weniger ihre 
eigene Sache. Der Herr Vizekanzler hat mir 
seinerzeit eingewendet, es hieße sehr oft irgend­
wo nationalisierte Industrie, und hat auf das 
Beispiel Italien hingewiesen. (Abg. Sucha­
nek: Herr Abgeordneter Weißmann, haben Sie 
schon einmal von "Nationalprodukt" etwas 
gehört?) Ja, Herr Kollege, das hat eben keine 
politische Unterbetonung, bei Ihnen hat das 
aber eigentümlicherweise eine politische Unter­
betonung. (Zwischenrufe des Abg. Suchanek.) 
Nein, nein, meine Herren! Warum bleiben Sie 
nicht bei dem Titel 1 Für das Nationalprodukt, 
Herr Kollege, gibt es keine andere Bezeich­
nung. Für die sogenannte Nationalindustrie 
gibt es die amtliche Bezeichnung, und ich 
glaube, wir sollten dabei bleiben. Aber bitte, 
ich räume dem Herrn Vizekanzler gerne ein, 
daß die Überlegung wert ist, aufgegriffen 
zu werden, daß nämlich unter Umständen 
gerade Gesellschaften, bei denen die Mehrheit 
der Eigentümer Nichtösterreicher sind, sich 
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mit dem Vortitel "Austria" - und dann dem 
Namen der Gesellschaft, ich möchte ihn hier 
nicht anführen - bezeichnen. Man solle also 
hier irgendwie abschirmen, daß sich gerade 
Betriebe, die nicht österreichischen Eigen­
tümern gehören, als "Austria" deklarieren. 
Ich könnte mir vorstellen, daß man dieses 
Problem einmal bespricht. 

Aber das erreicht man nicht, meine Damen 
und Herren, dadurch, daß man auf der anderen 
Seite von der Nationalindustrie spricht und so 
tut, als ob hunderte und aberhunderte Betriebe, 
die ja österreichischen Bürgern gehören, nicht 
die österreichische Nationalindustrie sind, son­
dern offensichtlich etwas Ausgeschaltetes. Ich 
würde mich freuen, wenn wir diesen Streit 
einmal gemeinsam begraben und gemeinsam 
einen Weg beschreiten könnten, der ein noch 
am Rande liegendes Streitobjekt wirklich aus­
schaltet und unwirksam macht. 

Interessant hinsichtlich des Aufwandes der 
Verwaltung der Anteilsrechte wäre einmal ein 
Vergleich - ich konnte ihn wegen der Kürze der 
Zeit leider nicht anstellen - dieser Verwaltung 
mit den Verwaltungen anderer Unterneh­
mungen, deren Anteilsrechte auch dem Staat 
gehören, wie zum Beispiel der verstaatlichten 
Banken, die ja vom Finanzministerium ver­
waltet werden, deren Verwaltungsaufwand -
ich gestehe, ich habe es nicht sehr eingehend 
geprüft -, wenn der Amtskalender mir eine 
richtige Auskunft gibt, im Verhältnis zur 
Sektion IV des Bundeskanzleramtes wirklich 
geradezu minimal ist. Es wäre auch ganz 
interessant, einmal die Verwaltung der Anteils­
rechte in der Elektrizitätsindustrie, also nach 
dem 2. Verstaa~lichungsgesetz, zu vergleichen. 
Vielleicht kommen wir zu einem Bild, das uns 
alle interessiert. 

Betrieben zu tun? Sie bringen den Begriff der 
Nationalindustrie mit dem Nationalrat zu­
sammen!) Und es heißt wörtlich: "Das ist ein 
Grundsatz, der sich einfach aus unserer sozia­
listischen Moral ergibt." 

Meine Damen und Herren! Wir haben alle 
schon einmal erlebt, daß diese Vermengung 
von "gesundem Volksempfinden" und einer 
speziell gefärbten Moral in den Rechtsbegriffen 
etwas außerordentlich Gefährliches ist. Deshalb 
möchte ich mir erlauben, hier noch darauf 
hinzuweisen und vor allem das Ersuchen zu 
stellen, daß man sich wirklich an unsere Ver­
fassung hält und daß man wirklich alle Akte, 
die man in der politischen Verwaltung oder in 
der Wirtschaftsverwaltung setzt, auf Grund 
von gesatztem Recht vollzieht. 

Ich werde auf diese Dinge immer hinge­
wiesen, wenn ich im Finanz- und Budget­
ausschuß sitze und sehe, wie der Herr Abge­
ordnete Uhlir - er ist leider jetzt nicht da -
wie mit der Lupe nach irgendwelchen Akten 
sucht, die etwa nicht mit dem Gesetz in Ein­
klang stehen. Wenn sie mit einem Gesetz im 
Einklang stehen, stellt er meistens fest: "Da 
handelt es sich um ein Recht, das diesem 
Superminister gar nicht zustehen sollte; wir 
müssen daher eine Änderung unseres Haus­
haltsrechtes und unserer Haushaltsordnung 
beraten." Wenn hier schon nach solchen 
Dingen gesucht wird (Abg. Mark: Die Ver­
fassung , Herr Kollege!), und ich bin der 
Meinung, man sollte es tun, dann müßten wir 
das auch bei dem Budget des zuständigen 
Ministeriums - denn der Herr Vizekanzler 
ist ja in diesem Fall der zuständige Ressort­
minister - untersuchen und den gleichen Wert 
auf gleiche Behandlung legen. 

Wenn ich aber hier - und der Herr Kollege 
Kindl hat das eigentlich moniert - kritische 

Bei der doch etwas, sagen wir, sich nicht Betrachtungen anstelle, dann möchte ich Ihnen 
ganz auf die gesetzlichen Grundlagen stützenden doch auch sagen: Es ist nicht so, daß wir, 
Verwaltung möchte ich hoffen, daß man sich auch wenn wir zur Verstaatlichung an sich 
nicht wieder damit hilft, daß man sagt: Das kritisch eingestellt sind, den Betrieben nicht 
ist ein Wust von juristischen Begründungen!, wünschen, daß sie florieren und daß es ihnen 
und sich dabei auf eine besondere Partei- gut geht; denn diese Betriebe, dieses eine 
moral bezieht. Ich komme deshalb auf diesen Viertel der österreichischen Industrie, meine 
Gedanken, weil ich hier die Photokopie eines Damen und Herren, ist ein untrennbarer Teil 
Zeitungsartikels beziehungsweise einer Aus- der gesamten österreichischen Industrie und ist 
sendung der "Sozialistischen Korrespondenz" ein untrennbarer Teil der gesamten öster­
vor mir habe, wo im Zusammenhang mit der reichischen Wirtschaft. Wir müssen wirklich 
Aberkennung oder Beibehaltung eines Na- gemeinsam alles dazu tun, daß die Betriebe in 
tionalratsmandates gesagt wird: "Der Pro- Ordnung arbeiten können. Deshalb anerkennen 
Olah-Antrag der ÖVP verschanzt sich hinter wir, daß das Vermögen in diesen Betrieben in 
einem Wust von juristischen Begründungen", den letzten Jahren angewachsen ist. Die Um­
und etwas später heißt es dann unten unge- sätze - es sind die Zahlen ja schon genannt 
fähr: Wenn jemand das Vertrauen nicht mehr worden, ich möchte mich nicht wiederholen -
genießt, wenn es ihm entzogen wird, kann er nicht sind ungefähr gleichgeblieben bei einer etwas 
länger das Mandat ausüben, das er dem Ver- gesunkenen Belegschaft, das heißt also, daß 
trauen seiner Partei verdankt. (Abg. Su- die Produktivität in diesen Betrieben echt 
chanek: Was hat das mit den verstaatlichten I gewachsen ist. 
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Aber, meine Damen und Herren, das Haupt­

ziel und die Hauptaufgabe desjenigen, der 
mit der Verwaltung der Anteilsrechte der 
Republik Österreich betraut ist, müßte doch 
eigentlich sein, dafür zu sorgen, daß diese 
Republik Österreich einen Nutzen aus diesen 
Betrieben zieht. (Abg. J. Steiner, Kärnten: Der 
Rebbach I) Genau! Wir werden gleich darüber 
sprechen! Ja, gerade der Rebbach, mein lieber 
Freund, ist nämlich in der Wirtschaft irgendwo 
notwendig; denn wenn dieser Gewinn nicht 
vorhanden ist, dann können keine Steuern 
bezahlt werden, und dann können diese 
Aufgaben des Staates, die Jahr für Jahr 
anwachsen, eben nicht mehr erfüllt werden. 
Die Erträge aus den Anteilsrechten 
(Abg. Suchanek: Dann laßt einmal die Ver­
staatlichung in die Finalisierung kommen!) 
Wir reden jetzt ohnehin nicht von der Bundes­
bahn, wir reden nur von den verstaatlichten 
Betrieben! (Abg. M ar k: Das ist dasselbe -
auch die Bundesbahnen brauchen Investitionen I) 
Die Erträge aus den Anteilsrechten, meine 
Damen und Herren, sinken. Sie haben im 
Jahre 1963 235 Millionen Schilling betragen, 
sie betragen im Jahre 1964 voraussichtlich 
192 Millionen Schilling und sind für das 
Jahr 1965 mit 180 Millionen Schilling ver­
anschlagt. Im Jahre 1963 hat man sich 
gleich um 112 Millionen Schilling im Ansatz 
und Erfolg getäuscht; veranschlagt waren 
nämlich 347 Millionen, eingegangen sind 
235 Millionen. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen: 
Auf die Dauer wird die Beurteilung a11 dieser 
Betriebe vom wirtschaftlichen Erfolg ab­
hängen. (Abg. Suchanek: Freilich I) Wenn 
man sogar in den Betrieben hinter dem 
Eisernen Vorhang jetzt dazu übergeht, zu 
sagen, daß der einzelne Betrieb für die Ge­
meinschaft auch eine echte Leistung erbringen 
muß oder daß dann Wege gefunden werden 
müssen, wie sie Kollege Kindl früher schon 
aufgezeigt hat - ich komme darauf später 
noch zurück -, dann sollte das gerade für 
uns wichtig sein. (Zwischenruf des Abg. Mark.) 
Wir haben ja Vorschläge gemacht, Herr 
Abgeordneter Mark, ich werde dann noch 
eingehend darauf zurückkommen. 

Das Gesamtbild der verstaatlichten Indu­
strie, meine Damen und Herren, ist für den 
österreichischen Steuerzahler wirklich im 
Augenblick nicht sehr erfreulich. Ich habe 
mir die Mühe gemacht, Berechnungen anzu­
stellen, und ich bin gerne bereit, diese Zahlen 
mit den Herren von der Sektion IV noch einmal 
abzustimmen und zu überprüfen, aber wenn 
die gesamten Ausgaben, die in diesem Hause 
hier seit Beginn der Verstaatlichung bis ein­
schließlich dem Voranschlag 1965 für die 

verstaatlichten Unternehmungen beschlossen 
wurden, mit den Einnahmen aus den Er­
trägnissen verglichen werden, dann ergibt 
sich folgendes Bild: Ausgaben insgesamt 
3578 Millionen Schilling, Gewinnabfuhr der 
verstaatlichten Unternehmungen insgesamt mit 
dem Voranschlag 1965 1638 Millionen Schilling. 
(Abg. Suchanelc: Das ist eine Milchmädchen­
rechnung!) Genauso wie bei der Bundesbahn! 
Eine "Milchmädchenrechnung" sagt man 
immer gerne dann, wenn es einem nicht paßt. 
(Abg. Suchanelc: Das kommt, weil Sie die 
Anlagewerte nicht sehen I) Nein, eben nicht, 
ich spreche vom österreichischen Steuerzahler, 
und von den Anlagewerten hat der österrei­
chische Steuerzahler nichts. (Abg. Suchanek: 
Ah so I) Überhaupt nichts! Denn was haben 
Sie, Herr Abgeordneter, und was habe ich 
davon, daß wir beide nominell Eigentümer 
dieser großen Betriebe sind? Wir können 
darauf weder einen Kredit aufnehmen noch 
sonst etwas, sondern der österreichische Steuer­
zahler kann aus einer Versorgung - das 
gebe ich zu, darauf komme ich noch zu 
sprechen - oder aus dem Vorteil, den er als 
Entlastung im Budget persönlich erlebt, seine 
positive oder negative Einstellung zu dem, 
was von der Gemeinschaft auf dem ver~taat. 
lichten Sektor aufgewendet werden muß und 
aufgewendet worden ist, ableiten. 

Seinerzeit ist bei der Bildung der Regierung 
vereinbart worden, daß von beiden Parteien 
Vorschläge zu einer Reorganisation der ver­
staatlichten Unternehmungen und ihrer Ver­
waltung eingebracht werden. Der Herr Vize­
kanzler hat den Vorschlag der Sozialistischen 
Partei oder den Vorschlag des Ressorts - Sie 
können also beide Dinge wählen - hier in 
diesem Hause schon einmal erläutert. Für 
die ÖVP ist das bisher nicht geschehen, 
ich möchte daher diese Nachlässigkeit heute 
wiedergutmachen und Ihnen ganz kurz nur 
und in groben Strichen sagen, wie sich die 
Österreichische Volkspartei die Lösung der 
Gesamtprobleme vorgestellt hat. 

In den schriftlich vorgelegten Vorschlägen 
vom 9. Dezember 1963, die, allerdings zu 
einem sehr geringen Teil, dann doch vor 
dem Stichtag 30. Juni 1964 zu einer Einigung 
geführt haben, geht die Österreichische V olks­
partei davon aus, daß es notwendig ist, diesen 
Wirtschafts bereich aus dem politischen Auf 
und Ab der jeweiligen Wahlentscheidungen 
herauszunehmen. Denn es ist kein Vorteil, 
wenn nach jeder Wahl die Organisationsform 
in dieser oder jener Richtung abgeändert wird, 
weil das - und hier gebe ich durchaus dem 
Herrn Abgeordneten Kindl recht - immer 
wieder eine gewisse Unruhe in die Betriebe 
hineinträgt und das langfristige und voraus-
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planende Arbeiten in den Betrieben unter 
Umständen stören kann. (Abg. Dr. van Ton­
gel: Was nützt es uns, wenn Sie uns recht 
geben, aber anders stimmen? ) Wir werden 
darüber noch abstimmen, aber vermutlich 
ohne Ihre Zustimmung, Herr Kollege! 

Es war also unsere Meinung, daß man 
hier zu gemeinsamen Vorschlägen kommen 
müßte, und ich darf das, was ich auch schon 
im Ausschuß gesagt habe, wiederholen. Es 
ist nicht so, daß über die Dinge nicht geredet 
und daß nicht gearbeitet wird. Nur weil 
natürlich eine Problematik vorhanden ist, 
ist eine Einigung nicht von heute auf morgen 
zu erreichen. Aber ein Vortrag, den der 
Herr Vizekanzler vor wenigen Tagen vor 
den Gemeinwirtschaftsvertretern gehalten hat, 
hat mich eigentlich sehr optimistisch ge­
stimmt, und ich komme auch darauf heute 
noch zurück. 

Die Notwendigkeit, auch in Österreich den 
verstaatlichten Unternehmungen eine markt­
orientierte Geschäftspolitik zu ermöglichen, 
die Politisierung und die Bürokratisierung doch 
möglichst von dem lebendigen dynamischen 
Geschäft fernzuhalten und die finanzielle 
Sicherung dieser Betriebe zu erreichen, ist 
eines der Hauptanliegen unserer Vorschläge. 
Wir wiederholen, daß wir glauben, daß es 
notwendig ist, eine privatwirtschaftliehe Füh­
rung dieser Betriebe beizubehalten, also in 
der Form, wie es bisher geschehen ist, und 
wir haben uns hier von Anfang an - das 
gebe ich zu - in einem gewissen Gegensatz 
zum Herrn Vizekanzler befunden, der sich 
in seinen Vorschlägen so eine Art General­
direktion vorgestellt hat. Ich habe aus dem 
Bericht, den ich jetzt über den Vortrag des 
Herrn Vizekanzlers erhalten habe, ersehen, 
daß der Herr Vizekanzler dort ausdrücklich 
sagt, es soll freilich nicht zu einer völligen 
Zentralisierung der Entscheidungsgewalt 
kommen. Ich nehme also mit großem 
Vergnügen zur Kenntnis, daß sich hier 
unsere Auffassungen doch wesentlich genähert 
haben. 

Es werden dann in unserem Elaborat auch 
die Aufgaben der Hauptversammlung auf­
gezählt, ebenso die Aufgaben des Aufsichts­
rates, wobei wir hier unbedingt auf dem 
Standpunkt stehen, daß nach dem Wortlaut 
des Gesetzes für diese Posten qualifizierte 
Personen gewählt werden sollten, daß man 
ihnen aber für ihre Aufgabe dann auch wirk­
lich eigene Entschlußfähigkeit und eigene 
Handlungsfreiheit einräumen sollte. 

Bezüglich der Aufgaben des Vorstandes 
stehen wir auf dem Standpunkt, daß auch 
hier die Kompetenz des Vorstandes nicht 
eingeschränkt werden sollte, daß also aus 

diesen Vorstands direktoren nicht, wie das 
ursprünglich der Vorschlag des Herrn Vize­
kanzlers war, weisungsgebundene Beamte wer­
den, sondern daß sie tatsächlich für die Zeit 
der Bestellung als Vorstand die volle Aktions­
freiheit erhalten, aber auch die volle Verant­
wortung - und auf das '''ort "Verant­
wortung" möchte ich eine starke Betonung 
legen - zu tragen haben. 

Eines der schwierigsten Kapitel in unserer 
Auseinandersetzung - und deshalb möchte 
ich dieses heiße Eisen heute ruhig angreifen -
ist die Frage der Finanzierung. Es tut mir leid, 
daß der Herr Zwischenrufer jetzt nicht mehr 
da ist, denn jetzt hätten wir uns unterhalten 
können. Wir haben von jeher den Standpunkt 
vertreten, daß die Methode, aus dem Staats­
budget die notwendigen Mittel für die Betriebe 
herauszunehmen, sich selbst ad absurdum 
führen muß, weil das Budget dieser Aufgabe 
nicht gerecht werden kann. Wir haben es 
erle bt, daß wir hier immer wieder mit defizitä­
ren Budgets abgeschlossen haben. Große 
Finanzierungsmittel sind aber gerade in der 
heutigen Entwicklung für die Betriebe lebens­
notwendig. Es ist sicher keine Übertreibung, 
wenn man sagt, daß für die wirklich wettbe­
werbsfähige Ausgestaltung dieser großen Be­
triebe jährlich vielleicht eine Summe von' 1,5, 
2, vielleicht sogar mehr Milliarden Schilling 
notwendig ist. Es ist also ein hoffnungsloses 
Beginnen, diese Summe aus dem Budget allein 
zu holen; aber ich bin mir bewußt, daß auch 
von dorther Hilfe kommen muß. "Vir sind 
durchaus der Meinung, daß die Aufnahme von 
inländischen und ausländischen Krediten auch 
eine Möglichkeit ist. (Zwischenrufe.) Wir 
glauben aber, daß das Gefühl des einzelnen 
österreichischen Staatsbürgers, Mitinhaber 
dieser Betriebe zu sein, wesentlich gestärkt 
werden könnte, wenn man ihm die Möglichkeit 
bietet, sich an diesen Betrieben finanziell echt 
zu beteiligen. Da liegt nun die Schwierigkeit 
der Auseinandersetzung. 

Wir haben im Jahre 1956 nach der Erklärung 
des damaligen Vorsitzenden oder Klubobmanns 
der Sozialistischen Partei, des Herrn Abge­
ordneten Dr. Pittermann, im Nationalrat und 
aus seiner Rede zum damaligen Budget 
Hoffnung geschöpft. Denn er hat am 6. Juli 
1956 hier an dieser Stelle erklärt: 
"Wa~ den Teil der Regierungserklärung be­

trifft, der sich mit der Volksaktie beschäftigt, 
möchte ich nur kurz sagen, daß wir keineswegs 
daran denken, die Ausgabe solcher Volksaktien 
zu verhindern. Wir wollen allerdings Gewähr 
dafür, daß die Volksaktien wirklich in den 
Händen österreichischer Aktionäre bleiben 
und nicht etwa dazu mißbraucht werden, an f 
Kosten des österreichischen Volkes andere 
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Kapitalgesellschaften zu stärken." (Abg. Po­
pulorum: Ist schon überholt! - Abg. Su­
chanek:Das habt ihr ja aufgegeben!-Abg. Mit­
terer: Das sind Ihre Wunschträume!) Offen­
sichtlich galten Ihre .. . (Neuerliche Zwischen­
rufe bei der SPÖ.) Wer hat aufgegeben 1 Das 
ist ja völlig neu! (Abg. Suchanek: Ich zeige 
euch Broschüren, wo ihr es aufgegeben habt I) 
Die müssen Sie mir erst zeigen, Herr Kollege! 

Wir haben also damals, wie gesagt, Hoffnung 
geschöpft, aber in der Zwischenzeit hat sich 
dann offensichtlich der Herr Abgeordnete 
Dr. Pittermann als zuständiger Ressortminister 
(Vizekanzler Dr. Pittermann: Es wurden 
die Bankaktien ausgegeben 1 Über die werden 
wir dann reden I) diese Angelegenheiten über­
legt. Seine Einwendungen sind - wir haben 
ja darüber schon öfter diskutiert -: "Die Er­
fahrung, die wir mit der Ausgabe von solchen 
Aktien bisher gemacht haben, ist nicht so, 
daß sie uns ermutigt. Wir können die Öster­
reicher nicht zu Hasardeuren machen und 
diese Bankgeschäfte aufzwingen." (Abg. Su­
chanek: Treibach-Althofen! Wer hat die Aktien 
von Treibach-Althofen? Haben sie die Ar­
beiter?) Ja, froh wären wir, wenn wir viele 
solche Aktien hätten, wenn wir viele solche 
Aktien ausgeben könnten! (Abg. Suchanek: 

im Aufsichtsrat der Arbeiterbank ! - Weitere 
Zwischenrufe bei der S pO und Gegenrufe bei 
der ÖV P. - Prä8ident Wallner gibt neuerlich 
das Glockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nur 
sagen: Ich gebe es gerne zu, daß man bei der 
Ausgabe dieser Aktien sehr wohl überlegen 
muß, zu welchem Kurs man sie ausgibt. 
(Abg. Suchanek: Genau!) Ich bin durchaus 
der Meinung, daß es notwendig ist, den echten 
inneren Wert einer solchen Aktie zu über­
prüfen und dann vom Käufer der Aktie auch 
wirklich den inneren Wert entgegenzunehmen. 

Hier möchte ich Ihnen nun etwas sagen. 
Meine Damen und Herren! In der Publizistik 
wird es immer wieder so dargestellt, alM ob 
Aktien eigentlich das teuerste und undank­
barste Geld wären. Undankbar ist dieses Geld 
ja auch wirklich für den, der es kauft, denn 
durch die Doppelbesteuerung der Aktie, durch 
diese Diskriminierung, der sie ja heute noch 
immer unterliegt, ist der Kauf einer Aktie an 
sich für den Erwerber gar nicht so lustig. 
Trotzdem kaufen aber die Leute. Warum? 
Weil die Aktie jenes Papier ist, das ohne 
irgendeine Klausel, ohne Wertsicherungs- und 
Gleitklausel seinen echten Wert behält. Denn 
sie ist ein Anteil am Unternehmen, zum 
Unterschied von allen Schuldverschreibungen, 
die auf einen Betrag lauten und bei denen man 
nach zehn Jahren den unter Umständen ent­
sprechend verdünnten Betrag zurückbekommt. 

Wer hat die Aktien von Treibach-Althofen? 
Wo sind sie?) Die Arbeiterbank vielleicht, 
ich weiß es nicht! (Weitere Zwischenrufe bei 
der SPÖ.) Soweit sie ausgegeben worden sind, 
weiß ich ... (Zwischenruf des Abg. Suchanek.) 
Es gibt eine ganze Anzahl Arbeiter, die damals Wenn also eine Aktie, zum Nominale von 
leider wegen der Gegenpropaganda der Ge- 1000 ausgegeben, zum echten inneren Kurs 
werkschaft darauf verzichtet haben und dann von 2000 verkauft wird, bekommt die Aktien­
sehr böse waren, daß sie das ihnen zustehende gesellschaft für Nominale 1000 S Schuld einen 
Recht, diese Aktien zu erwerben, wegen dieses Betrag von 2000 S echt in die Hand. Ver­
Ratschlages nicht wahrnahmen. (Abg. Su- zinsen braucht sie nur den Betrag von 1000 S. 
chanek: Die Arbeiter hat man vorher irre- Es ist also dieses Geld, wenn man noch dazu 
geführt! - Weitere Zwischenrufe bei der SPO. - berücksichtigt, daß es ja nicht zurückgezahlt 
Abg. Populorum: Ein Schwindel war das werden muß, sondern in der Hand der Gesell­
Ganze ! - Abg. Dr. J. Gruber: Weil ihr den schaft verbleibt, das günstigste Geld, weil ja 
Arbeitern gesagt habt, sie sollen keine Aktien jede Schuldverschreibung im Laufe von 10, 
kaufen!) Wir reden ja jetzt nicht von einer 15 oder 20 Jahren nicht nur verzinst, sondern 
Privatbank, wir reden ja jetzt von den ver- auch getilgt werden muß. 
staatlichten Unternehmungen und der seiner- Meine Damen und Herren! Wir verstehen 
zeitigen klaren Zusage der SPÖ, in dieser Frage wirklich nicht, warum Sie von der sozialisti­
mit uns gemeinsam zu handeln. (Abg. Su- schen Seite trotz der von diesem Tisch aus 
chanek: Einige wenige haben heute die Aktien, gegebenenZusicherungdiesehingestreckteHand 
die haben Pakete davon! - Zwischenruf des bisher immer wieder ablehnen; offenbar nur, 
Abg. Dr. J. Gruber. - Rufe bei der SPÖ: weil Ihnen hier ein Dogma höher steht als 
Der Gruber hat sie! - Abg. Dr. J. Gruber: wirtschaftliche Vernunft. Wir sind ja Ihrer 
Ich habe nichts gehabt davon! - Abg. Su- Meinung! Wir wollen auch, daß österreichische 
chanek: Sie sind Mitglied des Gewerkschafts- Bundesbürger Nutznießer und Eigentümer 
bundes, daher partizipieren sie mit! - Unruhe. dieser Papiere werden. Wir wollen mit ihnen 
- Präsident Wallner gibt das Glocken- gemeinsam verhindern, daß sich irgendwelche 
zeichen. - Abg. M itterer: Reden Sie nur Machtagglomerationen vollziehen. (Abg. Su­
nicht8 vom Geld de8 Gewerkschaftsbundes! Das chane k: Weil wir Erfahrungen gesammelt 
i8t kein gutes Thema! - Abg. Suchanek: haben! - Abg. Mark: Von dem Platz ist schon 
Sagen Sie das dem Altenburger ! Er ist 80gar I viel versprochen wO'tden I) 'Wenn ich schon von 
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einem Dogma spreche, meine Damen und 
Herren ... (Neuerlicher Zwischenruf des Ab!!. 
M ar k.) Von diesen Dingen verstehe ich 
ausnahmsweise ein bisserl mehr als Sie! 
(Heiterkeit bei der ÖVP.) Ich gebe sonst gerne 
zu, daß Sie in Kultur und so weiter ... 
(Abg. Mark: Vom Versprechen verstehen Sie 
mehr, aber vom Halten verstehen wir mehr 1 -
Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) Ich habe 
hier verlesen, was Ihr Parteiobmann gesagt 
hat. Ich habe nicht eine Äußerung eines 
Ö VP -Mannes hier verlesen. ( Abg. M a r k : 
Vom Versprechen verstehen Sie mehr, aber vom 
Halten verstehen wir mehr, das habe ich gesagt I) 

Aber wenn wir von einem Dogma sprechen, 
meine Damen und Herren, dann darf ich Ihnen 
kurz die Lektüre eines Buches sehr ans Herz 
legen, das ich vor nicht allzu langer Zeit in 
die Hand bekam, ein Buch, das sich betitelt: 
"Das Ende eines Dogmas", geschrieben von 
R. Kelf-Cohen. Dieser Herr ist nicht irgend 
jemand, der sich mit Verstaatlichungsfragen 
in England beschäftigt, sondern das ist ein 
ehemaliger Unterstaatssekretär im Verstaat­
lichungsministerium der ersten Labour-Re­
gierung nach dem zweiten Weltkrieg. Dieser 
Mann, der offensichtlich wirklich hinter die 
Kulissen sehen konnte, schildert nun seine 
Erfahrungen und Erlebnisse mit der Verstaat­
lichung in England. Es ist erstaunlich, wie die 
Probleme einander gleichen und zu welch 
ähnlichen Schlußfolgerungen er auf Grund von 
Erfahrungen kommt, die auch wir in Öster­
reich in der Zwischenzeit gemacht haben. 
(Abg. Suchanek: Es ist noch erstaunlicher, 
daß die Labour Party trotz Verstaatlichung in 
ihrem Wahlprogramm die Wahl gewonnen hat 1 -
Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) So? Ich 
bin kein englischer Wähler, aber vielleicht, 
Herr Kollege, können wir uns in fünf Jahren ... 
(Zwischenruf des Abg. M itterer. - Ab!!. Su­
chanek.- Die Geschmacklosigkeit, die englischen 
Wähler als dumm hinzustellen, überlasse ich 
Ihnen! So gescheit wie Sie sind die englischen 
Wähler auch noch! - Abg. M itterer: Sie 
haben ja auch die österreickischen Wähler als 
dumm bezeichnet, weil sie die Ov P gewählt 
haben!) Ich möchte mich in diesen Streit 
nicht einmengen. Ich schlage vor, daß wir 
uns in fünf Jahren über das folgende Wahl­
ergebnis wieder von neuem unterhalten. Viel­
leicht kommen wir dann wieder zu anderen 
Ergebnissen. 

Ich möchte Ihnen nur sagen, was ein Poli­
tiker, der aus der Wirtschaft gekommen ist 
und der die Wirtschaft offensichtlich sehr gut 
beurteilen kann, über Verstaatlichung sagt. 
In dem größten Teil seines Buches spricht er 
von der Kohlenindustrie, die ja in England 
eine sehr große Industrie ist. Er spricht 

davon, daß trotz Appellen an die Mitarbeiter 
in diesen Betrieben, die von ehemaligen Ge­
werkschaftsfunktionären gekommen sind, 
die dann in diesen Kohlenboard hineinkamen, 
die Leistungen gesunken sind. Ich kann 
Ihnen nur empfehlen, Herr Kollege: Lesen Sie 
das Buch! Ich habe es nicht geschrieben, ein 
englischer Labour-Mann hat dieses Buch ge­
schrieben, der einige Erfahrungen gesammelt 
haben wird. Dieser Mann spricht von einem 
Dogma. Er weiß also, daß bei den Sozialisten 
offensichtlich die Verstaatlichung zum Dogma 
gehört. Er spricht von einem Kampf mit 
einem Schatten, wenn er schildert, wie schwie­
rig es war, vernünftige wirtschaftliche Vor­
schläge, die gemacht wurden, zu berück­
sichtigen. 

In der Finanzierung haben wir außerdem 
noch etwas festzustellen. Die Sektion IV hat 
den Versuch gemacht, der Finanzierungsnot 
dadurch irgendwie Herr zu werden, daß man 
gute und schlechte Betriebe zusammenlegt. 
Ich glaube, daß wir darin übereinstimmen, 
daß das der ungeeignetste Weg ist, um je­
mandem zu helfen. Man wird wohl auf einige 
Zeit schwachen Betrieben helfen, man wird 
aber die gesunden krank machen und die 
Leistungsfähigkeit dieser gesunden Betriebe 
schmälern. Dieser Vorgang, ich möchte das 
ausdrücklich sagen, wäre zu einem Zeitpunkt, 
wo wir uns mit der Bildung des großen Marktes 
so oder so auseinandersetzen müssen, falsch, 
denn der große Markt wird an alle Betriebe, 
gleichgültig ob sie verstaatlicht oder privat 
sind, erhöhte Anforderungen stellen, und die 
Konkurrenz wird härter werden. Unsere 
Betriebe werden dieser Konkurrenz nur dann 
gewachsen sein, wenn wir ihnen die Möglich­
keit geben, sich zu modernisieren, sich ent­
sprechend auszustatten und zu investieren. 
Zu diesem Investieren gehört Geld, Geld und 
nochmals Geld! (Abg. Suchanek.- Das hat 
schon von M ontecuccoli gesagt!) Der hat es 
aber nicht von der verstaatlichten Industrie, 
sondern vom Kriegführen gesagt. Ich möchte 
unsere Auseinandersetzung nicht als Krieg 
bezeichnen. 

Die Behandlung von sogenannten unren­
tablen Unternehmungen haben wir ebenfalls 
in unserem Papier offen angeschnitten. Ich 
nenne heute ganz bewußt keinen Namen. 
Ich bin mit dem Herrn Vizekanzler völlig einer 
Meinung, daß es für die Betriebe nicht günstig 
ist, wenn ihre Wirtschaftslage und ihre finan­
zielle Situation so offen besprochen wird 
(Zustimmung bei der SPO - Abg. Buttinger: 
Man lernt!), weil das durchaus für Leute 
interessant sein kann, die ein gewisses Interesse 
daran haben. Wir werden allerdings über die 
Behandlung auch namentlich genannter Be-
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triebe nicht hinwegkommen, wenn das nächste 
Mal der Rechnungshofbericht zur Debatte 
steht. Wir sollten uns vielleicht gemeinsam 
einen Weg überlegen (Abg. Suchanek: Im 
Ausschuß I), um jede mögliche Schädigung von 
Geschäftsinteressen dieser Betriebe hintanzu­
halten - ich freue mich über Ihr Kopf­
nicken -, aber unter der Voraussetzung, daß 
Sie dort, wo wir gemeinsam zur Ansicht und 
Überzeugung kommen, daß es hoffnungslos 
ist, immer wieder Geld hineinzupumpen, bereit 
sind, einen Schlußstrich zu ziehen; auch 
deshalb, weil es auch ökonomisch eine abso­
lute Fehlleitung und Fehlleistung ist, wenn 
wir Hunderte von Menschen in Betrieben 
arbeiten lassen, die unrentabel arbeiten, wäh­
rend sie von anderen Betrieben, wo sie für den 
Steuerzahler, für den Staat und für die Ge­
meinschaft positiv wirken könnten, aufge­
sogen werden würden und dort gebraucht 
würden. (Abg. Suchanek: Solange Sie den 
Kohlenbergbau meinen, Herr Abgeordneter, 
können wir reden!) 

Auch hier hat vielleicht die Not Wunder 
vollbracht. Ich gebe das zu. Solche Dinge 
gibt es. Aber wenn sich dieses Wunder durch 
zehn Jahre in einem Betrieb absolut nicht ein­
stellt, dann bitte ich um Verständnis dafür, 
daß wir sagen: Es ist schade um das Geld. 
Ein alter Bankgrundsatz besagt: Gutes Geld 
schlechtem nachzuwerfen, ist ein schlechtes 
Geschäft. Das gilt auch für den österreichi­
schen Staat und für den österreichischen 
Steuerzahler. (Abg. Hella H anzlik: Nicht 
immer ist das Geschäft das Entscheidende!­
Abg. Mark: Auch die Menschen müssen in 
Betracht gezogen werden I) Bitte ~ Herr Kol­
lege! Ich kann Ihre Geduld nicht so lange 
in Anspruch nehmen, daß ich Ihnen das alles 
vorlese. Aber an diese Dinge haben wir 
gedacht. Wir haben uns dafür eingesetzt, 
daß erworbene Rechte erhalten werden, daß 
Hilfen dort gegeben werden, wo es notwendig 
ist, Härten zu mildern. Aber man soll sich 
endlich entscheiden! Man soll nicht - das 
muß ich offen aussprechen - immer wieder 
des Dogmas wegen, weil man einmal gesagt 
hat: Die verstaatlichte Industrie bedeutet die 
Sicherung der Arbeitsplätze!, sagen, da darf 
es keine Pleite geben. Wenn man so handelt 
und so denkt, dann kommt man nicht weiter. 

Ich möchte jetzt eigentlich möglichst rasch 
zu einem Ende kommen. Der Herr Vizekanzler 
hat in dem Vortrag, den ich schon früher 
zitiert habe, ein sehr beherzigenswertes Wort 
gesagt. Er hat davon gesprochen, daß wir 
entideologisieren müssen. Ich danke ihm 
dafür, daß er dieses Wort ausgesprochen hat. 
Er wird uns absolut auf dieser Linie finden. 
Wenn 4ie künftigen Verhandlungen im Fünf-

zehner ausschuß unter diesem Vorzeichen vor 
sich gehen, dann, glaube ich, werden wir dem 
ungeduldigen Kollegen Kindl sehr bald einen 
positiven Bericht ... (Zwischenruf des Abg. 
Ing. Häuser.) Wir sind ja nicht eingeladen 
worden, Kollege Häuser! Wenn man uns nicht 
ladet, dann kommen wir nicht. (Zwischenruf 
bei der S PÖ.) Ah, ·wir sind die Ideologen ~ 
Das ist natürlich neu. Auch so kann man es 
bezeichnen. Bei der Diskussion darüber wer­
den wir ja hoffentlich noch dazukommen. 

Der Beweis dafür, daß es die ÖVP mit 
ihrem Vorschlag ernst meint, ist folgender: 
Meine Damen und Herren! Nachdem wir 
sehr klar über die Notwendigkeit gesprochen 
haben, wirtschaftliche Maßstäbe auf die Be­
triebe anzulegen, haben wir etwas gesagt, was 
in der ÖVP nicht von Anfang an eine Mei­
nung und zu vertreten war. Wir haben Ihnen 
durchaus konzediert, daß diese Versteinerung 
in der Verstaatlichung, von der auch der Herr 
Vizekanzler gesprochen hat, in einem dynami­
schen Lebewesen etwas Unsinniges ist. Es 
ist uns völlig klar, daß man Betrieben, die die 
Chance einer Ausweitung, einer Vergrößerung, 
eines Eintrittes in eine neue Fertigung sehen, 
diese Fertigung bieten muß. Aber ich bitte 
Sie, gleich meine Einschränkung hinzunehmen: 
Wir sind wirklich bereit, diese Konzession zu 
machen, aber wir müssen bei Ihnen auf Ver­
ständnis für die Finanzierung und Behandlung 
wirklich unrentabler und unwirtschaftlicher 
Betrie be hoffen! Dann werden wir sicher sehr 
leicht vom Fleck kommen, und Sie können 
unserer Unterstützung bei allen wirtschaftli­
chen Überlegungen und Fragen der einzelnen 
Betriebe sicher sein. 

Zum Schluß hat die ÖVP in diesem Elabo­
rat einen Vorschlag für die Verwaltung der 
Anteilsrechte und die Koordinierung der Be­
triebe gemacht, der vom Herrn Vizekanzler 
sozusagen als Kriegsfall empfunden worden 
ist, obwohl er, wie ich hier ausdrücklich 
sagen möchte, absolut nicht so gemeint war. 
Auch wenn Sie den Kopf schütteln, Kollege 
Häuser, es war wirklich nicht so gemeint. 
Wir haben für die Verwaltung dieser Anteils­
rechte die Einsetzung eines Treuhänderkolle­
giums unter dem Vorsitz des Herrn Vizekanzlers 
vorgeschlagen. Dieses Treuhänderkollegium 
war, wie gesagt, der Kriegsfall, . weil wir 
angenommen haben, daß es, paritätisch von 
Fachleuten besetzt, der Sektion IV zur Ver­
fügung stehen soll, um alle diese Aufgaben 
in den Hauptversammlungen wahrzunehmen. 
Der Herr Vizekanzler kann mit Recht - das 
gebe ich zu - einwenden: Heute bin ich die 
Hauptversammlung, und ich bin dieses Treu­
händerkollegium. 

Wir kommen aber aus diesem Circulus 
vitiosus, daß nach jeder Wahl wieder eine 
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neue Entscheidung und eine Neuregelung folgt, 
nicht anders heraus, als wenn wir einmal ein 
Gremium schaffen und uns zusagen, daß es 
im Amt bleiben soll, auch wenn der Zeiger 
einmal ein bißchen weiter nach links oder nach 
rechts oder nach der Mitte ausschlägt. (Abg. 
Suchanek: Warum haben Sie dann die IBV 
aufgelöst?) Sie haben sie mit aufgelöst, Sie 
haben den Gesetzesbeschluß hier genauso 
gefaßt. (Abg. S~tchanek: Das hat der Herr 
Bundeskanzler Raab getan!) Ich kann mich 
heute schlecht mit dem Herrn Bundeskanzler 
Raab auseinandersetzen. Ich kenne die Gründe 
nicht ich war damals nicht in der Verwaltung 
tätig' und kann darüber wirklich keinen Be­
scheid geben. Aber wenn wir dazukämen, 
wieder etwas Ähnliches wie die IBV zu schaffen, 
warum nicht? Wir sollen uns das überlegen, 
wir sollen diese Probleme behandeln und 
darüber beraten. Dazu gehört aber der Wille, 
daß man spricht, verständnisvoll spricht. 
Das, was der Kollege Pius Fink gestern über 
die Schwierigkeiten in der Politik und über 
das Nichtzusammenkommen gesagt hat, weil 
man nicht spricht, gilt auch für dieses Problem. 
Es gilt für die schwierigen Probleme, denn die 

. leichten Probleme kann man auch lösen, wenn 
man sich ausschweigt. Die schwierigen Pro­
bleme sind aber nur dann zu lösen, wenn man 
von ihnen spricht und wenn man versucht, 
Lösungen zu finden, die beide Teile vertreten 
können. 

Ich möchte noch kurz aus einem Vortrag 
zitieren den der Herr Vizekanzler vor Ver­
tretern' der verstaatlichten Unternehmungen 
gehalten hat. Ich muß aber ausdrücklich 
wiederholen, daß mir dieser Vortrag nur in 
einer Kurzfassung vorliegt. In dies~?TI Vortrag 
ist der Herr Vizekanzler zu der Uberlegung 
gekommen, daß die Entideologisierung dieser 
Betriebe notwendig ist, allerdings bei gleich­
zeitiger Aufrechterhaltung des bisherigen Um­
fanges. Auch darin stimme ich mit ihm durch­
aus überein. Nur spricht er dann nicht von 
dem Umfang der Verstaatlichung, sondern er 
spricht vom Umfang des Besitzes des Staates 
Österreich. Es werden also Dinge, die sich 
heute als Nachlaß aus dem deutschen Eigen­
tum als Nachlaß aus der russischen Besetzung 
im Besitze des österreichischen Staates befin­
den, in den Topf des verstaatlichten Eigen­
tums in Österreich mit eingebunden. Meine 
Damen und Herren! Hier müssen Sie einen 
sehr ernsten Vorbehalt unsererseits zur Kennt­
nis nehmen, weil wir uns auf keinen Fall damit 
einverstanden erklären könnten, daß auf diese 
Art und Weise die Verstaatlichung in Öster­
reich echt ausgedehnt wird. 

Wenn ein Mann von der ÖVP über die Ver­
staatlichung spricht, dann ist er, zumindest 

bei den Sozialisten, von vornherein sehr ver­
dächtig und suspekt. Der Herr Vizekanzler 
hat in seinem Vortrag sogar das Wort "Ruf­
mord" verwendet. (Rufe bei der Ö V P: Er hat 
schon genickt!) 

Verzeihen Sie, wenn ich jetzt kurz das 
Wort in eigener Sache ergreife. Ich habe, 
als im Vorj ahr die Ver handlungen über die 
Aufnahme von Auslandsanleihen für zwei große 
verstaatlichte Betriebe stattgefunden haben, 
dem ÖVP-Pressedienst ein Interview gegeben. 
Ich gebe allerdings zu, daß das, was ich gesagt 
habe, nicht sehr geschickt formuliert war. 
Daraufhin hat es die Sozialistische Korrespon­
denz für notwendig befunden, mich in einer 
Aussendung, die ich leider erst viel später 
erhalten habe, ob meiner Kritik, nämlich der 
Feststellung, daß es zwar vielenösterreichischen 
privaten Betrieben möglich ist, Auslandsan­
leihen zu bekommen, ohne daß sie eine staat­
liche Haftung dafür beibringen, daß aber wirt­
schaftlich wohlfundierte Betriebe der ver­
staatlichten Sphäre - das habe ich ausdrück­
lich gesagt - außerdem noch eine Staatshaf­
tung erbringen müssen, woraus ich die Schluß­
folgerung gezogen habe, daß sich die auslän­
dischen Geldgeber offensichtlich damit ein 
politisches Risiko abdecken lassen, des Ruf­
mordes an österreichischen Unternehmungen 
der verstaatlichten Industrie und an der 
Republik Österreich zu zeihen. 

Zwei Zeitschriften und zwei Schreiberlinge 
der SPÖ, die das nachgedruckt haben, habe 
ich gerichtlich belangen lassen. Nun ist der 
eigentümliche Fall eingetreten, daß in Klagen­
furt die "Neue Zeit" verurteilt wurde. Der 
Redakteur hat gegen diese Verurteilung, offen­
sichtlich weil er selbst das Gefühl gehabt hat, 
daß es nicht anständig ist, einen Abgeordneten 
des österreichischen Parlaments des Rufmordes 
an der Republik Österreich zu zeihen, keinen 
Einspruch erhoben. In Linz ist ebenfalls eine 
solche Klage gelaufen, dort wurde dagegen 
Einspruch erhoben, und der Redakteur wurde 
vom Linzer Bezirksgericht eigentümlicherweise 
freigesprochen. Eine Weiterverfolgung beim 
Landesgericht hat ebenfalls seinen Freispruch 
zur Folge gehabt, worauf die gesamte soziali­
stische Presse in Österreich freudestrahlend 
verkündete: Es wird vom Gericht bestätigt, 
daß der Abgeordnete Weißmann einen Ruf­
mord begangen hat. (Abg. Mark: Was 
denn?) 

Ich möchte gar nicht weiter darüber disku­
tieren, weil auch die Meinungen in der Öffent­
lichkeit sehr geteilt sind, aber weder die Sek­
tion IV noch die Sozialistische Korrespondenz 
noch der Richter, der diese Beleidigung 
offensichtlich als keine Beleidigung emp­
funden hat, hat mir erklären können, warum 
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die ausländischen Kreditgeber für diese wirt~ 
schaftlich vollkommen in Ordnung be:find~ 
lichen und intakten Unternehmungen eine 
staatliche Haftung gefordert haben. Die 
Antwort darauf würde mich sehr interes­
sieren. 

Meine Damen und Herren! Nun zum Schluß. 
Ich hätte noch einige Pfeile im Köcher, ich 
möchte aber, da sich nach dem gestrigen Dampf­
a blassen eine gewisse Ruhe und Müdigkeit 
in unserem Hause bemerkbar machten, nicht 
wieder Unruhestoff liefern. 

Der Herr Vizekanzler hat in seinem Vortrag 
- wenn mir richtig berichtet wurde - er~ 

läutert, daß es bei den Verhandlungen über 
die Neuregelung der Verstaatlichten nicht 
Sieger und Besiegte geben darf. Ich stimme 
völlig mit ihm überein und möchte sagen: 
Herr Vizekanzler und meine Damen und 
Herren! Geben Sie uns das Gefühl, daß es 
sich nicht um die Schaffung und den Ausbau 
eines politischen Machtbereiches für Sie han~ 
delt! Geben Sie den uns nahestehenden 
Arbeitern und Angestellten in diesen Betrieben 
die Sicherheit, daß ihnen aus ihrer politischen 
Einstellung keine Nachteile erwachsen, daß 
sie keinem politischen Druck ausgesetzt sind! 
Machen wir aus diesem so wichtigen Bereich 
unserer Gesamtwirtschaft eine Sache aller 
Österreicher und für alle Österreicher! Ich 
danke Ihnen. (Beifall bei der 0 V P.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der Herr 
Abgeordnete Brauneis gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Brauneis (SPÖ): Sehr ge~ 
ehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Vizekanzler ! Bei der Behandlung 
des Kapitels der verstaatlichten Industrie 
gibt es immer eine sehr lebhafte Diskussion. 
Ich kann zwar feststellen, daß wir 
hier schon etwas heftigere Diskussionen ge~ 
führt haben, als es heute der Fall war. Ich 
darf dazu sagen, daß immer wieder der gleiche 
Tenor zum Vorschein kommt. E" wird immer 
darüber gesprochen, daß die Bevorzugung 
der verstaatlichten Industrie endlich einge~ 
stellt werden soll. Immer wieder wird über 
die schon sehr oft vorgebrachte Entpoliti­
sierung geredet. 

Wenn man die Dinge kennt, Herr Abge~ 
ordneter Weißmann, wenn man mitten drinnen 
steht, wenn man dabei ist und sieht, wie sich 
diese Betriebe abmühen müssen, um sich trotz 
der Benachteiligung anderen gegenüber durch­
setzen zu können, dann kann man wahrlich 
nicht von einer Bevorzugung der verstaatlichten 
Industrie sprechen. 

Die Entpolitisierung, die Sie, Herr Kollege 
\Veißmann - im Proporz wege werden ja 

nur der Vorstand und der Aufsichtsrat be­
stellt -, so verstehen, daß Sie meinen: Die 
Sozialisten heraus, dann sind die Betriebe ent~ 
politisiert!, können Sie sich wirklich aus dem 
Kopf schlagen! (Abg. Dr. Weißmann: Das 
ist eine Unterschiebung, daß ich das gesagt 
habe! Daran habe ich nicht einmal gedacht!) 
Sie haben hier den Appell an uns gerichtet, 
Ihre Belegschaftsmitglieder in Ruhe arbeiten 
zu lassen. Ich möchte Sie einladen, Herr 
Kollege Weiß mann : Gehen Sie mit mir einen 
Monat hindurch von einem Betrieb in den 
anderen, und ich werde Ihnen beweisen, 
daß es anders steht, als Sie sagen! Ich könnte 
Ihnen Beispiele dafür nennen, daß Betriebs~ 
räte Ihrer Fraktion von Ihren Vorstandsdirek­
toren beschimpft und zur Verantwortung 
gezogen werden, wenn sie objektiv Personal­
politik betrf'liben. Gehen Sie mit mir, nehmen 
Sie sich Zeit, besuchen wir einen Betrieb 
nach dem anderen, und ich beweise Ihnen, 
welche Freiheiten Ihre Belegschaftsmitglieder 
haben. (Abg. Uhlir: Das nützt ja nichts!) 
Ich habe hier schon gesagt - ich kann auch 
das beweisen -, daß es oft vorkommt, daß 
wir echte "Blaumacher", Trinker und Arbeits­
unwillige, die unserer Partei angehören, kün­
digen. Dann gehen sie zum ÖAAB, und sofort 
wird ein Politikum daraus gemacht, indem be­
hauptet wird, daß sie aus politischen Gründen 
gekündigt werden. Die verstaatlichte Industrie 
hat es nicht leicht. Sogar ihre zuständige 
Berufsvertretung, die für sie eintreten sollte, 
macht das nicht, obwohl allein die VÖEST 
im vergangenen Jahr fast 8 Millionen Schilling 
Beiträge für ihre zuständige Berufsvertretung 
eingezahlt hat. 

Es wird der Anschein erweckt, daß die ver~ 
staatlichte Industrie ein rotes Unternehmen 
ist und der Herr Vizekanzler sie als sein Eigen~ 
turn betrachtet. Weil sich eben der Herr Vize~ 
kanzler und die Sozialisten immer für diese 
Unternehmungen wirklich einsetzen, entsteht 
in der Bevölkerung die Meinung, das seien rote 
Betriebe. Die anderen tragen sehr wenig 
dazu bei, diese Betriebe in Ordnung zu 
führen. 

Der Herr Vizekanzler bemüht sich als 
zuständiger Ressortchef mit den Vorständen, 
mit der Sektion IV, diese Betrie be wirtschaft~ 
lieh zu führen. Der Leistungsbericht, den diese 
Betriebe abgeben können, kann sich wahrlich 
sehen lassen, und darüber braucht man sich 
nicht zu schämen. 

Wir haben im vergangenep. Jahr Export~ 
erlöse von fast 9 Milliarden Schilling für Öster­
reich erzielen können. Rund ein Fünftel 
aller Beschäftigten in der österreichischen 
Industrie und rund 22 Prozent der von ihr 
umgesetzten Produkte entfielen im Jahre 1963 
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auf die verstaatlichten Unternehmungen. Ob­
wohl in ihren Betrieben nur 5,3 Prozent 
der insgesamt in Österreich beschäftigten 
Erwerbstätigen arbeiten, beläuft sich ihr 
Anteil an den Einnahmen des Bundes aus 
den für Wirtschaftsunternehmungen maßgeb­
lichen Steuerarten jährlich doch auf mehr 
als 10 Prozent und ihr Anteil am Gesamt­
export Österreichs sogar auf mehr als ein 
Viertel, nämlich auf 26 Prozent. Schon aus 
diesen wenigen Angaben geht hervor, welch 
wichtige Stellung die verstaatlichte Industrie 
als Steuerzahler und Devisenbringer in der 
Wirtschaft der Republik Österreich einnimmt. 

Der Exportüberschuß der verstaatlichten 
Unternehmungen betrug im Jahre 1963 be­
reits 4,8 Milliarden Schilling und der Devisen­
ertrag zwei Drittel dessen, was d~r Fremden­
verkehr als einer der wichtigsten Devisen­
bringer unseres Landes einbrachte. 

Der Produktionsindex der Nationalindustrie 
ist zwischen 1956 und 1961 um 35,3 Prozent 
gestiegen, während im selben Zeitraum der 
Gesamtproduktionsindex der österreichischen 
Industrie um 31,8 Prozent gestiegen ist. 

verstaatlichten Industrie je beschäftigten Ar­
beitnehmer betrug im vergangenen Jahr 
195.700 S, was gegenüber 1962 eine Steigerung 
um 5,7 Prozent bedeutet. Die Umsätze der 
verstaatlichten Industrie erreichten im Jahre 
1963 24,6 Milliarden Schilling und haben sich 
damit gegenüber dem Jahre 1962 um 2 Prozent 
erhöht. 

Alle Leistungen der nationalisierten Betriebe 
sind Früchte eines zielbewußten Aufbaues, 
der die österreichische Grundstoffindustrie 
auf die zunehmende Integration vorbereitet 
hat und sie selbst für den Fall einer weiteren 
Verstärkung des Angebotes auf den Welt­
märkten konkurrenzfähig erhalten soll. Wäh­
rend zum Beispiel in den Jahren 1956 bis 1959 
der Umsatz der Nationa.lindustrie im Jahres­
durchschnitt um 4,6 Prozent stieg, erhöhte 
er sich in den Jahren 1959 bis 1961 um 8,2 Pro­
zent. Diese Erfolge waren nur durch eine 
hohe Investitionstätigkeit der verstaatlichten 
Industrie möglich, deren Einrichtung und 
Ausstattung sich mit den modernsten gleich­
artigen Betrieben in anderen technisch hoch­
entwickelten Ländern messen können. 

Anderseits sind auch die Leistungen der 
Der Anteil der verstaatlichten Industrie Nationalindustrie und ihr aktiver Wert für den 

am Gesamtexport betrug, wie geschildert, I Bund beachtlich. In der Zeit zwischen 1950 
26 Pr~zent:. Auch im vergangenen Jahr ~onnte und 1962 bezahlte die Nationalindustrie ins­
also dIe. Ho~e der Exp?rte der verstaathchten, gesamt 17,5 Milliarden Schilling an Steuern 
IndustrIe mcht nur WIeder gehalten, sondern und Abgaben, davon allein im Jahre 1962 
sogar um 2,7 Prozent gesteigert werden, wie 2,3 Milliarden Schilling. Die Unternehmun­
überhaupt der Auslandsabsa~z - am Ge- gen der Nationalindustrie sind gewissenhafte 
samtumsatz gemessen - beI den verstaat- Steuerzahler. Sie unterstehen einer strengen 
lichten Unternehmungen mit 36,4 Prozent Kontrolle des Rechnungshofes, der Sektion IV 
im letzten Jahr höher war als im Jahre 1962. und der staatlich bestellten Wirtschaftsprüfer. 

Zum Exporterfolg der verstaatlichten In­
dustrie hat am meisten die Eisen- und Stahl­
industrie beigetragen, die am Gesamtexport­
erlös von rund 9 Milliarden Schilling allein 
mit 6,3 Milliarden Schilling, das sind rund 
70 Prozent, beteiligt war. Nach ihr rangieren 
in weitem Abstand mit Anteilen von 7 bis 8 Pro­
zent die Nichteisen-Metallindustrie, die Elektro­
industrie und der Chemie sektor, während 
sich die Anteile der Maschinenindustrie und 
des Ölsektors auf 4,9 beziehungsweise auf 2 Pro­
zent belaufen haben. Der größte Teil dieser 
Exporte ist auch im Jahre 1963 mit rund 
41 Prozent wieder in die Länder der EWG, 
mit 24 Prozent in die Ostblockstaaten und mit 
14,5 Prozent in die Länder der EFTA gegangen. 
Der Rest verteilt sieh auf die ü brige Welt, 
wie überhaupt die Exportstreuung in regio­
naler Beziehung im verstaatlichten Bereich 
eine bemerkenswerte Konstanz aufweist. 

Im Jahre 1963 waren in der verstaatlichten 
Industrie 125.750 Menschen beschäftigt, was 
gegenüber dem Jahre 1962 eine Verminderung 
um 3,5 Prozent bedeutet. Der Umsatz der 

Ebenso wie die ganze österreichische Indu­
strie stand auch die österreichische verstaat­
lichte Industrie im ersten Halbjahr 1964 im 
Zeichen eines weiteren konjunkturellen Auf­
triebes, wenn auch die Erholung der Grund­
und Investitionsgüterindustrie üblicher weise 
langsamer vonstatten geht als die der Konsum­
güterindustrie. Wie sich auch statistisch genau 
nachweisen läßt, lagen die Umsätze zu Ende 
des ersten Halbjahres 1964 innerhalb des 
verstaatlichten Bereiches um 6,7 Prozent 
höher als zu Ende des ersten Halbjahres 
1963. 

Sie haben an Hand von wenigen Zahlen 
gehört, welche großen Leistungen diese Be­
triebe vollbracht haben. Kollege Weißmann 
ist leider nicht mehr hier. Ich muß aber doch 
zu dem Kapitel Stellung nehmen, nämlich 
dazu, daß es bis heute gelungen ist, durch 
Investitionen, durch gute Arbeit in den Be­
trieben der ausländischen Konkurrenz die 
Stirn zu bieten und den Exportanteil im 
Ausland trotz Schwierigkeiten, trotz giganti­
scher Konkurrenz zu erhöhen. 
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Viel schwerer muß unsere verstaatlichte wicht, Menge und Preisen sowie Analysen -
Industrie im Inland kämpfen - sprechen und daß die VÖEST gegengezeichnet hat. 
wir's doch ruhig aus - durch einen gewissen Nachdem dieser Vertrag abgeschlossen wor­
Rufmord, der immer wieder betrieben wird. den war, wurde auf einmal behauptet, daß 
Es ist heute in den Zeitungen immer wieder der Erzberg zusperren muß, daß 2000 Arbeits­
zu lesen, daß die verstaatlichten Betriebe plätze in Gefahr sind, daß ein 2000 Jahre alter 
keine Steuern bezahlen. Dabei wurde auch Bergbau seinem Ende zugeht. 
die VÖEST genannt. Ich darf Ihnen sagen, Ich möchte nur einige der Zeitungsaus­
daß in den Jahren 1960 bis 1963 die VÖEST schnitte anführen: "Erzkrieg zwischen Alpine 
allein an Bundessteuern 1561 Millionen Schi!- und VÖEST ?", "Alpine: VÖEST gefährdet 
ling und an Gemeindesteuern 231 Millionen heimischen Erzbergbau!", "Oberegger spricht 
Schilling abgeführt hat und daß keinerlei von Erzberg-Stillegung". Ich darf Ihnen 
Steuerschulden vorhanden sind. sagen: Solche Meldungen entspringen nicht 

Kollege Weiß mann spricht von 3 Milliarden wirtschaftlichen Überlegungen, denn Ober­
Schilling, die der Bund den verstaatlichten egger ist als Verhandlungspartner am Tisch 
Unternehmungen zukommen ließ, wogegen er gesessen und mußte als Generaldirektor wissen, 
nur 1,6 Milliarden Schilling erhalten habe. welche Verträge er abschließt. Hinter dieser 
Diese Zahlen stimmen nicht. Ich würde ihn Angelegenheit steht ein Politikum und keine 
bitten, daß er sich mit der Sektion IV zusam- wirtschaftliche Notwendigkeit. 
mensetzt, um seine Zahlen zu korrigieren. Es heißt weiter: "Der steirische Erzberg 
Der Bund hat bis heute 1,6 Milliarden Schilling bedroht. VÖEST kauft Eisenerz in Afrika. 
aufgewendet, und er hat denselben Betrag I Abbau auf dem Erzberg muß gedrosselt werden. 
von diesen Betrieben als Dividendenzahlung Arbeitsplätze gefährdet." Wenn danr~ noch 
erhalten. von einer Unfähigkeit des zuständigen Ressort-

Ich möchte dazu noch sagen, daß wir immer ministers geschrieben wird und wenn man 
wieder vergessen, daß von den verstaatlichten diese ganze Zeitungskampagne gegen die VÖEST 
Betrieben - hier von der Mineralölverwal- liest, dann kommt man zu dem Eindruck 
tung - 900 Millionen Schilling für Ablöse- (Ruf bei der S PÖ: Rufmord!), daß keine wirt­
lieferungen an die Sowjetunion übernommen schaftlichen Motive dahinterstecken. 
werden mußten, ferner 300 Millionen Schilling Der VÖEST-Betriebsrat wurde von den 
für die Milchstützung und 1,2 Milliarden Alpine-Betriebsräten telephonisch gebeten, zu 
Schilling für die Hilfe an die von der USIA einer Zentralbetriebsratssitzung zu kommen. 
übernommenen Betriebe, die ebenfalls von den Ich sage das im Einvernehmen mit dem Abge­
verstaatlichten Unternehmungen erbracht wur- ordneten Jessner, der Zentralbetriebsrd.tsob­
den. mann der Alpine Montan ist: Wir haben uns 

Das Steueraufkommen der verstaatlichten i die Situation angesehen, und wir sind zum 
Industrie, und zwar die gesamten Steuern 1

1 

Vorstand der Alpine und zum Vorstand der 
und Abgaben, die im Jahre 1957 angefallen VÖEST gegangen, um Aufklärung zu verlan­
sind, haben 1660 Millionen Schilling betragen, gen. Ich war sehr überrascht. Ich könnte 
i~ Jahre 1962 aber fast 2,3 Milliarden Schil-I Ihnen ~og~r ei~ Bild. einer Besprechu:r:g zei­
ling ausgemacht. Aber dann liest man in der i gen, dIe In Lmz mIt dem GeneraldIrektor 
Zeitung, daß die verstaatlichten Betriebe I Oberegger geführt worden ist. Das war kurz, 
keine Steuern bezahlen, daß sie Steuern nachdem die Pressekampagne ins Leben geru­
schuldig sind. Glauben Sie nicht, daß solche fen worden war. Der Herr Generaldirektor 
Meldungen diese Betriebe nicht nur im An- wurde dezidiert vom Zentralsekretär der Metall­
sehen der Bevölkerung, sondern auch bei den und Bergarbeitergewerkschaft, Abgeordneten 
ausländischen Kunden herabsetzen und sich Sekanina, gefragt: "Herr Generaldirektor! 
schädigend auf das Geschäft auswirken ~ Sie Sind nach dem Abschluß, den Sie getätigt 
sehen also, wie leichtfertig man Dinge vom haben, Erzbergarbeiter gefährdet~" General­
Zaun bricht, die mit der Wirtschaftlichkeit direktor Oberegger erklärt dort: "Nein, sie 
überhaupt nichts zu tun haben. Ich habe sind nicht gefährdet. Es könnte nur vielleicht 
hier gesammelte Werke. Es geht um den sein, wenn wir in späteren Jahren .. ' !" Er 
"Erzkrieg" zwischen VÖEST und Alpine als Generaldirektor der Alpine wußte, daß 
in Zeitungsausschnitten. Wenn Sie das be- für das Jahr 1964/65 keine Gefährdung der 
trachten, müssen Sie den Eindruck haben, Arbeitsplätze vorlag. Es wäre am Vorstand 
daß das tragisch ist. gelegen, in Zukunft wieder solche Abschlüsse 

Ich kann Ihnen nachweisen, daß der Erz- zu tätigen, wenn sie möglich sind. 
schluß zwischen VÖEST und Alpine schrift- Man hat hier nur ein Politikum geschaffen. 
lich von Generaldirektor Oberegger an die Ich sage Ihnen auch, warum. Wir konnten 
VÖEST gegangen ist - mit Angabe von Ge- feststellen, daß die Arbeitsplätze gesichert 
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waren. Wir wissen aber, daß im Frühjahr 
Landtagswahlen in der Steiermark stattfinden. 
Die letzten Meldungen über den Erzberg, die 
in die Bevölkerung hinausgegangen sind - ich 
darf Ihnen das auch vorlesen -, lauten so: 
"Krainer und Klaus bannten Gefahr für den 
Erz berg. " Das ist eine Gefahr, die nie bestanden, 
eine Gefahr, die man künstlich inszeniert hat, 
eine Machination, von der man heute sagenkann : 
'Venn sich die steirischen Arbeiter vom Erzberg 
so hektisch benommen hätten wie die Vorarl­
berger, dann hätte das vielleicht zu einer 
Katastrophe am Erzberg führen können. 
Durch solche Zeitungsartikel gefährden wir 
nämlich die Arbeitsplätze, weil dadurch unsere 
Betriebe bei unseren Kunden im Ausland in 
Mißkredit gebracht werden. 

Kollege Weiß mann meint, daß das, was er 
gesagt hat, nicht eine Rufschädigung bedeutet. 
Ich darf Ihnen vorlesen. Er meinte: "Es gibt 
genügend private Betriebe in Österreich, die 
ebenfalls Kredit im Ausland aufnehmen und 
auch ohne Garantie des Staates bekommen, weil 
die ausländischen Unternehmer bei einem pri­
vaten Unternehmen nicht um ihr Geld bangen 
müssen." Das Gericht stellte dazu fest: 
"Diese Behauptung, die der VÖEST und 
der Alpine vor der gesamten in- und ausländi­
schen Öffentlichkeit die Kreditwürdigkeit und 
damit den Charakter solider Unternehmungen 
abspricht, ist ein Rufmord." Wenn Dr. Weiß­
mann behauptet: Die Banken draußen sagen, 
der Eigentümer soll eine Bundeshaftung über­
nehmen!, dann ist das eine Hera bsetzung. 

Der Redakteur in Kärnten hat die zweite 
Instanz vielleicht nicht angerufen, um sich 
Laufereien zu ersparen. In Linz wurden die 
Redakteure freigesprochen, und der zuständige 
Richter hat in seiner Urteils begründung er­
klärt: 

"Die Behauptungen ... , daß private Unter­
nehmungen im Ausland auch ohne staatliche 
Garantie Kredite erhalten, weil die Kredit­
geber um ihr Geld nicht bangen müssen, 
sie aber bei den verstaatlichten Unternehmun­
gen nie sicher seien, was der Staat der Zukunft 
beschließe, sind dazu angetan, den verstaat­
lichten Betrieben in der Öffentlichkeit die Kre­
ditwürdigkeit und den Charakter solider Unter­
nehmungen abzusprechen, und gefährden in 
diesem Zusammenhang auch die Arbeitsplätze 
der dort beschäftigten Arbeiter und Ange­
stellten. Die Behauptungen sind daher ein 
Rufmord an diesen Betrieben und damit auch 
an ihrem Eigentümer, der Republik Österreich. " 

Ich glaube, daß wir keinen Grund haben, 
die Urteilskraft dieses Richters anzuzweifeln, 
der sich sachlich mit diesem Problem beschäf­
tigt hat. 

Wir sprechen heute manchmal nicht sehr 
gut von der heutigen Jugend, obwohl ich per-

sönlich immer der Meinung bin, daß die heu­
tige Jugend im Verhältnis zu anderen Zeiten 
sogar sehr gut ist. Wir haben es sehr gerne, 
wenn Mittelschüler auch unsere Betriebe be­
suchen, so wie Mittelschulen aus den Bundes­
ländern die Bundeshauptstadt besichtigen, 
und wenn wir diesen jungen Menschen unsere 
Betriebe zeigen und ihnen vorführen können, 
was mit ihrem Eigentum geschieht, was dort 
geleistet wird. Ein Mittelschüler, der 16 Jahre 
alt ist und der die VÖEST besichtigt hat, hat 
anschließend ein Gedicht verfaßt, und seine 
Mutter hat dem Betriebsrat dieses Gedicht 
übersandt. Es hat acht Strophen, ich lese 
sie nicht alle vor; Sie brauchen keine Angst 
zu haben. Es ist ein hervorragendes Gedicht. 
Die Mutter hat erklärt: Ich kenne diesen 
Betrieb nicht, aber nach Lesen dieses Gedichtes 
kann ich mir vorstellen, wie schwer und wie 
großartig diese Arbeit ist. Eine Strophe, die 
letzte, möchte ich Ihnen doch vorlesen. Er 
schreibt: 

"Wunder der Technik, das Nützen 
der Kräfte, 
Alles berechnend und planvoll gebaut, 
Wertvoll dem Menschen, dem Schöpfer 
des Werkes. 
Leistung und Arbeit - wohin man 
auch schaut." 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wollen wir uns von diesem jungen Menschen 
nicht beschämen lassen! Helfen wir zusam­
men für den Weiterbestand der verstaatlich­
ten Industrie! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner: Zum Wort ist der Herr 
Abgeordnete Krempl gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Krempl (ÖVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß 
ich zu Beginn meiner Ausführungen zum 
Kapitel Verstaatlichte Unternehmungen an 
die Rede unseres Bundesministers für Finanzen 
Dr. Schmitz vor dem Nationalrat am 28. Okto­
ber dieses Jahres zum Bundesvoranschlag 
1965 erinnere. Minister Schmitz zitierte die 
Regierungserklärung des Herrn Bundeskanz­
lers, in welcher es heißt: 

"Zu den wichtigsten Aufgabengebieten der 
Bundesregierung gehört die Finanz- und Bud­
getpolitik. Ihr oberstes Gebot muß das nach­
drückliche Bemühen um die Erhaltung der 
Stabilität des Schillings sein. Das sind wir 
den Bewohnern dieses Landes, insbesondere 
den Lohnempfängern, den Renten- und Pen­
sionsbeziehern und den Sparern, darüber 
hinaus aber auch den Angehörigen aller 
Berufs- und Erwerbsstände schuldig." 

Der Herr Finanzminister führte gegen Ende 
seiner Rede weiter aus, daß dieses Budget 
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neben seiner wirtschafts- und sozialpolitischen 
Bedeutung eine eminent politische Bedeutung 
habe. Die ersten zehn Jahre nach der Grün­
dung der Zweiten Republik standen unter 
dem Zeichen des geschlossenen Aufbauwillens 
der gesamten Bevölkerung, die zweiten zehn 
Jahre waren der Sicherung der Freiheit, der 
Vergrößerung des Wohlstandes und der Orien­
tierung nach Europa gewidmet. Die dritten 
zehn Jahre sollten vielleicht der Beginn eines 
neuen Stils der Zusammenarbeit sein. Einen 
vernünftigen Anhaltspunkt hiefür bietet die 
Einigung über das Budget. Das Arbeitsklima 
der letzten 48 Stunden der Budgetverhand­
lungen hat den Herrn Finanzminister zu dieser 
sehr optimistischen Feststellung veranlaßt. 

Er sagt weiter, daß es eine Politik gibt, 
die den Kopf frei macht, sodaß neu auf­
tauchende Probleme rechtzeitig erkannt und 
gelöst werden können. Kleinliches Gezänk 
- er spricht hier ausdrücklich von klein­
lichem Gezänk, nicht von Auseinandersetzun­
gen über grundsätzliche Probleme -, dem­
agogische Entstellungen und gegenseitiges Dif­
famieren wirken heute. in der politischen 
Arbeit nicht mehr attraktiv, sie stoßen ab. 
Man kann über gewisse Dinge verschiedener 
Meinung sein, das wäre kein nationales Un­
glück. So sinngemäß die Worte des Herrn 
Finanzministers. 

Wer könnte über diese Feststellungen und 
über diesen optimistischen Ausblick mehr 
Freude haben als die Arbeiter und Ange­
stellten unserer Heimat und im besonderen 
die Arbeitnehmer der verstaatlichten Industrie 1 
Gerade wir von der Schwerindustrie, die wir 
die harte Aufbauarbeit in unseren Werken 
durchgeführt haben, haben es zustande ge­
bracht, daß aus Ruinen neues wirtschaftliches 
und soziales Leben entstanden ist. Wir 
wollen uns den Wohlstand daher nicht nur 

die Prädikate "dynamisch", "optimistisch" und 
"sachlich" in der Öffentlichkeit und bei den 
Fachleuten hat. Herr Bundeskanzler und 
Herr Finanzminister ! Wir Arbeiter und Ange­
stellte der verstaatlichten Industrie danken 
Ihnen, allen Ministern und Fachleuten, allen 
Beamten und Ihren Mitarbeitern für Ihre sach­
liche Arbeit. 

Es wäre nun für mich, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, sehr verlockend, von die­
ser Stelle aus nun auch auf die personellen 
Probleme unserer Fraktion in der verstaatlich­
ten Industrie einzugehen, Ihnen unsere Schwie­
rigkeiten darzulegen und hier besonders auf 
die Worte meines Kollegen Brauneis einzu­
gehen, der davon gesprochen hat, daß unsere 
Fraktion oder überhaupt alle anderen Frak­
tionen so große Freiheiten hätten, wie sie 
nicht einmal ihre, die sozialistische Fraktion 
habe, und daß man in seiner Fraktion sehr 
rigoros vorgehe. Nach wie vor kämpfen wir, 
meine Fraktion, um unsere Gleichberechti­
gung in der verstaatlichten Industrie. Wir 
kämpfen deswegen darum, weil wir dieselben 
Lasten tragen und dieselbe Verantwortung 
übernommen haben. 

Nach wie vor macht man uns in der ver­
staatlichten Industrie Schwierigkeiten bei den 
Betriebsratswahlen, unsere Kollegen und 
Kolleginen werden aus rein politischen Grün­
den, weil sie eben nicht das rote Parteibuch 
haben, am beruflichen Weiterkommen ge­
hindert, ja nicht nur gehindert, sondern ge­
schädigt, weil sie beim ÖAAB sind, und dies 
trotz der Versicherung der sozialistischen 
Fraktion und der sozialistischen V orstands­
direktoren, daß diese Kolleginnen und Kollegen 
fachlich gut und tüchtig in ihrem Beruf sind. 

Ich könnte Ihnen meine Behauptungen mit 
Beispielen bei Schoeller-Bleckmann belegen, 
was sich gerade in den letzten Tagen in Wien 

erhalten, sondern weiter ausbauen. bei der Generaldirektion abgespielt hat. Ich 
Wir dürfen speziell in der verstaatlichten könnte Ihnen personelle Beispiele aufzählen 

Industrie keineswegs zurückbleiben! Um im von Schoeller-Bleckmann in Hönigsberg, wo 
Inland und Ausland konkurrenzfähig zu blei- man einen Kollegen, der für uns kandidieren 
ben, muß mehr investiert werden. In einer will, auf einmal zum Kommunisten stempelt. 
Zeit, in der sich die Technik so schnell ent- Ich könnte Ihnen Beispiele von der Alpine 
wickelt, in der Maschinen, die heute noch in Kindberg aufzählen, wo man schon jahre­
modern sind, morgen durch neue Erfindungen lang die Beförderung und das Weiterkommen 
überholt sind, darf man nicht auf der Stelle eines sehr tüchtigen Ingenieurs nur deswegen 
treten. Wenn wir uns mit diesen Fragen be- verhindert, weil er Mitglied des ÖAAB ist. 
fassen, dann können wir nur zu dem Schluß Ich könnte Ihnen Beispiele von der Alpine 
kommen: Eine Politik und besonders die in Köflach aufzählen und nicht zuletzt auch 
Wirtschaftspolitik ist nur dann gut für uns den Besuch des Landeshauptmannes Krainer 
alle, wenn sie die Investitionen in der ·Wirt- bei den Schoeller-Bleckmann-Werken in Hö­
schaft fördert. Wo mehr erzeugt wird, kann nigsberg anführen. Sie alle konnten aus Zei­
mehr verdient und mehr verbraucht werden. tungsmeldungen entnehmen, wie unser Landes-

Wir Arbeiter und Angestellte der ver- hauptmann von Steiermark dort behandelt 
staatlichten Industrie wiRsen es zu schätzen wurde. Es ist eine sehr traurige Angelegenheit, 
und wir wissen, was es heißt, wenn ein Budget I wenn Kolleginnen und Kollegen und die soziali-
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stische Fraktion dann, wenn Betriebe in Not 
sind, den Weg zum Landeshauptmann finden, 
dann aber, wenn es den Betrieben gut geht, 
ihren eigenen Landesvater nicht einmal in 
den Betrieb hineinlassen. 

Darf ich nun auf die Erzlieferungen Alpine­
VÖEST zurückkommen. Ich wollte sie in 
meinem Referat eigentlich gar nicht bringen, 
aber mir kommt vor, daß die sozialistische 
Fraktion ein Politikum daraus gemacht hat. 

KolIE'ge Brauneis hat richtig zum Schluß 
erst gesagt, daß die Arbeitsplätze und die 
Erzlieferungen für das Jahr 1964/65 nicht in 
Gefahr sind. Er hat aber nicht gesagt, daß 
dieses Protokoll, das Generaldirektor Oberegger 
mit den Vorstandsdirektoren der VÖEST 
unterschrieben hat, nur für das Jahr 1964/65 
gegolten hat und daß für die anderen Jahre 
von seiten der VÖEST eine weitere Verminde­
rung der Erzlieferungen vorgesehen war. Das 
hat er nicht gesagt, aber hier ein bisserl auf 
den Tisch zu hauen und die Geschichte politisch 
aufzuziehen, das hat er sehr gut verstanden. 
Es ist uns wirklich und ehrlich um die Arbeits­
plätze am Erzberg gegangen, um sonst gar 
nichts. Lieber Kollege Brauneis ! Wenn du 
sagst, es war ein Politikum, so muß ich dir 
antworten, daß sich die Betriebsräte aller 
Fraktionen am Erzberg, in Donawitz und von 
der ganzen Alpine dazu bekannt haben, 
gegen die Aktionen der VÖEST schärfstens 
vorzugehen. Daß ihr dann in eurer eigenen 
Fraktion, als ihr allein beisammengesessen 
seid, wieder umgefallen seid, haben wir nicht 
nur einmal erlebt, sondern schon des öfteren. 

Grundsätzlich geht es uns jedenfalls wirk­
lich um die Sicherung der Arbeitsplätze. 
Wenn ihr von der Sozialistischen Partei 
euch davon distanziert, dann werden wir vom 
ÖAAB aus, wie schon des öfteren, die Initiative 
ergreifen und für die Arbeitsplätze unserer 
Kollegen am Erzberg kämpfen. (Rut bei der 
Sp(J: Der Krainer hilft!) 

Hohes Haus! Die Neuordnung im Bereich 
der verstaatlichten Industrie ist noch immer 
aktuell. Der Herr Vizekanzler hat, wie mein 
Kollege Dr. Weißmann betont hat, vor einem 
Jahr das Programm der SPÖ hier verkündet. 
Die Österreichische Volkspartei hat ebenfalls 
ihre' Vorschläge in aller Öffentlichkeit zur 
Diskussion gestellt. Der Herr Bundeskanzler 
und der Herr Generalsekretär Nationalrat 
Dr. Withalm haben in den Betrieben der 
verstaatlichten Unternehmungen in Donawitz, 
in Eisenerz, in Kapfenberg, in Linz und 
in mehreren anderen Betrieben dieses Pro­
gramm der Österreichischen Volkspartei vor 
den Vorstandsdirektoren der verstaatlichten 
Unternehmungen, vor den Arbeitern und Ange­
stellten und vor allen, die es hören wollten, 

in öffentlichen Versammlungen erklärt. Sie 
haben in der Diskussion, die oft hitzig war, 
Rede und Antwort in einer Form gegeben, 
die manchen Sozialisten in seiner Anschauung 
über sein eigenes Programm wankelmütig 
gemacht hat. Aber so muß es sein: Man 
muß den Freund in der eigenen Anschauung 
festigen, und man muß den Gegner übeIzeugen 
können. Auch dafür dem Bundeskanzler 
und dem Generalsekretär unseren herzlichsten 
Dank. (Zwischenr'lt/e.) 

Die Bundesregierung hat sich betreffend 
Neuordnung der verstaatlichten Unterneh­
mungen eine Frist bis 30. Juni 1964 gesetzt. 
Wenn auch manches geregelt werden konnte, 
der Sache nach ist der Fragenkomplex ver­
staatlichte Industrie weitgehend ungelöst. Ge­
rade in letzter Zeit hat uns die noch ungelöste 
Frage der Notwendigkeit der Sanierung meh­
rerer Betriebe beschäftigt, ferner die ungelösten 
Personalfragen und die Auseinandersetzung 
über die Vertriebsgesellschaften der Erdöl­
produktion. Es müssen daher die Bemühun­
gen ehrlich fortgesetzt werden, um zu echten 
Lösungen zu kommen. 

Was wollen wir 1 Wir wollen die Sicherung 
der 124.000 Arbeitsplätze, wir wollen die 
Entpolitisierung und damit die Herausnahme 
aus dem politischen Alltagskampf und schließ­
lich die Europareife für unsere verstaatlichten 
Unternehmungen. 

Ich bin ganz einer Meinung mit meinen 
Kollegen von der sozialistischen Fraktion, daß die 
verstaatlichte Industrie für uns alle eine patrio­
tische Pflicht ist. Aber ich empfinde es als 
eine Diffamierung unserer Zusammenarbeit, 
wenn man in der "Welt der Arbeit",Nummer 8 
des heurigen Jahres, unter dem Titel "Feind­
selige Berichte" folgendes schreibt: 

"Hört man diese Bürgerlichen" - ich zitiere 
wörtlich aus der Zeitung - "und liest man 
ihre Presseäußerungen, so vermeint man die 
gesamte Nationalindustrie vom Untergang 
bedroht und sieht den Schutz, den die Soziali­
sten diesen wichtigen Betrieben geben, als 
eine gefährliche Kampagne zur Vertuschung 
des tatsächlichen Ruins an. Grollend be­
leuchtet Dr. Rupert Zimmermann diese Situa­
tion" - er ist heute hier im Hohen Hause, 
und ich darf ihm zur Kenntnis bringen, was 
er grollend vermerkt - "in der Zeitschrift 
,Der Vertrauensmann'. . .. Die Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft wird zum er­
heblichen Teil" - meine Herren von der ge­
werblichen Wirtschaft, hören Sie her! - "aus 
den Beiträgen der Zwangsmitgliedschaft der 
verstaatlichten Industrie erhalten. Dort haben 
wir den Korrespondenten sitzen für die 
,Frankfurter Allgemeine', für die ,Neue Zürcher 
Zeitung', und dieser Korrespondent beschmutzt 
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das eigene Nest in der unflätigsten Weise. Und 
dann geschieht es, daß diese ,Pressestimmen 
des Auslandes' angeblich als objektive Be­
urteilung des Auslandes hingestellt werden, 
und man kann sie plötzlich in der sogenannten 
unabhängigen Presse in Österreich und der 
ihr nahestehenden Presse lesen ... " 

Dr. Zimmermann zitiert im gleichen Beitrag 
eine Schweizer Journalistin, die anläßlich 
der Betriebsaufnahme des zweiten großen 
Kaltblechwalzwerkes der VÖEST im Sommer 
1963 treuherzig ihre Meinung von sich gab: 
,Wenn wir Schweizer ein solches Werk hätten, 
wir wüßten gar nicht, wie stolz wir wären. 
J eden Tag würde wahrscheinlich in irgendeiner 
Zeitung etwas Positives darüber stehen. Und 
ich kann eigentljch nicht verstehen, daß man 
in Österreich über die verstaatlichte Industrie 
und auch über die VÖEST so abfällige Urteile 
hören kann.' 

Diese patriotische Pflicht der braven Eid­
genossen kennen viele Bürgerliche, bei denen 
das Vaterland beim Geldsack aufhört, hier­
zulande nicht. Es ist ihnen gelungen, mit 
ihrer Diffamierungskampagne gegen die N a­
tionalindustrie auch breitere Kreise zu beein­
flussen. Diese hören wohl vom faulen Gulasch, 
das auch ein Privatunternehmer sich zu pro­
duzieren getraut, sie wissen von ungerecht­
fertigten Preissteigerungen, von überhöhten 
Handelsspannen, sie leiden unter Wucher­
zinsen und unter Korruptionsskandalen, aber 
sie stehen der Gemeinwirtschaft gleichgültig, 
fremd und oft genug ablehnend gegenüber." 

Warum ich, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, diesen Artikel zitiert habe 1 
Es war deshalb, weil wir von der Österreichi­
schen Volkspartei uns gegen solche Diffamie­
rungen wehren. Wir in der Österreichischen 
Volkspartei, die Arbeiter, die Angestellten, 
die Wirtschaftstreibenden und die Bauern, 
bemühen uns, diese Probleme, die die ver­
staatlichte Industrie betreffen, auf einen Nen­
ner zu bringen, eine Grundlage zu finden, 
die allen, der gesamten österreichischen Wirt­
schaft, den Arbeitern, den Angestellten und 
den Unternehmern, gerecht wird. 

Wenn man M,uf diese Weise Brunnenver­
giftung betreibt, so muß ich sagen, daß dieser 
ganze Artikel eine einmalige Gemeinheit ist. 
Wenn man unter dem Bild des Herrn Vize­
kanzlers noch schreibt: "Ein Sieg der Vernunft" 
und unter dem Bild des Bundeskanzlers: 
"An der Spitze der Gegner", so ist darüber 
wohl wirklich kein Wort mehr zu verlieren. 
Wenn dieser Artikel, diese Art und Weise, 
in der man mit uns spricht, ein Sieg der Ver­
nunft ist, Herr Vizekanzler , dann· bezweifle 
ich die Ehrlichkeit Ihrer Worte von der 
Zusammenarbeit. 

Meine Freunde von der Sozialistischen Partei! 
Sie müssen endlich aufhören, die verstaatlichte 
Industrie, wie es auch hier zum Ausdruck 
kommt, zu einem Monopol und zu einem Pro­
pagandaschlager Ihrer Partei zu machen. 
Dazu sind die Probleme der verstaatlichten 
Industrie viel zu ernst. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei 
haben versucht - das hat auch mein Kollege 
Dr. Weißmann heute schon angeführt -, 
neue Initiativen zur Vermögensbildung und 
für den Erwerb von Eigentum zu ergreifen. 
Die Ausgabe sogenannter neuer Aktien bedeutet 
keineswegs einen Verkauf von Anteilsrechten, 
die sich im Besitz des Staates befinden. Im 
Gegenteil: Dadurch würde der Wert des 
Unternehmens nur erhöht. Die Aktienmehr­
heit des Bundes bleibt in allen Betrieben ge­
wahrt. 

Wie richtig der Weg ist, den wir aufgezeigt 
haben und den wir beschreiten wollen, zeigt 
die Tatsache, daß man sich auch in der deut­
schen Bundesrepublik bemüht, einen neuen 
Schritt zur echten Vermögensbildung in Arbeit­
nehmerhand zu tun. Der Vorsitzende der 
deutschen Gewerkschaft Bau - Steine -Erden, 
Georg Leber, hat kürzlich einen solchen Plan 
vorgelegt. Und schließlich haben auch die 
Gewerkschaftsverbände der Niederlande eine 
Studienkommission für die Schaffung von 
Besitz durch Vermögensbeteiligung eingesetzt. 
Auch hier gehen die gewerkschaftlichen For­
derungen dahin, daß sich die Arbeiter und 
Angestellten künftig nicht mehr mit Lohn 
in der bisherigen Form begnügen, sondern 
systematisch Miteigentum an Produktions­
mitteln anstreben sollen. Vergleicht man diese 
Vorschläge,die in ausländischen Gewerkschaften 
zu verzeichnen sind, mit den eigentumspoliti­
schen Bestrebungen in Österreich, so kann 
man nicht umhin, festzustellen, daß wir 
hier noch um viele Jahre hinter der Entwick­
lung zurück sind. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß und gestatte mir noch, an beide Seiten 
einige herbe, aber ehrliche Worte zu richten: 
Wenn zwei so große Gemeinschaften wie die 
Österreichische Volkspartei und die Soziali­
stische Partei, die ihre Grundsätze im wahrsten 
Sinne des Wortes haben, zusammenkommen 
und verhandeln, so müssen sie entweder, um 
zu einer Einigung oder zu einem Komprorniß 
zu kommen, Toleranz üben, will 
man große Probleme lösen, oder man hat 
dauernden Krieg. So wie die Aufnahme neuer 
Fertigungen für unsere verstaatlichten Unter­
nehmungen keine Ausweitung der Verstaat­
lichung ist, ist aber auch die Ausgabe neuer 
Aktien nach dem Programm der Österreichi­
schen Volkspartei keine Entstaatlichung. 
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Krempl 
Das Verharren auf Grundsätzen hat noch 

nie die Sanierung gebracht. Wenn der Konkurs 
für eine unserer verstaatlichten Unterneh­
mungen vor der Tür steht, erst dann werden 
beide Partner weich, und erst dann sucht man 
~ich ein Loch, wie man helfen kann. Auf diese 
Weise aber, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, werden Millionen Schilling ver­
bröselt. Wenn der eine Partner einsieht, 
daß eine Reprivatisierung nicht durchführ­
bar und nicht tragbar ist, so muß auch der 
andere Partner erkennen, daß er die verstaat­
lichte Industrie nicht in einen Mythos ein­
hüllen kann, weil auch wir in der verstaat­
lichten Industrie so wie jedes private Unter­
nehmen oft um die nackte Existenz kämpfen 
müssen. Wenn man die Dinge aus dieser 
Schau betrachtet, dann muß es doch eine 
Lösung geben. 

Für mich und meine Freunde in der Öster­
reichischen Volkspartei darf ich noch bekennen, 
daß wir uns als stärkste Partei dieser schweren 
Aufgabe bewußt sind. Wir wissen, es geht 
nicht nur um die Existenz der verstaatlichten 
Unternehmungen, es geht um die Zukunft 
Österreichs. Wir übernehmen die Bürgschaft, 
Garant des inneren Friedens, des wachsenden 
Wohlstands und eines besseren Lebens für 
alle Österreicher zu sein! (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Wallner: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Ing. Scheibengraf. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Scheibengraf (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Zu diesem Kapitel 
wird, wie immer, von Leistungen gesprochen, 
und wir hören eine Reihe von Kritiken. 
Wenn man die Herren der Volkspartei hier 
sprechen hört, dann hat man oft das Gefühl, 
daß die private Industrie Österreichs keine 
Integrationssorgen hat, sondern daß diese 
nur in der verstaatlichten Wirtschaft existent 
seien. 

Herr Kollege Krempi, ich kenne Ihre Reden 
aus dem Steirischen Landtag. Sie haben sich 
nicht viel geändert. Sie sind etwas weniger 
angreifend geworden, aber das Personal­
problem bleibt eines Ihrer Zentralprobleme. 
(Abg. Grete Rehor: Jeder hat eben ein Spezial­
gebiet ! ) Wenn dann aber der Ihrer Partei 
zugehörige Generaldirektor auf die Ausfüh­
rungen des Herrn Kollegen Krempl eine Be­
sprechung zwischen den sozialistischen und 
den ÖAAB-Betriebsräten oder Vertrauens­
personen einberuft, dann kommt dabei eigent­
lich heraus, daß nichts passiert ist, sondern 
daß alles in bester Ordnung ist. Ich kann 
Ihnen als Beispiel im eigenen Betrieb den 
Herrn Generaldirektor Dr. Mayer-Mallenau 
nennen. Es ist doch bei dieser Absprache 

festgestellt worden, daß die Dinge in Ordnung 
sind. Ich behaupte ebenso wie mein Freund 
Brauneis : Ihre Leute werden wie ein rohes Ei 
behandelt! (Heiterkeit bei der ()VP.) Sie 
brauchen gar nicht zu lachen darüber. 

Wir werden manchmal viel härter angefaßt. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich könnte in bezug auf die eigene Beförde­
rung im Betrieb auch ein kleines Liedchen 
singen, wo ich nur deshalb nicht befördert 
werde, weil ich politisch tätig bin. (Wider­
spruch bei der Ö V P.) Ihr Herr Generaldirektor 
sagt das zu unseren Vorstandsmitgliedern. 

Ich komme aber auch darauf zurück, 
daß hier gesagt worden ist, der Herr Landes­
hauptmann der Steiermark sei im Mürzzu­
schlager Schoeller-Betrieb beschimpft worden. 
Herr Kollege, Sie müssen schon sagen, worum 
es da gegangen ist. Die Betriebsräte und die 
dortige Werksdirektion haben sich beim Herrn 
Landeshauptmann entschuldigt. Aber die 
Ursache dafür war, daß ein sehr wohlbekannter 
Mann aus Ihrem Kreis, der vorher nicht 
in der Begleitung sein sollte und den man in 
Mürzzuschlag sehr gut kennt - es ist eine 
Frage des persönlichen Anstandes -, dort 
mit durch den Betrieb geführt worden ist. 

Aber nun zur Sache selbst. Ich habe heute 
wieder hier vernommen - ich glaube vom 
Herrn Kollegen Dr. Weißmann -, es müßten 
die Fachleute wieder entsprechend eingesetzt 
werden, dann werde es dort schon auf­
wärtsgehen. Meine Damen und Herren! 
Wir kennen das Wort von den Dilettanten. 
Das ist uns in den Jahren 1945, 1946, 1947 
und 1948 so ziemlich alle Monate einmal 
auf den Tisch gelegt worden. Dieses Wort 
Dilettant hat zum Ausdruck gebracht, daß 
wir Optimisten waren, daß wir gesagt haben: 
Diese Industrie wird wieder erstehen, größer 
und besser, als sie es je zuvor war. Wirt­
schaftsfachleute der damaligen Zeit hingegen 
haben die Erklärung abgegeben, aus diesen 
"Industriekrüppeln" könnten höchstens nur 
mehr kleine Versorgungsbetriebe werden. Ich 
kann Ihnen diesbezüglich einiges mitteilen, 
denn ich stand in erster Reihe beim Wieder­
aufbau eines bestimmten Unternehmens. 

Ich habe mich im Finanzausschuß des Ge­
fühls nicht erwehren können, daß man dort 
mit einer gewissen inneren Freude - man 
hat es zwar mit "Sorge" umschrieben -
von den rückläufigen Zahlen und Erfolgen 
in der verstaatlichten Industrie berichtet hat. 
Wir können aber mit Freude feststellen, 
daß die letzten dieser Berichte und Erfolgs­
meldungen zeigen, daß wir nicht nur an der 
wieder in Gang gebrachten Konjunktur teil­
haben, sondern daß wir, wie das heute schon 
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ausgeführt worden ist, wieder Höchstziffern 
erreichen. 

Wenn ich kurz noch auf Leistungen hin­
weisen darf, so möchte ich folgenden Über­
schlag machen: Sie wissen wie wir, daß die 
Investitionsgröße bis Ende 1963 in den ver­
staatlichten Betrieben 25,2 Milliarden Schilling 
laut Rechnungshofbericht 1963 ausgemacht 
hat.. Das ist eine stolze Zahl. Die Steuern, 
die von 1957 bis 1963 bezahlt worden sind, 
haben 14,65 Milliarden Schilling ausgemacht, 
ebenfalls laut Rechnungshofbericht 1963. Die 
sonstigen Leistungen, die wir bis 1962 ver­
zeichnen können - ich komme gleich darauf 
zurück, was das ist -, betrugen 11,3 Mil­
liarden Schilling. Wenn wir den Zuwachs 
durch die erarbeiteten Investitionsziffern und 
-mittel während der ganzen Jahre festlegen 
und in Beziehung zum jetzigen Vermögen, 
das ausgewiesen werden kann, bringen, dann 
stellen wir fest, daß in den 18 Jahren die 
Republik als Eigentümer jährlich einen Wert­
zuwachs von 21 Prozent erhalten hat. Das 
sind anscheinend die schlechten Leistungen 
der verstaatlichten Industrie in Österreich. 

Ich möchte aber noch eines klarstellen: 
Es wird immer so getan, als ob das keine 
Kunst gewesen sei, und man sagt: Ihr habt 
doch ERP-Mittel in rauhen Mengen erhalten! 
Ja, meine Herren, das war auch nicht so, 
sondern von diesen 25,2 Milliarden Inve­
stitionsmitteln waren 3,1 Milliarden ERP­
und SAC-Kredite, nicht mehr. Das andere 
waren entweder direkte über den Bund auf­
genommene Darlehen oder Eigenmittel, die 
aus der Produktion abgezweigt werden konn­
ten. (Der Präsident übernimmt den Vorsitz.) 

Und nun komme ich zu den sonstigen 
Leistungen. Erlauben Sie mir, daß ich da 
auf einiges hinweise. Da steht einmal die 
DividendenJeistung bis ultimo 1962 mit 
1,315 Milliarden zu Buch. Dann sind noch 
die Ablöselieferungen - sie wurden heute 
schon von meinem Vorredner genannt -, 
die 909 Millionen betragen, die Milchpreis­
stützung 1956 mit 300 Millionen, die Ver­
gütung an das Land Niederösterreich für 
das Erdgasleitungsnetz der NIOGAS, die 
100 Millionen ausmacht, die Entschädigung 
an die Vorbesitzer, die 90 Millionen beträgt, 
u,nd - auch das muß man sagen - bei der 
Übernahme der USIA-Betriebe haben die 
ehemals unter österreichischer Verwaltung 
stehenden Betriebe im Zusammenwirken mit 
ihnen 1,2 Milliarden Schilling selbst auf­
gewendet. Und aus dieser Zeit her haben 
wir die Schwierigkeiten in den verstaatlichten 
Industrien, weil hier die finanzielle Decke 
der bestandenen Betriebe für eine Sanierung 
abgezogen worden ist, für die die 

vorhergehenden Betriebe nicht verantwortlich 
gemacht werden dürfen. Man muß das sehr 
wohl trennen von dem, was hier bereits er­
arbeitet worden ist. Denn im Jahre 1955 
ist der Staat den braven Menschen in diesen 
Betrieben, die ihr politisches Rückgrat be­
halten haben, trotz aller Einflüsse, die hier 
festgestellt werden konnten, nicht zu Hilfe 
gekommen, sondern die Brüder in der ver­
staatlichten Industrie mußten diese Unter­
nehmungen stützen und haben ihnen so 
die Möglichkeit der Neuformierung innerhalb 
der gesamten verstaatlichten Industrie ge­
geben. 

Und nun komme ich zu einer Frage, die 
sicher einige Meinungsäußerungen Ihrerseits 
auslösen wird, das sind die berühmten Preis­
vorteile für Inlandsverbraucher. 

Mein sehr verehrter Kollege Fritz hat im 
vorigen Jahr diese Frage aufgeworfen und 
gesagt: Ich habe über dieses Problem schon 
sehr oft nachgefragt, aber niemand konnte 
mir eigentlich sagen, aus welcher Entwicklung 
heraus das entstanden ist oder wo das fest­
gehalten ist, daß die Inlandsverbraucher tat­
sächlich Preisvol'teile erhalten haben. 

Ich darf festhalten, daß bis zu der Rezession 
1958 die Preis vorteile hoch waren, daß sie 
aber nach der Rezession 1958 und der zweiten 
im Jahre 1963 langsam verdünnt worden 
sind, bis sie heute, abgesehen von einigen 
Bereichen, auf Null gesunken sind. Auch 
dazu möchte ich dann später noch einiges 
sagen. 

Aber wenn wir untersuchen, wie die ein­
zelnen Staaten Stabstahl, Formstahl, Walz­
draht und Bandstahl ab Werk gehandelt 
haben, dann sehen wir, daß Österreich gegen­
über jenen Staaten um 10 bis 20 Prozent 
darunterlag. Wir haben beim Vergleich 
Deutschland, Frankreich, Belgien, Italien, Eng­
land und die USA auf der Basis der Dollar­
verrechnung zur Grundlage genommen. 

In der Sektion IV kann man also, Herr 
Kollege Fritz, die Zahlen, die hier errechnet 
worden sind, klarstellen lassen. Bei diesen 
Preisvorteilen, von denen ich hier gesprochen 
habe, handelt es sich um nicht weniger als 
7,8 Milliarden Schilling, die der privaten 
Wirtschaft, der nachkommenden Fertigungs­
industrie zugute gekommen sind, und zwar 
auf dem Sektor Eisen und Stahl 1,985 Mil­
liarden und auf dem Sektor Kohle 5,8 Mil­
liarden Schilling. Man kann diese Preis­
vorteile nicht einfach so vom Tisch weg­
wischen und sagen: Das ist ganz schön, 
aber reden wir darüber nicht mehr! 

Nun darf ich aber noch folgendes sagen: 
Diese Preisvorteile hat der private Groß­
handel und Handel zum Teil absorbiert, 
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denn bei Kohle laufen 40 Prozent, vor allem 
der gesamte Hausbrand, über den privaten 
Handel, und beim Kommerz stahl sind es 
70 Prozent, die über den privaten Handel 
gehen, wobei im Streckengeschäft 3 Prozent 
und im Lagergeschäft 40 Prozent Spanne 
zu rechnen sind, also immerhin ein sehr er­
klecklicher Teil. Das Verhältnis vom Strecken­
zum Lagergeschäft ist 50 zu 50. 

Erlauben Sie mir nun, daß ich zum Vor­
halt der Dividendenhöhe ein paar Bemerkungen 
mache. Es ist hier davon gesprochen worden, 
daß der Bund 3 Milliarden Schilling in die 
verstaatlichten Betriebe eingebracht hat. Nach 
der finanziellen Festlegung, die die Sektion IV 
einschaumöglich besitzt, waren es tatsächlich 
nicht ganz 1,8 Milliarden Schilling, von denen 
nach dem Übereinkommen von 1961 630 Mil­
lionen - als Darlehen aufzufassen sind, die 
dem Staat refundiert werden müssen. Das 
ist die Vereinbarung, die auch eingehalten 
werden muß. 

Wenn man zu der Dividendenhöhe er­
klärt, das sei im besten Fall ein Schnitt von 
0,5 Prozent, so muß ich hier sagen: Es gibt 
da keinen Schnitt. Die Ausschüttung muß 
pro Betrieb gewertet und bezogen werden. 
Wenn man auch den Nominalwert als Grund­
lage abrechnet, so könnten wir unter Um­
ständen sagen: Schön, man soll einmal den 
Einbringungswert als Grundlage einer solchen 
Rechnung nehmen. 

Die Frage der Dividende ist eine Frage 
des Vorstandes, in der weiteren Form des 
Aufsichtsrates und auch der Hauptversamm­
lung. Wir haben die Finanzierung dieser ver­
staatlichen Unternehmungen aus der Bundes­
sphäre ja nicht zu erwarten gehabt, das 
wurde, das wissen Sie sehr wohl, von Ihnen 
abgelehnt. 

Die Hemmung der Programmbereinigung 
der kranken Betriebe, meine Damen und 
Herren, geht weit tiefer, als man hier ober­
flächlich wahrhaben will. Nehmen wir zum 
Beispiel einen kranken Betrieb, den Betrieb 
Trauzl. Ja wofür muß hier die ÖMV ein 
eigenes Reparaturwerk errichten, wenn man 
weiß, daß dieses Unternehmen auf diese 
Möglichkeit des Arbeitsplatzes abgestellt sein 
muß? Oder: Als die Bleiberger Bergwerks­
union in Schwierigkeiten geraten war und der 
dortige Ihnen zugehörige Generaldirektor als 
Ausweichlösung die Erzeugung von Plastik­
säcken zum Vorschlag gebracht hat, haben 
das nicht wir abgelehnt, die Ablehnung kam 
aus Ihren Reihen! Bei Hofherr & Schrantz 
kam es zu einer systematischen Einengung 
durch die private Konkurrenz. Lassen Sie 
sich Aussagen vom dortigen Verkauf geben! 

Sie werden ein eigenartiges Bild von diesem 
Vorgang erhalten. 

Ich darf noch sagen, daß die Hilfe im Zusam­
menhang mit der Übernahme der USIA-Be­
triebe den verstaatlichten Betrieben Finanz­
kraft im Ausmaß von 1,1 Milliarden Schilling 
entzogen hat, die heute sehr wohl manchem 
kranken Betrieb über seine Nöte hinweghelfen 
würde. 

Nun erlauben Sie mir, daß ich zum Finanz­
problern selbst Stellung nehme. Ich möchte 
aber vorher ganz kurz die Ursachen der 
Kapitalschwierigkeiten streifen. Eine Ursache 
habe ich bereits genannt: Die Betriebe hatten 
für ihre kommenden Schwestern im Jahre 1956 
selbst aufkommen müssen. Eine zweite Ur­
sache ist, daß der Preisverbruch auf den 
internationalen Märkten, der mit den beiden 
Rezessionen 1958 und 1963 einges8tzt hat, 
ein Vorgang ist, den wir einfach zur Kenntnis 
nehmen mußten. Sie wissen sehr wohl, daß 
die Industrien in den Großmarktländern in 
der Lage waren, auf Grund ihres großen eige­
nen Marktes im Lande die Preise zu halten 
und im Ausland den kleinen Exportanteil 
um jeden Preis abzusetzen, weil die Anlagen­
ausnützung, die Ausnützung der vorhandenen 
Kapazität für sie einen rücklagebaren Gewinn 
gebracht hat. 

Der Strukturwandel, dem das gesamte 
industrielle Geschehen auf allen Sektoren 
unterworfen ist, zieht bei der Grundstoffindu­
strie ganz besondere Kreise. Hier ist vor 
allem die Konzernierung von Grundstoff- und 
Finalindustrie, die zusammengehören, in der 
ganzen westlichen Welt festzustellen. Die 
Weiterverarbeitung zum Halb- beziehungsweise 
Fertigfabrikat ist heute in vielen Teilen der 
Welt Tatsache geworden. Die Entwicklung 
zur Veredlung und Verfeinerung benötigt unge­
heure Mittel, um diese Produktion möglich zu 
machen. 

Und nun komme ich auf Ihr Verhalten zu 
sprechen, das bisher unseren Bestrebungen 
und Vorschlägen überall ein Njet entgegen­
gesetzt hat. Sie sehen in jeder Konzentration, 
die nötig ist, um diese Betriebe überhaupt 
aufrechtzuerhalten, einen politischen Akt der 
Sozialistischen Partei. Das ist aber kein 
sozialistischer Parteiakt, sondern einfache wirt­
schaftliche Vernunft, wie sie in allen westlichen 
Staaten angewandt wird. 

Es wurde auch die Behauptung aufgestellt, 
daß die österreichische Stahlindustrie auf 
zu große Kapazität ausgelegt worden sei. Man 
hätte eben nicht auf 3 Millionen Tonnen, 
sondern im besten Fall auf 2 Millionen Tonnen 
zustreben sollen. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Herr Vizekanzler und die 
Sektion IV, die auf diese Entwicklungen an 
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und für sich keinen Einfluß haben und nur blik nicht mehr vollständig vorhanden ist, 
einen Goodwill-Akt herbeiführen können, kön- während sie beim Anleihe- und Übligationsweg 
nen nicht einschreiten. Das waren die Vor- das volle Eigentum behält. Und sagen Sie 
stände, die 50 zu 50 Prozent zusammengesetzt nicht, daß es die Republik Österreich nicht 
sind, und sie haben richtig gehandelt. Das nötig hätte, Eigentum zu besitzen. Erinnern 
möchte ich feststellen. Sie selbst haben in wir uns an die Zeiten, in denen wir gerne 
der Frage Haselgruber zur Kenntnis nehmen Eigentum gehabt hätten, um unsere Lebens­
müssen, daß in der Welt zu klein ausgelegte fähigkeit zu steigern. Leider war damals 
Kapazitäten auf dem Gebiet der Eisen- und schon alles weg, was verpfändbar war. Wir 
Stahlerzeugung unmöglich geworden sind. Wir wollen nur hoffen, daß diese Zeit nicht wieder­
können nicht Öfen mit 10 oder 20 Tonnen kommt. Auf dem privaten Sektor werden heute 
Kapazität anlegen. Wir müssen uns an die im besten Fall Wandelschuldverschreibungen 
Möglichkeit anlehnen, 50, 80 oder mehr als I ausgegeben, eine Möglichkeit, mit der man es 
100 Tonnen zu erzeugen. Das bedeutet den- sich vorbehält, diese später in Aktienbesitz 
selben Zeitaufwand, unter Umständen sogar umzuwandeln. 
einen geringeren Personalaufwand. 

. . Sie wenden ein, der Anleiheweg, der übli-
Ich .wollte .. das ~ur vorau~schICken: damIt gationsweg, wäre ein teurer Wfg und Sie 

man SlC~ daruber 1m kla~en lS~, was ICh nun I müßten ihn daher ablehnen. Sie schlagen 
s~gen mochte. Daß ~as Fman~~eru~gsproblem die Aktienausgabe vor, das sei der billigere 
~m Zentralproble~ mcht nur fur die verstaa~- Weg. Das ist eine grundsätzliche Frage, die 
lIchte, ~ondern f~r unsere. gesamt~ Ind~stfle mit dem Dogma, das heute schon erwähnt 
und WIrtschaft IS~, u~ mtegratlOnsre~f zu worden ist, nichts zu tun hat, sondern nur 
werde~, das bestreItet. mem~nd. Das mmmt sehr unangenehme Erinnerungen wachruft. 
a~ch ~eder zur Ken~tl1ls .. WIr haben von der Sie wenden ein, daß mit der Ausgabe von 
Emtellung der Betflebe m gesunde, stru~tur- Volksaktien oder von jungen Aktien die Mög­
mangelbehaftete, kranke und subventIOns- lichkeit der Konzentration wie wir sie erlebt 
?edü~fti~e Betrie~e gehört. Diese Einteilung haben, nicht gegeben sei.' Wenn eine breite 
1st rIChtIg .. D~mlt soll klargestellt werde~, Streuung gegeben ist, dann kann der Groß­
wo man rIchtIg anset~en kann. Aber dIe aktionär nicht wirksam werden. Solange 
Zuordnung strukturnotleldend gewordener oder wir Sozialisten aber zur Kenntnis nehmen 
kranker Betriebe zu gesunden Betrieben setzt m"ssen daß diese Welt in der wir leben 
die Notwendigkeit voraus, daß nach dem ersten m~ssen' von einer Krise' nicht verschont ist 
S~hritt a~ch de.~ zweite und dritte gemach~ wissen ~ir auch, daß im Falle einer wirkliche~ 
wrrd. So 1st es uberall auf der Welt. Nur bel Krise sollte sie uns einmal treffen die letzte 
uns ist der zweite und der dritte Schritt nicht Volk:aktie in die Tresore derer wa~dern wird 
m~hr ~öglich .. !lier stellt sich die. U~mögl~ch- bei denen wir sie wahrscheinlich alle mitein~ 
k81t, SICh zu eImgen, entgegen. ~lr smd mcht ander nicht wünschen. 
schuld daran. Ich komme noch 1m besonderen 
darauf zurück. 

Wir Sozialisten schlagen die Finanzierung 
über Anleihen oder Übligationsausgaben über 
eine Finanzierungs-AG. vor. Nicht deshalb, 
weil wir wieder eine neue AG. gründen wollen, 
sondern weil es den kranken und notleidenden 
Betrieben von sich aus überhaupt nicht mög­
lich ist, aus ihrem Dilemma herauszukommen, 
wenn nicht eine Dachorganisation Mittel ver­
bürgt. Mit diesem Vorgang wird das Eigen­
tum bei seinem Träger, der Republik Öster­
reich, nicht geändert. Das macht ja auch die 
private Industrie in Österreich. Sie begibt 
keine Aktienemission mehr. Sie sieht selbst 
ein, daß sie zu teuer wird, und das behaupte 
auch ich. Nicht am Anfang und nicht für das 
Auge, aber mit dem Rechenstift müssen Sie 
prüfen, und wenn Sie den Zeitablauf in Be­
tracht ziehen, kommen Sie zu ganz anderen 
Zahlen. 

Dazu kommt, daß nach einer Emission von 
Aktien der Anteil am Eigentum für die Repu-

Schon bei den bisherigen Emissionen hat 
nur ein kleiner Teil der Belegschaft die Mög­
lichkeit gehabt, Kleinstücke aufzukaufen. Das 
kommt nicht daher, weil die Belegschaften 
nicht den Sparwillen haben, sondern weil die 
Verdienstmöglichkeiten neben den gesteiger­
ten Ansprüchen des Lebens ein Abzweigen 
solcher größerer Beträge einfach nicht möglich 
machen. Das haben wir auch in Treibach 
gesehen. 

Sie behaupten, es sei der billigste Weg, wenn 
Sie zugrunde legen, daß Sie sie mit dem dreifachen 
Kurswert anbringen können. Es stimmt schon, 
daß dann die Drittelbelastung für den Betrieb 
übrigbleibt. Aber es wird hier verschwiegen, 
daß für die Möglichkeit der Dividendenaus­
schüttung auch die Körperschaftsteuer und 
die Gewerbesteuer hinzukommen, die wieder 
den dreifachen Betrag des Gewinnes für die 
Dividendenausschüttung zur Grundlage haben. 
Die Rechnung muß aber von allen Seiten her 
ordentlich und mit der Sorgfalt eines ordent-
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lichen Kaufmannes geführt werden, und es 
bleibt also dann bei den 9 Prozent Belastung. 

Sie führen Beispiele an, daß Aktionäre dort 
und da in den ersten Jahren auf die Divi­
dende verzichten. Wir wissen aber auch, 
daß es unter den Aktionären wenige Idealisten 
gibt, wenn es überhaupt solche gibt, denn das 
sind Menschen, die gelernt haben, mit dem 
Geld umzugehen. Das wird nur dann eintreten, 
wenn entweder später eine größere Ausschüt­
tung erwartet werden kann oder die Möglich­
keit besteht, durch einen entsprechenden 
Kursgewinn gleichzuziehen. Auch bei der 
Anleihe gibt es die Möglichkeit eines späteren 
Tilgungsanlaufes, und es gibt eine Reihe solcher 
Anleihen speziell für die industrielle Pro­
duktion. Ich mache aber darauf aufmerksam, 
daß es uns in eine sehr unangenehme Lage 
bringt, wenn Aktionäre auf bestimmte Zeit 
auf die Auszahlung von Dividenden verzich­
ten; denn was geschieht, wenn man mit Kurs­
gewinnen spekuliert, haben wir schon in den 
Jahren von 1927 bis 1934 zur Genüge erlebt. 
Damals hat man so lange mit Kursgewinnen 
spekuliert, bis die Werkstätten und Fabriken 
leer gewesen sind. 

Die Aktie in privaten Händen ist investi­
tionsfeindlich, das ist gar keine Frage. Es 
ist ihr innerstes Vermögen. Sie ist nun einmal 
da, um Höchstgewinne zu erzielen. Ich denke 
nur an die Eisenhütte in Österreich vor 1938. 
Wir haben dort fünfzig- bis sechzigjährige 
"Schinken" - um im Hüttenton zu spre­
chen - gehabt, es wurde nichts investiert, 
es wurden nur 30 und mehr Prozent abge­
schöpft. Als man dann am Ende war, als man 
keine Konkurrenzfähigkeit mehr besaß, sagte 
man: Meine Herren, wir nagen am Hunger­
tuch, wir müssen entlassen! 

Das sind die Erinnerungen, welche die 
Menschen in der Stahlindustrie haben. Das 
hat mit Dogma nichts zu tun, sondern das war 
ein furchtbares Leid für die Frauen und vor 
allem für die Kinder. Ich selbst bin einer, der 
diesen Leidensweg zu durchschreiten gehabt 
hat. (Abg. Dr. J. Gruber: Investieren die 
Privaten nichts? Investiert die westdeutsche 
oder die Luxemburger Stahlindustrie nichts? -
Der Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) Sie 
wissen sehr wohl, warum sie heute investieren. 
Es hat sich auch dort ein Wandel vollzogen. 
(Abg. Dr. J. Gruber: Es scheint auch ein 
Dogma zu sein!) Ja, aber die Verhältnisse 
dort sind in dem Augenblick dieselben, wenn 
der politische Rahmen dazu paßt. (Abg. 
Dr. J. Gruber: Wenn wir soviel Konkurrenz 
haben - von wem haben wir sie? Von den 
privaten Aktiengesellschaften?) 

Präsident ( das Glockenzeichen gebend) : 
Das Wort hat der Redner! 

Abgeordneter Ing. Scheibengraf (fort­
setzend): Mit den privaten Aktiengesellschaf­
ten, ja. \Vir haben sie aber nicht wegen der 
privaten Aktiengesellschaften, sondern des­
halb, weil in diesen Ländern Großmärkte 
vorhanden sind. (Abg. Dr. J. Gruber: Wo? 
In L'uxemburg?) Herr Dr. Gruber, das wissen 
Sie genauso 1vie ich. (Vizekanzler Dr. 
Pittermann: L,ltxemb~~rg hat eine größere 
Stahlproduktion als Österreich!) Die Frage ist 
doch so eindeutig, und wenn Sie es nicht 
wissen sollten, dann nehmen Sie die Lieferun­
gen der deutschen Stahlindustrie: 90 Prozent 
sind für das Inland und im besten Fall 10 Pro­
zent für den Export. Sie können also auf den 
Export verzichten. Diese 10 Prozent Export 
werde'n von den Exportländern hinausge­
worfen. (Zwischenrufe bei der SPÖ. - Gegen­
rufe bei der Ö V P.) 

Präsident: Bitte keine Zwischenrufe! Das 
Wort hat der Redner! 

Abgeordneter lng. Scheibengraf (fort­
setzend): Die exportierenden Länder und Volks­
wirtschaften stoßen dann auf eine Konkurrenz, 
die zuschanden geritten worden ist. Man trifft 
also die Länder, die exportieren müssen, und 
es ist dann nicht angenehm, wenn man mit 
45 Prozent Unterbringung auf dem eigenen 
Markt und mit 55 Prozent Export rechnen 
muß. (Vizekanzler Dr. Pittermann: Oder 
noch mehr!) 

Nun komme ich zu einem Sonderpunkt . 
Die Finanzfachleute erklären - das sind nicht 
Leute unserer Provenienz -, die Sparkapital­
decke sei viel zu kurz, um die laufenden 
Investitionen in der Stahlindustrie durchführen 
zu können, die nötig sind, denn das sind 
Milliardenbeträge. Die Fachleute erklären 
weiter, daß eine zusätzliche Belastung dieses 
Marktes mit 400 bis 500 Millionen ihre obere 
Begrenzung findet. Ja rechnen Sie dann mit 
ausländischem Kapital für die Aktien 1 Bei 
der Frage der Ausgabe von Aktien können wir 
auf diesem Gebiet nicht mit. Die Anleihe läuft 
ab, das Eigentum verbleibt den Eigentümern. 
Die Aktie wird und bleibt marktgerechte, 
dividendenfordernde, gewinnmindernde, fort­
laufende Abgabe vom Betrieb. Es gibt keine 
Beendigung. Das kann sich nur erhöhen, je 
nachdem, wie sich die Verhältnisse ent­
wickeln. 

Die Finanzierung der Stahl- und Eisen­
industrie können wir nur mit der Zeitrechnung 
durchführen, jede andere Rechnung ist nur 
eine Momentanlösung ; sie sieht momentan 
sehr handgerecht aus, sie kann mundgerecht 
gemacht werden. Die andere Lösung scheint 
am Anfang härter, ist aber dann die sichere 
Lösung. 
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Die Aktien könnten nur als Vorzugsaktien 

ausgegeben werden, sonst sind sie uninteres­
sant. Denn welcher Aktionär rennt schon 
einer drei- bis vierprozentigen Rendite nach. 
Es gibt keinen, außer er hat einen Kursgewinn 
im Auge. Daher drosselt diese Art der Finan­
zierung durch den höheren Auswurf und 
durch die längere Zeit auflaufenden Kosten die 
Eigenfinanzierung bis zum Nullpunkt ab. 
Dagegen wehren wir uns! Weil wir wissen, 
daß der erste Schritt auf diesem Ge biete den 
zweiten und dritten Schritt notwendig macht; 
man kommt aus diesem turbulenten Treiben 
nicht mehr heraus und wird von einer Walze, 
die nicht mehr aufzuhalten ist, überrollt. 

Sie wollen durch die Aktienausgabe die 
Reprivatisierung erreichen, es geht doch um 
keine andere Frage. Die Beteiligung des 
Privaten und wie immer man das nennen 
will, es kommt auf dasselbe heraus. Sie wollen 
durch die Kleinstückausgabe von Aktien zur 
Senkung der Aktienbesteuerung kommen. Auch 
das ist uns völlig klar. Eine Senkung der 
Aktienbesteuerung ist aber so ähnlich wie eine 
Lohnsteuersenkung. Der kleine Maxi muß 
froh sein, bei der Lohnsteuersenkung 30 
oder 50 S zu gewinnen, während die Bezieher 
hoher Einkommen wesentlich dabei profi­
tieren. Es sind die gleichen Probleme. 

Heute ist hier ausgesprochen worden, daß 
Sie die sichere Kapitalanlage über den Aktien­
besitz erhalten wollen. Das wissen wir auch. 
Die Aktie ist jenes Papier, das über Kriege 
und Revolutionen hinweg ihren Wert behält. 
(Abg. Hartl: Nicht immer!) Ja, ja! Ich kenne 
das. Betrachten wir den Wert der Aktien: 
Böhler stand noch nie so hoch im Wert, wie 
er heute stehen würde, wenn er auf der Aktien­
börse gehandelt ·würde. Das ist gar keine 
Frage. Daß hier einiges zu holen wäre, wissen 
wir auch. 

Ich darf mir in diesem Zusammenhang eine 
Frage erlauben: Was sagt das Gewerbe? 
Was sagt die Eisen und Stahl weiterverarbei­
tende Industrie, aber auch die Landwirtschaft 
zu einem neuen, größeren Gewinnträger ? 
Werden da nicht Erinnerungen wach? Kennen 
Sie noch den Druck der Schwerindustrie 
aus den Jahren vor 1934 auf diese Teile? 
Glauben Sie nicht, daß Ihnen dann ein netter 
Teil Ihres Gewinnes nicht mehr für die Ent­
wicklung der Fertigindustrie bleibt, sondern 
daß dann das ganz anders verläuft? Sind wir 
denn so blind, daß wir die Probleme auf diesem 
Gebiet nicht mehr erkennen können? 

Ich erlaube mir, auch die Frage der Polari­
sierung der Begriffe Verpolitisierung und Ent­
politisierung nach der Meinung von uns 
Sozialisten hier einmal klarzustellen. Wir 
sehen in der Verstaatlichung die erreichte 

Parität der politischen Kräfte auf diesem 
Sektor I Jede Veränderung bringt eine Ver­
änderung dieser Parität in die Ungleichheit 
mit sich. Glauben Sie nicht, daß dann der 
politische Kampf erst losgeht 1 Diese Frage 
muß doch auch überlegt werden, die Men­
schen draußen schlafen heute doch nicht. 
Die Aktienausgabe würde das Gleichgewicht 
stören und damit nicht nur soziale, sondern 
auch politische Ungleichheiten und Kämpfe 
auslösen müssen. 

Wenn Sie sagen, Sie wollen entpolitisieren, 
dann meinen Sie, Sie wollen so lange ent­
politisieren, bis der letzte Vertreter von uns 
draußen ist. (Zustimmung bei der SPÖ. -
Ruf bei de1' ÖV P: Aber, aber! - Zwischenntf 
des Abgeordneten Krempi.) Ich kann das 
doch nicht anders verstehen. Herr Kollege 
Krempi! Fragen Sie den Dr. Busson - es 
sind noch Nachfolger da -, wie schön es 
einmal war, als dort noch niemand mitreden 
konnte. Da konnte man in die Schweiz, da 
konnte man in übergeordnete Holdinggesell­
schaften, und da konnte man auch die Heim­
wehr ausrüsten, ohne jemand in diesem Staat 
fragen zu mussen. (Beifall bei der SP(J. -
A bg. Ha r tl : Der Schutzbund hat es allein 
bezahlt? - Ruf bei der S PÖ: Aber nicht von 
der Schwerindustrie!) Aber nicht von der 
Schwerindustrie! Außer Sie haben schlecht 
geschlafen und haben das unter Umständen 
übersehen. 

Es handelt sich um die Frage der Koexistenz 
zweier 'Virtschaftskonstruktionen. Denn Wirt­
schaftssysteme ohne Unterschied sind das 
nicht. Sie unterliegen dem Aktienrecht, und 
es bleiben alle anderen Modalitäten gleich. 
Wir haben also lediglich die Möglichkeit, von 
der Koexistenz zweier "Virtschaftskonstruk­
tionen zu sprechen. Ich glaube, daß diese 
Koexistenz in den ersten zehn Jahren, als Sie 
mitzutun - ich weiß nicht, wie ich das jetzt 
sagen soll, um nicht zu beleidigen - veranlaßt 
waren, ein ungeheures Aufbauwerk in dieser 
Industrie zustande brachte - auch mit Ihren 
Leuten. Dieses System hat sich doch bewährt. 
Soll sich das in einer konsolidierten Wirt­
schaft nicht bewähren 1 Ich frage nur nicht, 
warum. Wenn es nur darum geht, daß jetzt 
Menschen diesen Besitz wieder für sich re­
klamieren, dann verstehe ich das, aber SOllst 
verstehe ich das nicht. Ich verstehe es gerade 
von Ihren ÖAAB-Leuten nicht, denn sie sind 
brav und in wirklicher Einigkeit bei diesem 
Aufbauwerk gestanden. (Abg. Lola Solar: 
Bravo!) Was wahr ist, ist wahr, darüber gibt 
es gar keine Frage. Warum sollen diese Leute 
jetzt gerade dafür sein, daß man das ändert? 
Ich sehe keine Möglichkeit. Die Frage des 
Streubesitzes : Wenn wir unseren Leuten sagen: 
Tragt euer Geld auf die Banken und Spar-
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kassen, dann haben wir dem Sparkapital in 
Österreich einen großen Dienst erwiesen. 

Nun erlauben Sie mir, zu dem Begriff 
"Nationalindustrie" ein Wort zu sagen. (Abg. 
H artl: Interessant! - Abg. Suchanek: 
Ein neuer Ausdruck! Sie werden es nicht ver­
stehen! - Heiterkeit.) Ja, das ist ganz interes­
sant. Passen Sie auf! (Weitere Zwischenrufe.) 
Ich werde es ganz einfach sagen. Die ver­
staatlichte Industrie steht unter staatlicher 
Kontrolle, sie wird national kontrolliert. Nun 
sagen Sie, von wo die Privatindustrie kontrol­
liert wird. Diese hat ihre eigenen Kontroll­
systeme. Ich nehme nicht an, daß dies un­
anständig ist. Aber im Zusammenhang mit 
der Wirtschaftsplanung gibt es bei uns in 
der Magengegend ein komisches Gefühl, und 
zwar deshalb, weil Sie nicht deshalb gegen die 
Planung sind, weil der Begriff Planung auf öst­
liche Richtungen weist, sondern Sie wissen selbst, 
daß Sie planen müssen. Aber bei einer wirk­
lichen Planung heißt es, die Tatsachen offen 
darzulegen, und das wäre die Kontrolle. 
Aber dieser entziehen Sie sich. So sehen wir 
rein sachlich diese Probleme. 

Ich darf zum Schluß kommen und möchte 
noch folgendes sagen. Die Zweifel, ob Öster­
reich lebensfähig ist, haben uns in der Ersten 
Republik an den Rand und dann an die Grab­
stätte Österreichs gebracht. Heute, in der 
Zweiten Republik verstummten diese Zweifel 
durch die Erfolge der Zusammenarbeit sehr 
bald ganz. Man kann heute auf ein beispiel­
loses Aufbauwerk zurückblicken. Die Welt 
beneidet uns oftmals darum. Setzen wir es 
nur nicht selber vor dieser Welt herab. Die 
beiden Partner fanden sich zu einer Zu­
sammenarbeit und erreichten damit unbeab­
sichtigt meiner persönlichen Meinung 
nach - eine kleine Koexistenz, die sich in 
schwerster Not bewährt hat. Sie sollte nach 
Meinung der Sozialisten auch in der konsoli­
dierten Form auf diesem Sektor ohne jede 
weitere Ausweitung weiterwirken. Mehr ist 
nicht nötig. Wir haben mit den Problemen 
genug zu tun, wenn wir sie ordnungsgemäß 
regeln wollen. Wenn wir hier dieses System 
beibehalten, könnte es zu einem sehr guten 
gegenseitigen Ehrgeizstreben zwischen uns 
und der Privatindustrie weitergeführt werden. 
( Ruf bei der Ö V P : Unter gleichen Start­
bedingungen ! - Vizekanzler Dr. Pi t t e r man n : 
Wir werden gleich darüber reden!) Herr Kollege! 
Die österreichische verstaatlichte Industrie 
Ilnterliegt wie jede andere Industrie den öster­
reichischen Gesetzen. Wir haben doch keine 
Sondergesetze! (Vizekanzler Dr. Pittermann: 
o ja - zum Nachteil!) Zum Nachteil- ja! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn Sie wünschen, daß diese verstaatlichte 

Industrie so wie wir in der nächsten Zeit 
den Aufgaben der Zeit gerecht werden soll, 
dann brauchen Sie nur der einfachen Finan­
zierung durch die Anleihe oder die Obligation 
Ihre Zustimmung zu geben. Sie verlieren nichts 
aus Ihrer Krone, und wir gewinnen nichts 
durch diesen Vorgang. Beide bekommen nichts, 
wir nehmen nur den Status zur Kenntnis, 
wie er ist, wie er von braven Menschen in 
dieser Industrie erarbeitet worden ist, die Sie 
selbst anerkennen. Anerkennen wir diese 
Leistung in der Form, daß wir vor diesen 
leistenden Menschen - Ingenieuren, Kauf­
leuten, Arbeitern und Angestellten - jene 
Verbeugung machen, daß wir sagen: Die 
Entwicklung der in der Verstaatlichten zu­
sammengefaßten Industrie hat grünes Licht 
für die nächste Zeit! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Wodica zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Wodka (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Vizekanzler ! Hohes Haus! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
mir bei diesem Kapitel vorbehalten, zu einem 
notleidenden Betrieb der Verstaatlichten das 
Wort zu nehmen, und zwar meine ich damit 
den einzigen verstaatlichten Betrieb im Be­
zirk Wiener Neustadt, nämlich das Rax-Werk, 
das zum großen SGP-Konzern gehört und 
von den 124.000 Beschäftigten in der Ver­
staatlichten 600 Beschäftigte zu seinem Be­
stand zählt. Dr. Weiß mann meinte heute, 
man möge die verstaatlichten Betriebe i.n 
Ruhe arbeiten lassen, und zwar gewinnbringend 
arbeiten lassen. Ich unterstreiche das sehr 
gern. Aber die Wirklichkeit sieht leider etwas 
anders aus. 

Seit fast zehn Jahren gehört dieser Betrieb 
unter "ferner liefen" über die LOFAG zum 
SGP-Konzern. Er war früher ein USIA­
Betrieb und wurde in dieser Zeit, ohne daß 
Investitionen durchgeführt worden sind, her­
untergewirtschaftet und ausgebeutet. Trotz­
dem müssen wir bedauerlicherweise sagen, 
daß in dieser Zeit 1000 Beschäftigte dort 
arbeiteten, während es heute nur 600 sind. 

Der SGP im allgemeinen und dem Rax­
Werk im besonderen fehlen kräftige finanzielle 
Impulse für Investitionen, aber auch für Be­
triebsmittel. Es ist für den kleinen Mann 
unverständlich, daß man sich heute überall 
darüber beklagt, daß in der Zeit der Hoch­
konjunktur allenthalben Arbeitermangel 
herrscht, während im Rax-Werk zeitweise 
hochqualifizierte Arbeiter und Spezialisten 
bei der Hofpartie arbeiten müssen. Es ist 
unverständlich, daß es in der Zeit der Hoch­
konjunktur nicht möglich sein soll, dort 
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genügend Beschäftigung zu finden. Soll das 
jemand verstehen? 

Der Waggonbau ist das eigentliche Spezial­
gebiet des Rax-Werkes. Es ist eine bekannte 
Tatsache, daß er für die Zukunft die Arbeits­
plätze nicht sichern kann. Es müssen neue 
Produktionszweige gesucht und gefunden wer­
den. Zweifellos wurden manche Versuche in 
dieser Hinsicht unternommen, die einen mit 
mehr, die anderen mit weniger Erfolg. 

Auch zur Beschaffung der notwendigen 
Mittel für Investitionen wurden verschiedene 
"Vege gegangen. Der Herr Vizekanzler hat 
ebenfalls einmal einen außerordentlichen Geld­
betrag zur Verfügung gestellt. Die Stadtge­
meinde Wiener Neustadt, die bekanntlich 
zu den am schwersten bombengeschädigten 
Städten in ganz Österreich gehört und heute 
noch mehr als 2000 Pendler hat, die bis zu 
50 Kilometer und mehr zu ihrer Arbeits­
stätte fahren müssen, hat versucht, dem 
Rax-Werk dadurch zu helfen, daß sie die Grün­
de, die für das Rax-Werk heute nicht gebraucht 
werden, käuflich erwerben wollte. Dieser 
Versuch scheiterte daran, daß alle Grund~ 
stücke der Firma belastet sind und nicht 
freigemacht werden konnten. Es geschehen 
überall Fehler, und Fehler sind zweifellos 
auch dort geschehen. 

Man hat sich dann mit dem Gedanken 
getragen, in Österreich eine eigene Flugzeug~ 
produktion aufzuziehen, und hat vorerst das 
sehr ausgedehnte Gelände des Werkflughafens 
erworben. Vom Werkflughafen, der an der 
Bundesstraße 17 liegt und der innerhalb des 
Stadtgebietes infolge der restlosen Aufschlie­
ßung der Stadtgemeinde für neue Industrie­
ansiedlungen wie geschaffen war, wollte die 
Gemeinde den Teil an der Straße erwerben. 
Wegen eines Überangebotes der SGP konnte 
die Stadtgemeinde diesen Grund nicht kaufen. 
Die SGP haben zweifellos einen Überpreis 
dafür geboten, sodaß die Stadtgemeinde nicht 
mitkonnte. 

Auf der Suche nach neuen Produktions­
zweigen wurden - das habe ich schon ge­
sagt - verschiedene Wege beschritten. Die 
Anfertigung eines Heizungskessels, Golcalor­
Kessel genannt, ist zweifellos ein Weg, der 
erfolgreich zu sein verspricht. Er bietet 
aber für die Zukunft nur einem geringen Teil 
der Belegschaft dauernde Arbeit. 

Der Tankwagenbau für Straßenfahrzeuge 
ist sicherlich nur mehr in geringerem Maße 
dazu angetan, Dauerarbeitsplätze zu erhalten 
oder gar neu zu schaffen. 

Man ging dann zum Fluzeugbau über, 
an dem man jetzt etwa sieben Jahre herum-

experimentiert. Leider war dieser Versuch 
gleich von Anfang an durch einen tragischen 
Unglücksfall belastet. Bei dem Flugzeug­
absturz des ersten Prototyps hat es zwei Tote 
gegeben. Obwohl nachher wirklich mensch­
liches Versagen festgestellt worden war, hat 
sich dieser Unglücksfall auf die Entwicldung 
im Flugzeugbau natürlich nicht fördernd aus­
gewirkt, sondern das war ein Rückschlag. 
Wir stellen heute fest, daß wir nunmehr - ich 
rechne das abgestürzte Flugzeug nicht - drei 
Flugzeuge dort stehen haben, jedes ein neuer 
Prototyp. Aber selbst dann, wenn eine Serie 
aufgelegt werden könnte - bis heute wurde 
noch kein einziges Flugzeug verkauft -, 
wäre das bestenfalls eine Beschäftigung für 
50 Arbeitskräfte. Ich glaube, die kostspieligen 
Versuche waren Fehlinvestitionen. Trotzdem 
möchte ich nicht sagen, wie es der Herr 
Dr. Weißmann getan hat, daß der Vorstand 
überall allein die Verantwortung tragen soll, 
daß man den Vorstand wirklich allein dafür 
verantwortlich machen kann. Aber ich glaube 
- mein sehr verehrter Vorredner hat von einer 
Planung gesprochen -, wenn man etwas 
sinnvoller und überlegter gedacht und ge­
plant hätte, dann hätten diese Investitionen 
zweifellos für mehr nutzbringende und er­
folgversprechende Dinge verwendet werden 
können. (Zwi8chenruf de8 Abg. Dipl.-Ing. 
H ämmerle.) Ich nicht, verehrter Herr Kol­
lege t Ich glaube, das liegt wahrscheinlich 
in der Generaldirektion und bei den ver­
schiedenen Herren, die damit beauftragt wur­
den. 

Der Versuch, eine neue Gleisstopfer-Maschine 
zu erzeugen, hat anscheinend bis jetzt den 
größten Erfolg gebracht, denn in- und aus­
ländische Interessenten interessieren sich dafür. 
Leider mußten wir in der letzten Zeit fest­
stellen, daß, als diese Gleisstopfer-Maschine 
als für die Zukunft erfolgversprechend gewertet 
werden konnte, geplant war, die Produktion 
vom Rax-Werk abzuziehen und in andere 
Konzernbetriebe zu verlegen. Das konnte 
verhindert werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren t 
Das entscheidende ist aber, daß in allen 
Jahren seit dem Abzug der Besatzung und 
seit übernahme des Betriebes durch den 
österreichischen Staat die roten Zahlen im 
Rechnungsabschluß nicht zum Verschwinden 
kommen. Daran sind nicht die braven und 
fleißigen und hochqualifizierten Arbeiter schuld, 
hier liegt zweifellos die Schuld anderswo. 

Erst vor kurzem wurde ein neuer Vorstand 
bestellt; leider kein eigener Vorstand und 
kein eigener Aufsichtsrat für das Rax-Werk 
selbst, was sehr zu bedauern ist, weil dadurch 
wiederum für dieses Rax-Werk keine kompe-
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tente Stelle geschaffen wurde, an die man sich 
direkt wenden könnte und die dafür geeignet 
wäre, entsprechende betriebsverbessernde Vor­
schläge an den richtigen Mann zu bringen, 
wie das wiederholt . von Seite der Arbeiter­
schaft versucht wurde. Bedauerlich ist es 
auch, daß dieser Vorstand nur provisorisch 
auf ein Jahr bestellt wurde. Trotzdem knüpft 
die Belegschaft des Rax-Werkes an diesen 
neuen Vorstand die größten Hoffnungen. 
Aber einen V orstand für ein Jahr zu bestellen, 
ist meiner Meinung nach nicht der richtige 
Weg. Denn wer kann in einem Jahr aus 
einem heruntergewirtschafteten Betrieb einen 
florierenden Betrieb machen 1 Es fehlt hier 
ein langjähriges Konzept sowohl auffinanziel­
lem Gebiet als auch auf betriebswirtschaft­
lichem Gebiet. Meine sehr verehrten Herren! 
Wenn ich könnte, würde ich gerne das Experi­
ment starten und für dieses Werk Volksaktien 
ausgeben. Ich möchte sehen, wer von dieser 
Seite dieses Hauses sich drängen würde, die 
Aktien dieses Werkes zu erwerben. Das ist 
für dieses Werk keine Finanzierung. Die 
Republik Österreich hat als Besitzer die 
oberste Aufgabe, diesen Betrieb auch endlich 
einmal auf gesunde Füße zu stellen, damit er, 
wie heute schon gesagt wurde, auch gewinn­
bringend produzieren kann. 

Erfreulich im negativen Sinn war die kürz­
lich kundgetane Meldung - das ist ja hier 
schon gesagt worden -, man solle kranke 
Betriebe endlich liquidieren. Das ist der 
einfachste Weg für die Betriebsführung, auch 
für die Konzernführung. Ob aber die Volks­
vertretung diesen Weg beschreiten darf, das 
bitte· ich Sie sehr wohl zu überlegen. Man 
sagt heute immer wieder, daß wir alle Öster­
reicher gleich behandeln müssen. Ich muß 
feststellen, daß auch die Arbeiter des Rax­
Werkes in Wiener Neustadt Österreicher sind. 
Als man hörte, daß die Flugzeugproduktion 
irgendwie liquidiert werden soll, hat man 
einen bekannten AAB-Funktionär, der dort 
beschäftigt war, rechtzeitig in ein anderes, 
gesünderes Unternehmen verpflanzt. Versteht 
man darunter die gleiche Behandlung ~ Ich 
glaube, das scheint nicht die gleiche Behand­
lung aller Österreicher zu sein. 

Die Belegschaft des Rax-Werkes erwar:tet 
in der Zeit der Hochkonjunktur endlich auch 
für ihren Betrieb eine Lösung, die diese 
Arbeiter, die Könner sind, die fleißig sind und 
welche die Treue zum Betrieb bewiesen haben, 
als gleichberechtigte Österreicher beruhigt in 
die Zukunft blicken läßt. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Präsident: Das Schlußwort hat der Herr 
Vizekanzler Dr. Pittermann. Ich erteile es 
ihm. 

Vizekanzler DDr. Pittermann: Hohes Haus! 
Ich will zuerst versuchen, auf die kleineren 
Bemerkungen einzugehen. 

Herr Abgeordneter Krempi! Ich habe mir 
in der Z wischen~eit noch Gewißheit verschafft 
über die Situation in der Generaldirektion 
bei Schoeller-Bleckmann. Daß es dort eine 
ÖAAB-Mehrheit gibt, wußte ich. Es steht 
5: 2. Der Fall betrifft den Betriebsrats­
obmann, der Ihrer Fraktion angehörte. Er 
hat gegen den Vorstand in seiner Gesamtheit 
Äußerungen gebraucht, die ich hier nicht 
wiedergeben kann, weil ich sonst den Tat­
bestand nach § 496 Strafgesetz immunisieren 
würde. Jedenfalls aber sind diese Äußerungen 
nach dem Angestelltengesetz ein hinreichender 
Grund zur fristlosen Entlassung, die der 
Gesamtvorstand ausgesprochen hat. Die Ge­
neraldirektion selbst untersteht ressortmäßig 
Ihrem Generaldirektor-Stellvertreter Dr. Fitzin­
ger . Die sozialistischen Kollegen haben sich 
dann auf den Standpunkt gestellt, man solle 
einem Betriebsrat, der vielleicht glaubte, 
irgendwie funktionell berechtigt zu sein, auch 
diese Ausdrücke zu gebrauchen, eine Art 
ehrenvollen Abschied gewähren. Es ist ja 
auch dann mit allen Betroffenen zu einer 
einvernehmlichen Lösung des Arbeitsverhält­
nisses gekommen. Wenn eine Fraktion eine 
so eindeutige Mehrheit hat wie Sie in der 
Generaldirektion bei Schoeller-Bleckmann, 
kann man doch wirklich nicht von irgendeinem 
Akt der Verfolgung reden! Wenn sich ein 
Funktionär, gleichgültig welcher Fraktion er 
angehört, so etwas zuschulden kommen läßt, 
dann muß man doch dem Vorstand, der das 
einstimmig beschließt, auch das Recht zuer­
kennen, das Dienstverhältnis unter diesen 
immerhin sozial abgestimmten Umständen zu 
lösen. 

Was nun den Fall in Hönigsberg und Mürz­
zuschlag betrifft - Scheibengraf hat darüber 
schon gesprochen -, so möchte ich sagen: 
Es war keine Demonstration gegen Krainer, 
es war eine Demonstration gegen einen Mann 
aus dem Werk, den er in seiner Begleitung 
mitgenommen hat. Der Betriebsrat hat gar 
nichts gegen ihn unternommen. Die Arbeiter 
und Angestellten haben einfach die Halle 
verlassen, durch die der Herr Landeshaupt­
mann Krainer durchgegangen ist. Ich stelle 
ausdrücklich fest, daß ich auch eine solche 
Form der politischen Meinungsaustragung nicht 
für richtig halte. Ich habe das aber nicht 
nur festgestellt, sondern auch bewiesen. Ich 
habe den Herrn Landeshauptmann Krainer 
eingeladen, mit mir gemeinsam diese beiden 
Betriebe zU besichtigen. Der Herr Landes­
hauptmann Krainer hat bedauert - was ich 
auch einsehe -, daß er mit Rücksicht auf die 
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gleichzeitig stattfindende Semmering-Tagung 
das nicht tun könne. Ich habe auch aus seinem 
Schreiben den Eindruck gewonnen, daß er 
damit die Angelegenheit als beigelegt be­
trachtet. 

Nun zu den einzelnen vom Herrn Abgeord­
neten Weiß mann kritisierten Budgetposten. 
Er ist offenbar momentan gar nicht im Saal 
- aber man kann schließlich ja auch mit 
seinen Freunden Gespräche führen. (Abg. 
Hartl: Koexistenz!) Eben. Ich habe die 
Äußerungen des Kollegen Fink nicht so direkt 
persönlich aufgefaßt. 

die Ihnen, Herr Abgeordneter Weiß mann, 
vielleicht gar nicht so unbekannt sind -
Nachrichten, die gegen die verstaatlichte 
Industrie gerichtet sind. Sie glauben, man 
kann diesem Zweig der österreichischen Wirt­
schaft dienen, wenn man ihm die Mittel zu 
Gegenaktionen überhaupt nimmt oder so be­
beschneidet, daß sie lächerlich sind? Was ein 
Inserat in einer amerikanischen Zeitung kostet, 
wissen Sie, und es ist ja auch genügend Geld 
da im Handelsministerium und beim Bundes­
pressedienst - dort viel weniger, wie ich 
hinzufügen möchte -, um das zu decken. 
Nur in der Verstaatlichten gibt es so etwas 
nicht? Ich habe den Eindruck, daß man 
dann, wenn man ein wenig davon aufholt, 
dabei auf gar keine Förderung, sondern eher 
auf Hindernisse stößt. 

Wenn man ein Wirtschaftsministerium, das 
Wirtschafts aufgaben zu lösen hat, mit einem 
Hoheitsministerium vergleicht, dann kann 
man auf solche Dinge, wie sie Dr. Weiß mann 
vorgebracht hat, kommen. Die Sektion IV 
des Bundeskanzleramtes ist ja nicht deswegen Und nun zu den anderen Problemen. 
im Bundeskanzleramt, weil das Bundeskanzler- In diesem Hause ist einmal im Zusammenhang 
amt ansonsten ein Wirtschafts ministerium mit der Bundeshaftung für Auslandsanleihen 
ist, sondern aus anderen Gründen. Aber I gesagt worde~: Ja, ~~e v:erstaatlichte Ind.ustrie 
betrachten wir das Handelsministerium das bekommt kem auslandisches Geld, weIl der 
ja dazu da ist, die Wirtschaft zu fÖ;dern, Gläubiger sich fürchtet, er könnte sein Kapital 
und das halt die verstaatlichten Unterneh- nicht mehr zurückbekommen! Ich suche 
mungen nicht fördert, weil es auf dem Stand- mir also unter den vielen Unterlagen, die 
punkt steht, es sei für die Privatwirtschaft da. ich hier liegen habe, eine Tabelle über das 
Das Handelsministerium hat auch mit unseren Verhältnis des Eigenkapitals zur Bilanzsumme 
Stimmen, Kredite im Bt;dget bekommen. heraus. Bei der VÖEST beträgt im Jahre 
Für solche Werbemaßnahmen die der Herr 1963 bei einer Bilanzsumme von 5439 Millionen 
Abgeordnete Weißmann kriti~iert hat, sind das Eigenkapital 3628 Millionen und das 
eben 16,280.000 S vorgesehen. Das sind also Fremdkapital 1,8 Milliarden. Glauben Sie, 
Maßnahmen für Filmwerbung, Insertionen Herr Abgeordneter Weißmann, im Ernst, 
in ausländischen Zeitungen, Zeitschriften, für daß ein Unternehmen mit einer solchen ge­
die Propagierung des Inlandsaufwands, Ehren- sunden finanziellen Basis nicht überall, ob 
preise und sonstige Werbernaßnahmen; durch- verstaatlicht oder privat, Geld bekommt 1 
aus berechtigt, man braucht das. Wir haben Warum sucht man die Rückendeckung? Na, 
auch keine Kritik daran geübt, daß in diesem der Hofrat Walk ist ein ganz guter Geschäfts­
Budget beim Handelsministerium die Gesamt- mann, der weiß genau, so wie ich und Sie, 
post von 52 Millionen auf rund 60 Millionen daß mit einer staatlichen Garantie das Leih­
- also um fast 8 Millionen, ich glaube, es kapital um ein halbes Prozent Kalkulations­
sind 7,950.000 - erhöht wurde. Man muß zinsen billiger ist. Das ist das ganze Geheimnis. 
das richtig sehen. Meine Herren! Nur für den Dasselbe ist bei der Alpine, wenn Sie wollen, 
einen Teil der Wirtschaft, nur für die Privat- oder bei Böhler. 
wirtschaft? Es ist gar nichts dagegen zu sagen, 
daß sie diese Mittel bekommt; sie bekommt 
unvergleichlich mehr. Aber für die Verstaat­
lichte nichts? 

Wenn man Glauben an die Aufrichtigkeit 
seiner Worte erwecken will, muß man bei 
solchen Dingen achtgeben. Denn es ist ganz 
richtig, was hier gesagt worden ist: Ein Beamter 
der Handelskammer in Wien schreibt die 
Artikel gegen die verstaatlichte Industrie 
in der "Zürcher Zeitung". Ich mache damit 
der Wiener Landeskammer keinen Vorwurf. 
Ein Beamter kann in seiner Freizeit machen, 
was er will. Monat für Monat erscheinen in 
ausländischen Zeitungen - das geht zum 
Teil auch über inländische Korrespondenzen, 

Es hat allerdings einen Betrieb unter den 
vieren gegeben, da ist das Verhältnis des 
Eigenkapitals ungünstig: das ist Schoeller­
Bleckmann. Sie wissen genau, wie das bei 
Schoeller-Bleckmann war, Sie wissen um meine 
Bemühungen, dieses ungünstige Verhältnis 
bei einem Betrieb, der 78 Prozent seiner 
Produktion exportiert, zu verbessern. Daß 
der Herr Finanzminister nichts gegeben hat, 
das sind wir ja schon gewöhnt. Ich war bereit, 
aus den Mitteln des Investitionsfonds, über 
den ich disponieren kann, Schoeller-Bleck­
mann eine Anfangsmöglichkeit zu einer be­
scheidenen Kapitalaufbesserung zu geben, 
um das Verhältnis zu ändern. Von wem ist 
das, Herr Dr. Weißmann, an ideologische 
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Vorbehalte - zuerst Aktienausgabe und dann 
Zustimmung - geknüpft worden ~ Von mir 
nicht! Und die niederösterreichische Handels­
kammer, die keine sozialistische· Führung 
hat, hat in ihrer Entschließung, in der sie die 
Kapitalaufstockung verlangt hat, ausdrücklich 
aufgerufen, in der Wirtschaft zu entideolo­
gIsIeren. Die Bedingung, die Zustimmung 
nur zu geben, wenn Aktien ausgegeben wer­
den, bei einem Betrieb, der es braucht, dem 
es echt weh tut, wenn er es nicht bekommt, 
ist nicht von uns gesetzt worden. 

Und nun überhaupt zu den Bedingungen. 
Sie, Herr Abgeordneter Weißmann, haben 
wie jedes Mitglied des Fünfzehnerausschusses 
den Plan der Sektion IV bekommen. Sie haben 
mir heute hier vorgeworfen, ich habe vorge­
schlagen, die Direktoren zu weisungsgebun­
denen Beamten zu machen. In der Zusammen­
stellung, die Sie bekommen haben zusammen 
mit der Rede, die ich hier gehalten habe 
und auf die ich auch noch eingehen werde, 
heißt es auf Seite 18 in Punkt D: 

"Die im § 15 Aktiengesetz vorgesehene 
einheitliche Leitung soll tunlichst nicht durch 
Ausübung einer Kommandogewalt erfolgen, 
sondern durch einvernehmliche Handlungen 
der Unternehmungen. Nur im Falle des Nicht­
zustandekommens oder der Nichteinhaltung 
getroffener Vereinbarungen sollte durch einen 
verbindlichen Schiedsspruch die einheitliche 
Leitung wahrgenommen werden." 

Das war der Vorschlag der Sektion IV 
vom November des vorigen Jahres, den Sie 
bekommen haben. Und daraus lesen Sie 
jetzt vor dem Haus heraus, ich habe die 
Direktoren zu weisungsgebundenen Beamten 
gemacht. Überdies ist der Vorschlag bezüg­
lich Schiedsgericht ja mittlerweile von den 
Vertretern beider Parteien angenommen wor­
den. 

Ich werde Ihnen auch jetzt die Antwort 
auf die Änderung der Einstellung zur Ausgabe 
von Volksaktien geben. Ich habe es vor einem 
Jahr hier im Haus gesagt, aber offenbar 
glaubt man, wenn man etwas oft genug wieder­
holt, finde man doch Glauben. Ich muß 
jetzt um Entschuldigung bitten, ich muß 
halt einen Teil dieser Rede von damals noch 
einmal vorlesen. Ich habe damals von der 
Auseinandersetzung um die Bankaktien ge­
sprochen. Da heißt es: 

"Nach einem wochenlangen Streit zwischen 
den einen, die eine Ausgabe zum Nominale, 
also 100 zu 100 verlangten, und den anderen, 
für eine Ausgabe mindestens im Verhältnis 
100 zu 200 zu verlangen, mußte schließlich 
eine Einigung auf der Basis 100 zu 115 für 
Vorzugsaktien und 100 zu 135 für Stamm-

aktien hingenommen werden, um eine Eini­
gung in Regierung und N ationalrat über 
die damalige Forderung der öffentlichen Ange­
stellten zu ermöglichen. 

Von der Creditanstalt wurden bei einem 
Stammkapital von 500 Millionen Schilling 
200 Millionen Schilling Aktien ausgegeben. 
Dafür wurden bei einem Begebungskurs von 
115 Schilling für die Vorzugsaktie 172,5 Mil­
lionen Schilling, bei einem Begebungskurs von 
135 Schilling für die Stammaktie 67,5 Mil­
lionen Schilling erlöst. Zusammen sind aus 
dem Verkauf der sogenannten Volksaktien 
bei der Creditanstalt 240 Millionen Schilling 
eingenommen worden. 

Bei der Österreichischen Länder bank wurden 
bei einem Stammkapital von 250 Millionen 
Schilling 100 Millionen Schilling Aktien aus­
gegeben. Dafür wurden bei einem Begebungs­
kurs von 115 Schilling für die Vorzugsaktie 
86,25 Millionen Schilling, bei einem Be­
gebungskurs von 135 Schilling für die Stamm­
aktie 33,75 Millionen Schilling, zusammen 
120 Millionen Schilling erlöst. 

Insgesamt hat daher die Republik Öster­
reich aus der Aktienausgabe der beiden Groß­
banken eine Einnahme von 360 Millionen 
Schilling erzielt. 

Da es sich aber gleichzeitig um eine Ver­
minderung des Aktienanteiles des Bundes 
gehandelt hat und der Ausgabekurs den 
inneren Wert der Aktie nicht berücksichtigte, 
sind die Aktien, wie die Kursentwicklung 
gezeigt hat, weit unter ihrem wirklichen Wert 
veräußert worden. 

Diese Volksaktienausgabe brachte den Er­
werbern dieser Papiere außerordentlich hohe 
Gewinne. Wer seine Aktien zum Höchst­
kurs 1962 von 736 Schilling (Vorzug) be­
ziehungsweise 743 Schilling (Stamm) ver­
äußerte, hat für die von ihm bezahlten 
115 Schilling beziehungsweise 135 Schilling 
pro Aktie einen Gewinn von 540 Prozent be­
ziehungsweise 450 Prozent pro Aktie erzielt. 
Das ist unvergleichlich höher, als die Re­
publik Österreich an Erlös bekommen hat. 

Beim derzeitigen Aktienkurs von 563 Schil­
ling beziehungsweise 574 Schilling ergeben 
sich für den Erwerber Gewinne von 390 Prozent 
beziehungsweise 325 Prozent." 

Damals habe ich hinzugefügt: "Ich möchte 
abschließend eindeutig klarstellen, daß nach 
meiner Auffassung keinerlei moralisch zu 
rechtfertigender Anlaß besteht, auf Kosten 
der Republik Österreich und damit des öster­
reichischen Volkes, das man immer wieder 
zur Genügsamkeit und Sparsamkeit mahnt, 
in- oder ausländischen Spekulanten solche 
Gewinne zukommen zu lassen." 
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Ich kann Ihnen nur eines sagen, Herr Abge­

ordneter Weiß mann : Damals, als wir diesen 
Beschluß faßten, haben uns die Herren Ihrer 
Partei versichert: Das ist das Maximum, 
was herauszuholen ist, das bleibt natürlich 
bei den Leuten, und das geht nicht hinaus. 
Und dann war das das Resultat! Ich bekenne 
mich dazu: Wir haben Ihnen damals ver­
traut; das ist keine Schande, wenn man 
einem Partner vertraut. Aber wenn man 
ihm ein zweites Mal vertraut, nachdem man 
einmal hineingelegt worden ist, so ist es eine 
Schande, und die werden wir uns nicht antun. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe Ihnen aber in derselben Rede 
gesagt, daß wir durchaus bereit sind, auch 
über gemischte Gesellschaften zu reden. Das 
ist gar nichts Neues, was ich vor 14 Tagen 
in der Handelskammer gesagt habe, das 
habe ich schon vor einem Jahr hier gesagt. 
Ich habe nämlich weiter gesagt: 

"Es scheint jedoch denkbar, daß bei Auf­
nahme der Fertigwarenerzeugung in neuzu­
errichtenden Unternehmungen und Betrieben 
auch eine Verbindung mit nichtstaatlichen 
Unternehmungen eingegangen werden kann, 
wobei allerdings der verstaatlichten Unter­
nehmung in der Hauptversammlung die Mehr­
heit gesichert bleiben soll. Das muß nicht 
bedeuten, daß der andere Partner in Fragen 
der Organbestellung und der Wirtschafts­
führung durch den Mehrheitseigentümer immer 
überstimmt werden soll. Dies kann durch 
vertragliche Vereinbarungen anläßlich der 
Gründung eines gemeinsamen Unternehmens 
ähnlich geordnet werden, wie es ja auch in 
der Politik Verträge gibt, die ein Überstimmen 
ausschließen. " 

Das gilt beispielsweise, sagen wir, im An­
teilsverkauf und anderen Dingen mehr. Das 
ist auch schließlich voriges Jahr hier gesagt 
worden. Weitergekommen sind wir trotzdem 
nicht um einen Schritt. 

Nun noch ein Wort zur Geschichte mit 
der ÖROP, was ja nicht neu ist. Die kennen 
wir ja schon aus der IBV-Zeit; darüber hat 
es in der IBV-Zeit schon Anträge gegeben. 
Was ist hier passiert 1 Die Arbeiter der ÖMV 
und der ÖROP haben bei mir und beim 
Finanzminister vorgesprochen. Ich möchte 
eindeutig sagen: Es waren alle! Sie wissen 
genau, es waren Ihre Herren vom ÖAAB ge­
nauso dabei wie die beiden anderen Fraktionen, 
die dort sind. Und da hat der Herr Finanz­
minister gesagt: Bitte, ÖMV, sehr richtig, 
aber ich kann mir da nur einen Mehrheits­
anteil der ÖROP vorstellen, der hinüber­
geht, nicht 100 Prozent, aber eine Mehrheit 
der ÖMV, damit sie führen kann. Die waren 
nicht sehr begeistert davon, denn die ÖMV 

will sie ja 100prozentig haben, weil das ja 
auch die Führung erleichtert. Sie sind also 
damit weggegangen. Dann kommt es zu der 
Sitzung in dem kleinen Komitee des Fünf­
zehnerausschusses. Das war nach meinem 
Vortrag, in dem ich gesagt habe: Maehen 
wir da endlich einen Schritt weiter! Sagen 
wir auf der einen Seite, wir anerkennen den 
Komplex "Verstaatlichte Unternehmungen" 
so, wie er ist, und auf der anderen Seite sagen 
wir: Wir gehen in keine weitere Verstaat­
liehungen anderer Wirtschaftszweige ein! Das 
erste, was ich von einem Ihrer Kolkgen ge­
hört habe, Herr Abgeordneter Wcißmann, 
war dasselbe wie von Ihnen: "Das ist ja aus­
gEzeichnet! Wir sind dafür, das scheint 
uns die Basis." Und was war der nächste 
Satz 1 "Aber 49 Prozent von der ,Martha' 
müssen Sie privatisieren, damit wir bereit 
sind, einen Anteil der ÖROP der ÖMV zu 
geben." 

Jetzt werde ich Ihnen die Geschichte von 
den stimmrechtslosen Aktien von der "Martha" 
erzählen: 

Die "Martha" hat ein Gesellschaftskapital 
von 25 Millionen Schilling, sie hat ein Eigen­
kapital von 125 Millionen Schilling. So 
"schlecht" sind nämlich die verstaatlichten 
Unternehmungen innerlich. Sie zählen immer 
ein paar auf '" (Abg. Dr. Weißmann: 
I eh habe keine Namen genannt!) Wir werden 
uns einmal darüber unterhalten, warum dort 
die Betriebsführer so lange bleiben konnten, 
obwohl ich wiederholt aufmerksam gemacht 
und verlangt habe: Tauschen wir sie aus! 
Ich kann das ja nicht vorschreiben. Ich kann 
nicht einmal einem Aufsichtsrat einen Auf­
trag geben - wie es in der Privatwirtschaft 
möglich ist -, wenn sich ein Betriebsvorstands­
mitglied als nicht fähig erweist. 

125 Millionen! Wissen Sie, was das heißt? 
Sie wissen es schon. Das heißt, wenn wir 
ein Stück 1000 Schilling-"Martha" -Aktie aus­
geben und korrekte Eigentumsverwalter sind, 
daß wir sie um 5000 S anbieten müssen. 
Die "Martha" zahlt 7 Prozent Dividende. 
Der Erwerber kriegt also 70 S für das, wofür 
er 5000 S bezahlt hat. Es kommen noch 
17 Prozent Abgabe davon weg, es bleiben 
ihm 58 S, er kriegt also für ein Kapital von 
5000 S 58 S, Zinsen. Und jetzt sagiJn Sie 
Arbeitern und Angestellten, sie sollen für 
5000 S erspartes Geld, für das sie bei einer 
Verzinsung von 3,5 Prozent bei jeder Spar­
kasse 165 S im Jahr bekommen, 58 S nehmen, 
damit sie eine stimmrechtslose Aktie kriegen. 
Was soll das also sein 1 Doch nichts anderes, 
als daß man, statt daß man endlich in der 
von allen Volkswirtschaftlern, von den Kam­
mern, die ja die Interessenvertreter sind, be-
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jahten Angliederung einer eigenen Vertriebs­
gesellschaft an die ÖMV weiterkommt, wieder 
eine dogmatische Barrikade aufstellt, indem 
man in einem Satz sagt: wir sind für den 
angebotenen Waffenstillstand, und im nächsten 
Satz schon eine Bedingung stellt, die das 
durchbricht. Und da soll man in der ver­
staatlichten Industrie in Österreich weiter­
kommen! 

Wir haben gewisse Fortschritte erzielt. 
Herr Kindl, ich kann sagen: Das Arbeiten 
in dem Fünfzehnerausschuß oder zumindest 
mit den Vorständen der verstaatlichten Unter­
nehmungen, wo es kaum je dogmatische oder 
politische Streitigkeiten gibt, ist erfreulicher­
weise ja ganz günstig, nur geht es halt in 
dem Augenblick nicht weiter, wo man auf 
politische Dinge kommt. In dem Jahr, in dem 
man einen gewissen bescheidenen Fortschritt 
erzielt hat, der nicht einmal in arithmetischer 
Progression zu werten ist, geht es rund­
herum in geometrischer Progression weiter. 
Ich will Ihnen nur einige Beispiele sagen: 

In der Bundesrepublik haben Salzgitter 
und Hösch ein Großrohrkontor Düsseldorf zum 
gemeinsamen Verkauf ihrer Rohrprodukte 
entwickeln können. Wir erzeugen in drei 
verstaatlichten Unternehmungen Rohre, wahl'­
scheinlich mit einem Gesamtausstoß von viel­
leicht einem Zehntel von dem, der dort er­
zeugt wird und konzentriert wird. Die Dort­
mund-Hörder-Hütten-Union, die Hösch-West­
falenhütte, Hüttenwerk Oberhausen und 
Mannesmann haben ein gemeinsames Stab­
und Formstahlkontor gegründet, das die in 
diesen vier Werken akquirierten Aufträge nach 
eigenem Programm auf die Walzstraßen der 
vier Firmen optimal aufteilt und dadurch 
eine Leistungssteigerung von 15 Prozent er­
zielen kann. Na, und in Österreich ~ In 
Österreich erzeugen die vier zusammen besten­
falls das, was an der Untergrenze eines der 
Genannten liegt, und die vier müssen als 
selbständige Unternehmungen weiterhin gegen­
einander im Ausland arbeiten, sind im In­
land nicht aufeinander abgestimmt, in die 
gegenseitigen Produktionsprogramme kann 
keine Übereinstimmung gebracht werden, weil 
das eine Konzentration ist. 

Die Privatwirtschaft, die ausländische Kon­
kurrenz sieht die Konzentration geradezu 
als einen essentiellen Bestandteil der Markt­
wirtschaft an. In Österreich wird die Kon­
zentration der verstaatlichten Unternehmun­
gen von den Anhängern der Marktwirtschaft 
nur gestört und behindert. Bis jetzt· ist 
doch auf dem Gebiet, das wissen Sie so wie ich, 
nicht der geringste Fortschritt zu erzielen. 

lichen Gewinn vorgelesen. Sie wissen doch 
genauso wie wir, daß man vom steuerpflichtigen 
Gewinn bei Kapitalgesellschaften gewisse Rück­
lagen machen kann. Es sei zugegeben, daß 
vielleicht nicht jenes Maximum an Dividenden 
hereinkommt, das möglich wäre, aber bitte 
sagen Sie das Ihren Herren! Alle Dividenden­
zahlungen werden in den Unternehmungen 
einstimmig von Vorstand und Aufsichtsrat 
beschlossen, und in den großen hat Ihre 
Fraktion zumeist die maßgebenden Vorstands· 
direktoren, in der Alpine, in der VÖEST, 
bei Böhler und in der ÖMV doch erst recht. 
Wenn Sie glauben, daß es leicht ist, wenn 
die sich einmal auf etwas festgelegt haben, 
sie davon wegzubringen, dann irren Sie sich. 
Was kann ich denn tun? Ich kann ja als 
Hauptversammlung nichts machen, als höch­
stens dem Aufsichtsrat zu sagen: Ich nehme 
die Dividende nicht zur Kenntnis! Da wird 
sich der Vorstand furchtbar kränken, wenn 
er bis zur Erledigung des Streitfalles das 
Geld, das er abführen müßte, als unver­
zinsliches Betriebskapital im Betrieb halten 
kann. Wegschicken kann ich ja keinen Auf­
sichtsrat, wenn er nomine des Eigentümers 
einer Dividende zustimmt, die der Eigentümer 
als zu gering erachtet. Gar nichts kann man 
tun! Hinnehmen muß man es! So schaut 
das aus. Wenn Sie da Ordnung haben wollen, 
von mir haben Sie keinen Widerstand zu 
I?rwarten, aber dann sagen Sie das Ihren 
Herren in den Unternehmungen, wie ich es 
Ihnen schon ein paarmal hier und im Aus­
schuß gesagt habe; aber mit der Unter­
stützung, da ist es nichts. 

Zu einem bekenne ich mich: Ich bin der Mei­
nung, daß man in guten Jahren in den Unter. 
nehmungen etwas Fett ansammeln soll, weil 
Jahre kommen werden, wo man es brauchen 
wird. Und ich kann Ihnen sagen - auch das 
sollte einmal nicht nur immer von mir, wo es 
ja parteipolitisch klingt, sondern auch von 
Ihnen gesagt werden, weil es ja da ist und 
in den Bilanzen aufscheint, die Sie ja auch 
lesen können -, daß wir faktisch im Gesamt­
schnitt der verstaatlichten Unternehmungen, 
samt Hofherr und SGP, ein Verhältnis zwischen 
Eigenkapital und ·Bilanzsumme von 1 zu 0,94 
haben für den Konzern, der in diesem Jahr 
hoffentlich 26 Milliarden Schilling einbringen 
wird. Ich würde manchem im Ausland wün­
schen - im Inland haben wir ja nichts Ähn­
liches auf dem Gebiet in dieser Größe -, die 
so viel von sich reden machen und vor denen 
manche Österreicher so auf de,m Bauch liegen, 
sie sollten eine so gesunde innere Kapitalstruktur 
haben, wie wir sie haben. 

Wie schauen wir wirklich aus 1 Ich habe Das Problem liegt einfach darin, daß wir 
im Ausschuß einige Zahlen über den wirk- es uns auf die Dauer bei den steigenden 
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KOf~ten - ich möchte das ausdrücklich sagen: 
nicht aus dem Inland, sondern bei den steigen­
den Zulieferungskosten - als Kontinental­
staat nicht leisten können, hier eine Organi­
sationsform beizubehalten, die übermäßige 
VerwaltungskOl:Jten mit sich bringt, die dazu 
führt, daß man in der Welt draußen doch ein 
bisserl komü;ch wirkt, weil man bei diesen 
Produktionsziffern noch separate Werke auf­
rechterhält. 

Meine Herren! Heute rechnet man im inter­
nationalen Stahlgeschäft mit einer Mindest­
produktion von 10 Millionen Jahrestonnen, 
um sich eine gemeinsame Einkaufsorganisation 
zu schaffen. Die deutschen Hüttenwerke haben 
doch in Afrika schon ihre Hüttenbetriebe, die 
verhütten doch dort das Erz, die führen doch 
nicht das taube Gestein über den Ozean und 
laden es noch auf. Wir haben zum Teil beim 
russischen Erz den, Donaufrachtweg, der es 
ein bißehen billiger macht, da geht es ja noch, 
aber für uns ist eine Tonne Blech, die wir von 
Linz an die Küste liefern, mit 12 Dollar 
Fracht belastet, und da müssen wir mit einer 
solchen Form von Organisation eine inter­
nationale Konkurrenz aushalten! Meine Her­
ren! Man kann sich ausrechnen, wie lange 
selbst bei der besten und sparsamsten Wirt­
schaftsführung diese Form des Festhaltens an 
historischen Entwicklungsforl1len möglich ist. 

Ich habe in meinem Vortrag auch gesagt: 
Ich habe mit dem Herrn Präsidenten Maleta 
- damals haben wir beide andere Funktionen 
gehabt - diesen Proporz ausgemacht, nicht 
auf ewig, aber um endlich einmal diese die 
Koalitionsarbeit lähmenden Streitigkeiten um 
jede Postenbesetzung wegzubringen. Wir haben 
doch früher im Sechserausschuß und dann in 
der Koalition monatelang die ganze Arbeit 
wegen irgendeines Verwalter- oder V orstands­
postens lahmgelegt, und jeder hat gewußt: 
Zum Schluß werden wir uns schon auf irgend 
etwas einigen! Wir beide waren damals nicht 
in der heutigen Funktion und haben im 
Parlament nach solchen Streitigkeiten gesagt: 
Hat denn das einen Sinn, wenn wir ohnedies 
schon entschlossen sind, es gemeinsam zu 
verwalten 1 Stellen wir eine Regel auf, die 
uns solche überflüssige Streitigkeiten erspart! 
Ich kann Ihnen sagen, wenigstens der Anteil 
ist heute außer Streit gestellt, den jede Regie­
rungspartei dort hat, und das müßte sich 
nicht einmal auf die Regierungsparteien be­
schränken; wir können auch da weitergehen. 
Das ist nicht die Endstation! Ich habe das 
ausdrücklich gesagt in dem Vortrag : Das 
scheint nicht die Endstation zu sein. Wenn 
man aber damit den Gedanken verbindet, 
man könne hier etwas umdrehen, man könne 
den einen oder anderen gegen den bekundeten 
Willen der Wähler hinausbringen, dann ist 

es eben Schluß, dann ist das Gespräch, Herr 
Abgeordneter Fink, wieder einmal arn Ende. 

Es ist hier gesagt worden, wir hätten Bevor­
zugungen. Herr Abgeordneter Härnrnerle, ich 
möchte nur sehen, was Sie sagen würden, 
wenn man zur Textilindustrie sagen würde: 
Die inländischen Betriebe zahlen 15 Prozent 
Steuer und die Ausländer 9 Prozent, so wie 
es beim Förderzins für die Mineralölförderung 
ist! 

Und die Investmentbank kriegt nichts 1 
Glauben Sie, für die Kredite der Investment­
bank garantiert der Bund nicht ~ Ich habe 
nie meine Zustimmung verweigert, und die 
Investmentbank gibt ihre Kredite bestim­
mungsgemäß nur der Privatwirtschaft und nicht 
einem verstaatlichen Unternehme}). So ist das 
doch! Ich habe mich niemals geweigert. Und 
warum? Glauben Sie, wir haben ein Interesse 
daran, daß deswegen, weil Sie ein privatwirt­
schaftlicher Betrieb sind, Sie schlechtere Kon­
kurrenz bedingungen haben als ein anderer? 
Nicht im geringsten! Da sind uns die Arbeiter, 
die bei Ihnen beschäftigt sind und deren 
Existenz mit dem Betrieb zusammenhängt, 
viel zu wertvoll, als daß· wir so eine Politik 
machen könnten. Außerdem halten wir das 
im Interesse einer Gesamtwirtschaft für schäd­
lich. Das werden wir nie tun. 

Aber helfen Sie doch mit! Als Sie zu uns 
gekommen sind und ein Stickereiförderungs­
gesetz verlangt haben, haben wir damals gesagt: 
Die Vorarlberger Industrie ist Volkspartei, ist 
also gegen uns? Haben Sie nicht das Stickerei­
förderUllgsgesetz bekommen? Jetzt soll mit 
uns über eine Verlängerung des Mühlengesetzes 
verhandelt werden. Aber wenn es um eine 
Vertriebsorganisation für die ÖMV geht, deren 
Notwendigkeit niemand bestreitet, keine Frak­
tion im Betrieb, heißt es: Das geht nicht, 
denn das sei eine "Ausweitung" der verstaat­
lichten Industrie. Dabei gehört die ÖROP der 
Republik Österreich, sie wird nur vom Finanz­
ministerium verwaltet, genauso wie die ÖMV. 
Und wenn wir einen Teil davon haben wollen, 
so heißt es: Dann müßt ihr aus den anderen 
verstaatlichten Betrieben etwas hergeben, denn 
ihr seid ja die Dogmatischen, wir sind es nicht. 
Und da soll man weiterkommeri! (Abg. Dok­
tor Weißmann: Die "Martha" zur Gänze, 
denn sie ist eine Vertriebsgesellschaft!) Ja, aber 
sie darf mit der ÖMV nicht in irgendein N ah­
verhältnis gebracht werden. Sie wissen genauso 
wie ich, daß wir dazu einen Hauptausschuß­
Beschluß brauchen, wir brauchen dazu einen 
Regierungsbeschluß, und bis heute ist dieser 
nicht möglich gewesen. Was im Nahverhält­
nis möglich war, ist ja geschehen, denn die 
Generaldirektoren bei der ÖMV wie bei der 
"Martha" sind ja von Ihrer Fraktion, da wird 
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ja keiner irgendwie politisch farbenmäßig 
abgelöst. Aber nicht einmal das darf sein. 
So schaut das doch in Österreich aus. 

Wir haben jetzt begonnen, über Kapital­
marktgesetze außer halb des Hauses zu reden. 
Niemand von uns wird leugnen, daß für die 
ganze österreichische Wirtschaft ein Kapital­
markt notwendig ist, obwohl wir wissen, daß 
es natürlich eine gewisse Umbuchung zur Folge 
hat. Aber glauben Sie, mit solchen Gesprächen 
kommen wir weiter? Glauben Sie denn, 
man kann eine Zusammenarbeit fördern, wenn 
man mit dem ersten Satz sagt: Ja, wir sind 
für die Aufrechterhaltung des Zustandes, und 
im zweiten Satz zu etwas, was notwendig ist 
und von den eigenen Leuten genauso wie von 
uns verlangt wird, sagt: Ja, aber nur dann, 
wenn ihr bereit seid, das herzugeben! Und 
das nennen Sie dann Entideologisierung! 

Ich würde nichts sagen, wenn wir hergehen 
und vedangen würden, es muß das oder jenes 
dazukommen. Fällt uns gar nicht ein! Ich 
habe das offen gesagt, nicht nur hier, sondern 
auch draußen. Wir haben in Österreich genug 
öffentliches Eigentum, wir brauchen 
gar nicht mehr. Es ~oll nur besser koordiniert 
werden, dann könnte man zum Nutzen der 
Gesamtwirtschaft bessere Erfolge erzielen. Aber 
darin wird man ja, ungeachtet aller positiven 
Beteuerungen, in der Praxis leider nicht unter­
stützt. 

Dasselbe ist doch mit den Fon;chullgti­
zuwendungen, mit den Förderungen. Ja, Herr 
Abgeordneter Weißmann, wissen Sie denn nicht, 
daß mit Ausnahme einiger Gesetze auf dem 
agrarischen Sektor unsere ganzen Förderungs­
maßnahmen, wie sie im Budget sind, dem 
rechtsstaatlichen Charakter des Artikels 18 
widersprechen ~ Wie oft haben wir das hier 
gesagt? Wie oft haben wir eine allgemeine 
gesetzliche Grundlage für das Förderullgs­
gesetz verlangt? Sie sagen: Die Förderung 
in der Verstaatlichten hat keine Rechtsgrund­
lage ! Im Handelsministerium hat es genauso 
keine Recht.sgrundlage. Aber dort paßt. es 
Ihnen. So kann man doch auf die Dauer 
nicht zusammenarbeiten, darüber müssen Sie 
sich doch auch klarwerden. Wenn Sie Oppo­
sitionspartei wären, nicht drin säßen, wenn Sie 
nicht mitverwalten, mitreden, mitentscheiden 
könnten, könnte ich das noch verstehen, ob­
wohl ich Ihnen sagen muß: Wenn Sie die Ver­
antwortung hätten, würden Sie es bei einer 
anderen Oppositionspartei nicht als volks­
wirtschaftlich richtig anerkennen, wenn sich 
diese Oppositionspartei als Außenstehende 
so verhalten würde - nicht reden, sondern 
verhalten! -, wie Sie es leider im-Bereich der 
verstaatlichten Industrie tun. (Abg. Doktor 
Weißma.n.n: Wir haben halt vom .Herrn Uhlir 

sehr viel gelernt, Herr Vizekanzler, das muß ich 
sagen!) Nein, Sie haben dazu gar keine 
Lehre gebraucht, Herr Abgeordneter Doktor 
Weiß mann (Abg. Dr. N eugebauer: Ein Sell· . 
made-Mann! - Heiterkeit), zumindest keine 
parlamentarische; vielleicht haben Sie eine 
andere gekriegt. (Beifall bei der SPÖ.j 

Ich kann Ihnen nur sa.gen: Nach der heutigen 
Debatte hat man ja wiederum mehr Gefühl 
für die Zusammenarbeit bekommen, das die 
gestrige Auseinandersetzung vielleicht noch 
nicht ganz rUilliE'lt hat.. Bei der Verst.aat­
lichten handelt. es sich immerhin um 26 Mil· 
liarden Schilling Umsatz im Jahr, das sind 
mehr als 14 Prozent des österreichischen N<\,­
tionalprodukts, hier sind mindestens 26 Pro­
zent des österl'eichischen Gesamtexportes oder 
33 Prozent des Exportes der gewerblichen 
Wirtschaft. Die VÖEST allein exportiert 
vom österreichischen Gesamtexport 10,3 Pro­
zent. Glauben Sie, daß man es auf die Dauer 
mit schönen Worten zustande bringen wird, 
diese Positionen der österreichischen Industriel­
len - denn das >lind auch die Direktoren der 
Verstaatlichten, die sogenannten "Parteibuch­
Direktoren ", von welcher Partei sie auch 
hingesetzt werden - zu halten? Sind Sie der 
Meimmg, daß man die verantwortungsbewußte 
Arbeit dieser Vorstandsmitglieder und ihrer 
Mit.arbeiter in elen Bet.rieben weiterhin nicht 
unterst.ützen soll, wie es bisher geschehen 
ist? Lange werden wir uns das in Österreich 
nicht mehr erlauben können, denn die Reser­
ven, die wir noch an Arbeitskraft und an Inten­
sität haben, gehen zu Ende. Wir haben der­
zeit gerade in einem Raum, in dem die öster­
reichische Industrie einmal wirtschaftlich 
führend WH,r, große Chancen, und Sie werden 
sehr bald, wenn die Zeit dazu reif ist, es zu 
sagen, ohne Konkurrenten zu nützen, etwas 
davon hören, Wtl,S hier in der Ausnützung 
dieser Chancen geschehen ist. Ich hoffe, 
daß Sie dann Ihre politischen Bemerkungen 
über die "Ostallfälligkeit" wenigstens auf das 
Maß reduzieren, das in Ihrer Zeitung "Die 
Industrie" zuletzt zum Ausdruck gekommen 
ist. 

Und wenn ich schon bei der "Industrie" 
bin, Herr Abgeordneter Dr. Weißmann: Haben 
Sie in der Nummer 1 von diesem Jahr gelesen, 
was übel' den Aktienmarkt driunensteht '? 

Da hat die "Industrie" in der ersten Nummer 
des Jahres 1964 auf Seite 14 das Börsenjahr 
1963 beschrieben und festgestellt, daß der 
Gesamt-Aktienkurs im Jahre 1963 eine Ver­
minderung um 11,2 Prozent erfahren hat, 
und wörtlich hinzugefügt: "Der Aktienmarkt 
leidet unter der wachsenden Abnahme der 
Interessenten." Bitte, eine besondere Absti­
nenzpplitik· von unserer Seite kalill _ nicht 
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dazu geführt haben, denn aus unseren Kreisen 
kommen wenige Interessenten dorthin. Der 
Umsatz an Aktien betrug im Jahre 1962 
rund 677 Millionen, im Jahre 1963230 Millionen 
Schilling. Wenn Sie 10 Prozent VÖEST­
Aktien ausgeben wollten, HeIT Abgeordneter 
Dr. Weißmann, bei einem Eigenkapital von 
3,2 Milliarden, also mit einem Kurs von 
320 Millionen, so ist das ein Nominale von 
140 Millionen, oder wenn Sie es zum wahren 
Begebungskurs umrechnen, sind es rund 
460 Millionen. 10 Prozent Aktienausgabe 
bei der VÖEST würde also mit 460 Millionen 
das Doppelte des gesamten Aktienumsatzes 
an der österreichischen Börse im Jahre 1963 
sein. So schaut das in Ziffern aus. 

Und zum Schluß möchte ich Ihnen noch 
etwas über die Stillegung von Betrieben sagen. 
Natürlich kann man darüber reden, man muß 
auch woanders darüber reden. Es gibt Still­
legungen von Zechen, natürlich auch in der 
Montanunion, und niemand kann sagen, das sei 
der politischen Form der Montanunion zuzu­
schreiben. Aberniemandvon uns wird behaupten, 
daß die Montanunion etwa eine progressive so­
zialistische Führung hat. Aber trotzdem: Dort 
sagt man nicht nur "stillegen ", sondern dort 
sagt man auch: Was geschieht mit den Ar­
beitern in den stillgelegten Betrieben? Denn 
dort in Westeuropa, Herr Abgeordneter Doktor 
Weißmann, hat man diesen Geist des Neo­
liberalismus, der sagt: "Er soll sich eine 
Arbeit suchen, wir haben ohnehin Vollbeschäf­
tigung!", glücklicherweise schon weitgehend 
abgelegt. In Österreich ist er leider noch vor­
herrschend. (Ruf bei der SPÖ: Bei den Weiß­
männern!) Er kleidet sich dann immer in die 
Worte: "Die wollen Geld vom Staat, das Budget 
muß schon wieder einmal herhalten!" 

Ich lese Ihnen jetzt etwas davon vor: 
"So erhalten die von einer Zechenstill­

legung betroffenen Bergleute" - in der 
Bundesrepublik - "bei einem Arbeitsplatz­
wechsel zu einer anderen Schachtanlage oder 
zu einem Unternehmen außerhalb des Berg­
baus Fahrt- und Anreisekosten zur Arbeits­
aufnahme und im täglichen Berufsverkehr, 
Umzugsgelder, Trennungsentschädigung bei 
doppelter Haushaltsführung und Lohnbei­
hilfen bis zu 12 Monaten bei einer Einkommens­
minderung auf dem l1ellen Arbeitsplatz. Die 
Arbeitsaufnahme in einem neuen Betrieb 
wird weiterhin erleichtert durch Umschu­
lungsbeihilfen und Anlernzuschüsse. Darüber 
hinaus wird für den Fall, daß trotz guter 
Möglichkeiten der Arbeitsvermittlung Arbeits­
losigkeit eintreten sollte, ein Wartegeld als 
Zuschuß zum Arbeitslosengeld oder zur Unter­
stützung aus der Arbeitslosenhilfe gewährt. 
Für 50jährige und ältere Bergleute ist unter 
gewissen Voraussetzungen eine Übergangs-

beihilfe während ihrer Beschäftigungslosig­
keit vorgesehen, die den Anschluß an die 
Knappschaftsausgleichsleistung ermöglicht. Die 
55jährigen und älteren Bergleute, die von einer 
betriebsseitigen Kündigung getroffen werden, 
erhalten bei Erfüllung einer Wartezeit nach 
dem Knappschaftsänderungsgesetz vom 23. Mai 
1963 eine Knappschaftsausgleichsleistung, die 
während der Zeit der Arbeitslosigkeit gewährt 
wird. Dadurch wird ihnen die Möglichkeit 
gegeben, ihr Altersruhegeld bis zur Voll­
endung des 60. Lebensjahres ohne Schwierig­
keiten abzuwarten. Die Knappschaftsaus­
gleichsleistung erreicht etwa 80 Prozent des 
Altersruhegeldes. " 

So schaut es in der Bundesrepublik Deutsch­
land aus. Wissen Sie, was bei uns war? Die 
Knappschaftsversicherung des österreichischen 
Bergbaues, die eine der bestgeführten echten 
Versicherungen war, ist an den Rand des 
Ruins gebracht worden, weil sie für 57jährige, 
die in stillgelegten Gruben keine Arbeit ge­
funden haben, die Knappschaftsrente über­
nommen hat. Sie wäre überdies nach dem 
Gesetz dazu nicht nur nicht verpflichtet, 
sondern auch gar nicht berechtigt gewesen. 
Aber etwas anderes als die Stempelkarte hat 
man clen Bergleuten damals nicht gegeben. 
Auch heute noch nicht. Jetzt haben wir 
eine Knappschaftsversicherung, die ihre Re­
serven restlos aufgezehrt hat, die einen Be­
schäftigtenstand hat, der ähnlich wie bei der 
Landwirtschaft ständig zurückgeht, daher ge­
ringere Beitragseinnahmen hat, und die jetzt 
dem Staat zur Last fällt; bei rechtzeitiger 
Einsicht, daß man nicht stilllegen und die 
Leute nicht wie ein Stück Vieh hinaus­
schmeißen kann und ihnen nicht sagen kann: 
Sucht euch etwas!, hätte man diese Versiche­
rungsanstalt erhalten können. (Abg. Doktor 
We i ß man n : Herr Vize kanzler, ich habe doch 
ausdrücklich gesagt, daß wir für Vorsorgen, 
Hills- und (Jberbrückungsmaßnahmen sind!) 
Ja, 1960 haben Sie das gesagt. Aber jedesmal, 
wenn ich bei den Budgetverhandlungen ge­
kommen bin, hat es geheißen: Schon wieder 
wollen Sie das Budget ruinieren; immer wieder 
nur Geld für die Verstaatlichte! 

Wissen Sie, wie man bei Zechenstillegungtm 
in der Bundesrepublik vorgeht? Ich gebe 
Ihnen dann die "Frankfurter Rundschau". 
(Abg. Dr. Kummer: Ein Ton ist das von 
der Ministerbank ! - Abg. Dr. J. Grube?·: 
Sie halten von der M inislerbank aus eine Rede, 
wie man sie in einer Partei versammlung halten 
könnte! - Abg. Ing. Häuser: Darf man 
nicht mehr sagen, was wahr ist?) Meine Herren, 
ich werde Ihnen etwas sagen: Es sind auch 
genügend Beschuldigungen hier erhoben wor­
den. Ich hätte mich gefreut, wenn Sie ge­
sagt hätten, daß man das, was selbst in Staaten, 
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in denen Sozialdemokraten nicht einmal an 
der Regierung beteiligt sind, als richtig und 
sozial notwendig anerkannt wird, auch in 
Österreich machen kann. Statt dessen kommt 
Ihr Protest gegen den Ton - den ich sofort 
reduzieren werde, meine Herren. Ich kann 
Ihnen das ebenso sanft sagen. (Abg. Dr. K um­
me1": Das wäre eher am Platz I) Vielleicht 
ist es dann noch eindringlicher, Herr Dr. Kum­
mer. 

Zustimmungen, daß etwas geschehen muß, 
habe ich von Ihrer Seite, auch von Ihnen 
persönlich, seit 1960 gehört, aber noch nicht 
einen Schilling für einen Bergmann bekommen, 
dem auf diese Art und Weise die Existenz 
genommen wurde. So schaut es in Wahrheit 
aus. (Lebhafte Zustimmung bei der' SPÖ.j 

Ich kann Ihnen aus der Debatte 1962 die 
Reden vorlesen, die gegen mich gehalten 
wurden, weil ich mich dafür eingesetzt habe, 
daß der staatliche Kohlenbergbau erhalten 
wird. Heute können Sie im Bericht des Wirt­
schaftsförderungsinstitutes lesen, daß die kalo­
rischen Kraftwerke bereits ausländische Kohlen 
importieren müssen, weil die inländische Koh­
lenförderung nicht mehr ausreicht. Vor zwei 
Jahren bin ich von Ihnen als Verschwender 
des Volksvermögens bezeichnet worden, weil 
ich mich dafür eingesetzt habe, daß die staat­
lichen Kohlengruben erhalten werden. (Abg. 
D1·. Kummer: Doch nicht von mirl) Nicht 
von Ihnen, nein, das möchte ich sagen, nicht 
von Ihnen persönlich, Herr Abgeordneter 
Kummer, aber aus Ihren Reihen! 

Jetzt sage ich Ihnen, was man in der Bundes­
republik macht, um so etwas zu erleichtern. 
Das geschieht doch nicht von heute auf 
morgen. In der Bundesrepublik gilt folgendes: 

lieh auf die Bergleute übertragen worden. Man 
hat versucht, durch Solidaritätsleistung ihrer 
Sozialversicherung, die dazu nicht verpflichtet 
war, vielleicht nicht einmal gesetzlich dazu 
berechtigt war, die Härten einigermaßen zu 
mildern. 

Meine Herren ! Wenn man sich zu solchen 
Maßnahmen versteht, wird vieles leichter 
möglich sein. Es macht niemandem Freude, 
Betriebsstätten aufrechtzuerhalten, von denen 
er den Eindruck hat, daß sie auch bei einem 
Wechsel der Betriebsführung in dieser Größen­
ordnung in der heutigen konzentrierten Wirt­
schaft nicht in der Lage wären, einen wenig­
stens die Kosten deckenden Betrieb zu führen. 
Das macht niemandem Freude. Aber wenn 
man als ein Staat, der sich immer gern sozial 
nennt, den Leuten nichts anderes zu geben hat 
als entweder eine vorzeitige Pension, eine 
Frühpension, die man in den Budgetverhand­
lungen auch gerne ein bißehen kupiert hätte, 
wenn wir zugestimmt hätten, oder die Arbeits­
losenkarte, dann wird man mit uns nicht reden 
können. Wir verstehen vollkommen, daß die 
Landwirtschaft sagt, daß selbst bei Absiedlungen 
in Bergbauerngebieten schonend vorgegangen 
werden muß, daß man den Menschen Gelegen­
heit geben muß, sich in einer anderen Umge­
bung seßhaft zu machen und einer Beschäfti­
gung nachzugehen. 

Ich hoffe, daß die heutige Debatte dazu 
beiträgt, daß Sie dasselbe Verständnis nicht 
nur in Worten, sondern durch Ihre Zustimmung 
auch in Taten für die Beschäftigten der ver­
staatlichten Schwer- und Hüttenindustrie 
Österreichs in Zukunft zeigen werden. (Lebhaf­
ter Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Spezialberichterstatter verzichtet auf 
das Schlußwort. Damit ist die Aussprache 
über die Gruppe II a beendet. 

N ach dem Gesetz über den Rationalisierungs­
verband erhält jede Bergwerksgesellschaft 
25 Mark pro Tonne jährlich geförderter Kohle, 
um die Stillegungskosten zu bestreiten. Vorraus­
setzung ist, daß mit der Stillegung spätestens 
am 31. August 1965 - bei Änderung des Die Tagesordnung ist erschöpft. 
Gesetzes ein Jahr später - begonnen und daß .... . 
drei Jahre danach die Förderung eingestellt DIe nachste SItzung find~tmorgen, FreIt~g, 
wird. den . 2~., um. 9 Uhr .vormItt.ag statt. EIne 

W
· h b . Ö . h h . d F" d I schrifthelle EInladung 1st bereIts ergangen. Ir a en In sterrelC 0 ne Je e or erung 

stillegen müssen. Die Härten sind ausschließ- Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluß der Sitzung: 16 Uhr 40 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei. 3560 64 
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